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ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT/April 1951 


Zahlreiche Zuschriften wünschen eine systematische Klärung 


des Begriffes der Geopolitik. In dieser Hinsicht bittet jedoch 
die Schriftleitung zunächst um Geduld. Die deutsche geopo- 
litische Schule ist durch den Krieg zerschlagen. Während sie in 
anderen Ländern sich ausgebreitet hat und weiter entwickelt 
worden ist, ist in Deutschland eine Unterbrechung eingetreten, 
die erst langsam aufgeholt werden kann. 

Die Schriftleitung hält es für nützlicher, anschauliches Mate- 
rial darzubieten, als mit erkenntnistheoretischen und metho- 
dologischen Erörterungen zu beginnen. Sie behält sich eine 
spätere Stellungnahme zu Begriffen, Abgrenzungen und zur 
deutschen Geopolitik vor. 

Wissen um die Tatsachen und Ereignisse in der Welt ist die 
Voraussetzung zu geopolitischem Denken. Heute geht es vor- 


dringlich um die Vermittlung dieses Wissens. 


Die Schriftleitung 
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ERNST KERN 


\ Krieg, Recht und Moral 


Es ist ein Gebot der Vernunft, die großen Auseinandersetzungen, in denen wir 
‚stehen, nicht mit Maßstäben, Schlagworten und Begriffen zu erfassen, deren wir 
uns erst seit 1945 bedienen. Die Geschehnisse, die drohend auf uns zukommen, 


‘ haben säkularen Rang. Man wird ihnen besser gerecht, wenn man sie frei von 


' 


'Verdammung und Heilsanpreisung betrachtet und sie auch nicht mit den Augen des 
Siegers oder des Besiegten sieht: eine Betrachtungsweise, frei von jeder Wertung. 


Überblickt man die Technik der politischen und militärischen Auseinander- 
' setzung in den uns naheliegenden historischen Bereichen, so zeichnen sich sehr 
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deutlich drei Stilformen ab: 

Das sacrum imperium des europäischen Mittelalters war eine fiktive politische 
Universalordnung in einem permanent labilen Friedenszustand. Der Friede des 
Mittelalters war dauernd in Frage gestellt, weil es kein staatliches Gewaltmonopol 


' gab und jedes verletzte Recht praktisch von jedem Waffenfähigen durch eine 


gerechte Fehde, d.h. durch einen rechtlich zulässigen Kleinkrieg, gesühnt werden 
konnte. Diese Verbindung von Recht, Moral und Krieg, deren Konsequenz das 
Fehderecht jedes Waffenfähigen war, mußte überwunden werden, wenn moderne 
Gemeinwesen mit dichterer Besiedlung und intensiver Staatlichkeit sich entfalten 
sollten. Mit Hilfe einer bürokratisierten Staatlichkeit wurde der allgemeine Land- 


 frieden durchgesetzt, wobei die stehenden Heere entscheidend dazu beitrugen, das 


"öffentliche Gewaltmonopol in der Hand größerer Staaten dauernd zu sichern. 


Im Zuge dieser Entwicklung wird der Krieg zur Technik. Der rationalisierte 
Krieg des Renaissance-Zeitalters begreift die militärische Auseinandersetzung als 
Problem der politischen Kalkulation und der technisch-organisatorischen Planung. 
Dieser militärische Stil findet seinen prägnantesten Ausdruck im Zeitalter des Ab- 
solutismus. Die Überwindung der individuellen Waffenübung als Grundlage des 
ritterlichen Einzelkampfes und seine Ersetzung durch den Massendrill leitet auch 
von dieser Seite her eine demokratische Entwicklung ein, die in der Reformation 


mit der Gleichheit aller Menschen vor Gott begonnen hatte und das Massenzeit- 
‚ alter mit der Gleichheit aller vor dem Gesetz und der Allgemeinen Wehrpflicht 


| 


'heraufführte. 

Diese zweite Phase hat in Europa den Staat als politische Einheit geschaffen. 
Er führte keine Kriege aus Gründen der Ethik und Moral, seine Kriege waren 
weder gerecht noch ungerecht, sondern zweckmäßig, er handelte aus Staatsraison. 
Dieser Sachstand wurde Rechtszustand. Seit Hugo Grotius hatte der Staat und nur 
der Staat das Recht, über Krieg und Frieden zu entscheiden. 

Mit der Vollendung der Demokratisierung dieser Staatswesen im zeitgenössi- 
schen Sinn tritt seit der Französischen Revolution eine Umkehr der Entwicklung 
des Verhältnisses von Krieg, Moral und Recht ein. Der demokratische Staat führt 
nicht mehr Krieg aus Erwägungen der Staatsraison, sondern für eine Idee. Die 
Napoleonischen Kriege sind die ersten Massenkriege, die mit der Schwungkraft 
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einer Idee und mit dem Ziel der Durchsetzung einer neuen politischen Ordnung 
geführt werden. Bismarcks Kriege zwischen 1864 und 1871 sind auf- europäischem 
Boden die letzten „Staats“-Kriege mit partiellen Einsätzen, ohne ideologischen 
Aufwand und mit beschränkter Zielsetzung. Die Demokratisierung des Krieges 
durch Einbeziehung der breiten Masse des Volkes bedeutet seine Entfesselung von 
konkreter Zielsetzung und Beschränkbarkeit. Erst der Volkskrieg entwickelt die 
eruptive Tendenz zum totalen Kampf um Sein oder Nichtsein, erst der moderne 
Massenkampf führt zur totalen Mobilmachung, die den politischen und militä- 
rischen Führern mehr und mehr die Herrschaft über den Krieg entwindet und die 
Politik zum Instrument des Krieges werden läßt. 

Diese Kampfform strebt mit dem Zwang einer Naturgesetzlichkeit zur Morali- 
sierung des Krieges zurück. Die modernen Kriege sind ohne ideelle Zielsetzung 
nicht mehr durchführbar. Es sind stets „gerechte“ Kriege, Kriege für die gute 
Sache gegen Aggressoren, Verbrecher und Barbaren. 

Die Umkehr dieser entscheidenden Relationen, das Abhängigwerden der Politik 
vom Kriege und seine Moralisierung zählen zu den schwerwiegendsten facta nova 
des Zwanzigsten Jahrhunderts, Phänomenen, die geistig und erfahrungsmäßig noch 
nicht gemeistert wurden. Einige wenige Erfahrungssätze lassen sich jedoch bereits 
feststellen: j 

1. Sind von feindlichen Ideologen erfüllte politische Räume in den Zustand der 
totalen Rüstungsbereitschaft eingetreten, so ist die militärische Auseinandersetzung 
unvermeidlich. 

2. Die militärisch einsetzbaren Massenvernichtungsmittel werden in wenigen 
Jahren eine Vollendung erreicht haben, die eine Kriegsentscheidung im Sinne von 
Sieg und Niederlage ausschließt, wenn beide Kriegführende sie anwenden. 


Wir gehen einer existentiellen Dialektik der doppelten Schere entgegen, bei 
welcher die offenbaren Gefahren der geistigen Bereitschaft von der akuten Be- 
drohung durch das Atomphänomen in unbekanntem Ausmaß überhöht werden. 


Diese Feststellungen lassen eine Schlußfolgerung zu: Wer in der Situation der 
Vorbereitung einer totalen Auseinandersetzung den Vernichtungskrieg will, er- 
zwingt seinen eigenen Untergang. 

Erstrebt eine Streitpartei angesichts der gegebenen Situation den Sieg, so ist er 
nur zu erreichen, wenn die letzten Mittel der militärischen Auseinandersetzung 
nicht zum Einsatz gelangen. Auch hier schließt sich der historische Zyklus: 
Unter den gegebenen Verhältnissen ist ein Sieg nur dann zu erreichen, wenn der 
Krieg wieder das beherrschte und berechenbare Instrument in der Hand der Poli- 
tiker wird. Die sowjetische Politik zeigt deutlich Ansatzpunkte, daß man diese 
Zusammenhänge sieht und danach handelt. Was tun die Vereinigten Staaten? 

Die USA glauben, daß man allein durch Aufrüstung den Dritten Weltkrieg ver- 
meiden könne. Die amerikanischen Irrtümer in der Frage der Rüstungspolitik 
seit 1945, auch gegenüber Deutschland, wiegen schwer; man ist nach Berichtigung 
der eigenen Anschauungen nunmehr bemüht, in drastischer Form den letzten Irr- 
tum wiedergutzumachen. Leider wird übersehen, daß diese Komplikationen erst 
durch die Politik des „unconditional surrender“ ihre heutige Tragweite erhielten. 
Die Aufrechterhaltung des ideologischen Kriegszustandes überdeckte die Tatsache, 
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daß die Zerschlagung Deutschlands durch Luftwaffeneinwirkung, Demontage und 

Entmilitarisierung tatsächlich Verhältnisse geschaffen hat, die einflußreiche USA- 
Politiker wie Ex-Präsident Hoover jetzt zu dem öffentlichen Hinweis veranlassen, 
die USA hätten durch die Niederkämpfung Deutschlands und Japans selber die 
Wälle gegen die russische Expansion zerstört. Die amtliche Politik Amerikas er- 
wartet von Deutschland, daß die Deutschen den politischen und militärischen 
Irrtum der amerikanischen Regierung von 1945 unter Inkaufnahme eines poli- 
tischen und militärischen Risikos wettmachen helfen sollen, dessen außerordentliche 
Gefahren unberechenbar sind. Deutschlands Aufrüstungshilfe ist in jedem Fall für 
die Vereinigten Staaten ein Vorteil; im Falle eines erneuten amerikanischen Irr- 
tums über die zu erwartende politische und militärische Entwicklung stürzen je- 
doch diese Gefahren im Falle ihrer Realisierung Deutschland in den fürchterlich- 
sten Bürgerkrieg seiner Geschichte. In jedem Fall würde Deutschland als Glacis 
zwischen den Gegnern durch die hin- und herradierenden Fronten und die zwei- 
fache Luftwaffeneinwirkung in Kürze physisch ausgelöscht sein. 

Angesichts dieses Risikos, das Deutschland mit der Vernichtung der restlichen, 
nach der Kapitulation verbliebenen Volks- und Siedlungssubstanz bedroht und 
dessen Ursache nicht nur in der von Rußland, sondern auch in der von Amerika 
betriebenen Politik des letzten Jahrzehnts zu suchen ist, ergibt sich folgende 
Feststellung: Deutschland lebt ausschließlich von der Chance, daß der Dritte 
Weltkrieg partiell geführt wird. Die Hoffnung, ihn ganz zu verhindern, ist gering, 
nachdem er als partieller Krieg bereits begonnen hat. 


ERNST KLINGMÜLLER 


Die arabischen Länder nach zwei Weltkriegen 


Gemeinsame oder getrennte Selbständigkeit? 


Eine Folge des Ersten Weltkrieges war die weitgehende politische Emanzipation 
der islamischen Länder, in denen sich — nicht zuletzt durch die Propaganda der 
Westmächte begünstigt — die Idee des Nationalstaates gegenüber dem bisher gel- 
tenden Ideal des theokratischen Staates durchsetzte. Das galt nicht nur für die 
Türkei Kemal Atatürks und das moderne Persien Rezah Schah Pahlewis, sondern 
ebenso auch für Ägypten, das durch den von der „Wafd“-Partei geführten Kampf 
um die volle Unabhängigkeit seine entscheidende politische Ausprägung erfuhr. 
Das galt schließlich auch — abgesehen vielleicht von der Arabischen Halbinsel — 
für die übrigen arabischen Nachfolgestaaten des Osmanischen Reiches, obwohl 
ihnen durch die Errichtung der A-Mandate die volle Selbständigkeit 1919 zunächst 
versagt blieb. Aber jenes große arabische Nationalgefühl, das sich im Aufstand 
gegen die Türken 1916/18 so eindringlich manifestiert hatte, verzehrte sich, nach- 
dem die Freiheit einmal errungen war, sehr bald in internen Rivalitäten und ver- 

flachte vielfach, von dem Kampf der Großmächte um ihre Interessensphären im 
Vorderen Orient begünstigt, zu einem Partikularismus, der nur noch formal ein 
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gesamtarabisches Vorzeichen trug. Nicht mehr gemeinsam gegen einen gemein- 
samen Gegner, sondern einzeln und gegen verschiedene Treuhändermächte — ja 
zum Teil sogar gegeneinander — führten in der Zeit! zwischen den Kriegen die 
einzelnen Staaten den Kampf um ihre volle Souveränität, der erst mit der Aufgabe 
des letzten A-Mandates Palästina am 5. Mai 1948 einen ersten Abschluß erreichte. 
Der weltpolitische Strukturwandel, der sich im Verlauf des zweiten globalen 
Krieges vollzog, war auch für den arabischen Raum von entscheidender Bedeutung, 
obwohl die Zone dieses Mal nur am Rande von den kriegerischen Ereignissen be- 
rührt wurde. Die militärische Niederlage Frankreichs im Jahre 1940 gab Groß- 
britannien — vor allem nach der Niederwerfung des Aufstandes im Irak und der 
anschließenden Besetzung der französischen Mandatsgebiete durch alliierte Trup- 
pen — die Möglichkeit, nunmehr eine großräumige gesamtarabische Politik einzu- 
leiten, die nicht mehr durch Rücksichtnahme auf Frankreich bestimmt zu werden 
brauchte. Am 8. Juni 1941 verkündete General Catroux als Vertreter des ‚Freien 
Frankreich‘unter dem Druck der Verhältnisse die Beendigung der französischen Man- 
datsherrschaft. Am 29. Mai 1941 hatte bereits der damalige Außenminister Eden im 
britischen Unterhaus den arabischen Staaten einen Zusammenschluß nahegelegt. 
Die unitarische Lösung der arabischen Frage war nach dem Ersten Weltkrieg 
an den innerarabischen Spannungen und der Rivalität der Großmächte gescheitert. 
Sehr viel behutsamer suchte Großbritannien nun im Zweiten Weltkrieg eine föde- 
ralistische Zusammenfassung des arabischen Raumes in die Wege zu leiten. 


Aber auch dabei traten Spannungen auf. Das Ringen zwischen Kairo und Bagdad, 
genauer gesagt zwischen den damaligen Premierministern Nahas Pascha (Ägypten) 
und Nuri Es-Said Pascha (Irak) war dafür ebenso bezeichnend wie die distanzierte 
Haltung Ibn Sauds, der zweifellos von einem Beitritt zu einer haschemitisch ge- 
führten arabischen Liga abgesehen hätte.? So fiel also Ägypten als dem historisch 
am wenigsten belasteten und wirtschaftlich, politisch und auch kulturell stärksten 
Land die Führerrolle zu, was im Grunde wohl auch den Absichten des britischen 
Außenministeriums entsprochen haben dürfte. Daher fanden die entscheidenden 
Besprechungen in Ägypten statt: der Vorbereitungskongreß im Herbst 1944 in 
Alexandrien und der konstituierende Kongreß für die Arabische Liga in 
Alexandrien und Kairo, wo am 22. März 1945 der Pakt der Arabischen Liga von 
den führenden Regierungsvertretern der arabischen Länder unterzeichnet wurde. 
Den wichtigsten Posten eines Generalsekretärs, also eines ständigen Geschäfts- 
führers, erhielt ebenfalls ein Ägypter, Azzam Pascha. 


Da von der Satzung Einstimmigkeit für alle bindenden Beschlüsse gefordert 
wird, ist die Bindung der einzelnen Staaten an die Arabische Liga verhältnismäßig 


1 Es sei nur auf die haschemitisch-saudischen und saudisch-jemenitischen Auseinander- 
setzungen hingewiesen. 

? Die Dynastien im Irak und im Königreich Jordanien stammen aus dem haschemitischen 
Geschlecht, dessen Führer, Husain Ibn Ali, im Ersten Weltkrieg als Herrscher des Hedschas 
und damit Herr der Heiligen Stätten durch seine Verhandlungen mit den Engländern und 
seinen Aufstand gegen die Türken im Jahre 1916 bekannt geworden ist. 

3 Der Jemen trat Anfang Mai 1945 dem Pakt bei. Palästina sollte erst nach Beendigung 
des Mandats als vollberechtigtes Mitglied aufgenommen werden 


jedoch ist es d infol 
des Krieges nicht mehr gekommen. u ee 
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lose. Bezeichnend für den stark föderalistischen Geist war auch die ziemlich laute 
Kritik in den Mitgliedsstaaten, als die Absicht Großbritanniens, der Arabischen 
Liga den Status eines völkerrechtlichen Subjekts zuzuerkennen, in der Presse be- 
kannt wurde; aus einer ähnlichen Einstellung heraus ist auch die vor allem vom 
Irak und Transjordanien vorgebrachte Kritik an der zu eigenmächtigen und zu 
zentralistischen Geschäftsführung des Generalsekretärs Azzam Pascha zu werten. 


Rivalität der Staaten und Dynastien 


Der Konflikt mit dem Staat Israel stellte für die Arabische Liga die erste wirk- 
lich große politische Belastungsprobe dar, — vor allem, nachdem der erhoffte 
schnelle Sieg über die jüdischen Kampfeinheiten, die eigentlich erst im Verlauf 
des Krieges zu echten Truppen wurden, ausblieb. Ohne daß hier auf die diploma- 
tischen und militärischen Einzelheiten dieser Auseinandersetzung seit dem Früh- 
jahr 1948 eingegangen wird, muß festgestellt werden, daß die arabische Einheit 
durch die harten Tatsachen des Krieges und nicht zuletzt die wirtschaftlichen und 
finanziellen Belastungen, die eine Kriegführung mit sich bringt, eine erhebliche 
Erschütterung, um nicht zu sagen einen Riß, erhalten hat. Die finanzielle und wirt- 
schaftliche Last des Krieges hatte in erster Linie Ägypten getragen, und auch 
Saudisch-Arabien hatte einen für seine Verhältnisse beachtlichen Beitrag geleistet. 
Es erwies sich auf die Dauer immer mehr, daß die übrigen arabischen Staaten nicht 
in der Lage waren, von sich aus wirtschaftlich einen längeren Krieg durchzustehen. 
Hinzu kamen die Arrondierungswünsche König Abdullahs, des Herrschers von 
Transjordanien, auf Kosten von Palästina. Ihre Konkretisierung war praktisch nur 
durch eine Anerkennung des Staates Israel in seinen tatsächlich erreichten Grenzen 
möglich. Bezeichnenderweise strich König Abdullah aus dem Namen seines Landes 
die Vorsilbe Trans — Jenseits — und führte mit Wirkung vom 1. Juni 1949 den 
Namen Jordanien ein, um auch dadurch zu erkennen zu geben, daß er nicht auf 
die den Arabern verbliebenen Gebiete diesseits des Jordan verzichten wollte. 

Es war nahe daran, daß Jordanien wegen seiner versöhnlichen Haltung 
gegenüber den Juden in der Palästinafrage aus der Arabischen Liga ausgetreten 
oder sogar ausgeschlossen worden wäre. Auf die Mißstimmung über diese Frage ist 
es wohl auch zurückzuführen, daß Jordanien den Sicherheitspakt der Arabischen 
Liga bisher nicht unterschrieben hat. 

Nicht ganz so entschieden, aber doch ebenfalls mit einer gewissen Reserve oder 
Skepsis hat der Irak bisher seine Beziehungen zur Arabischen Liga gestaltet. Die 
verschiedenen von Bagdad vorgetragenen Reformvorschläge über einen Umbau 
der Liga sind wohl im Grunde als eine versteckte Kritik zu werten mit dem wei- 
teren Ziel, vielleicht doch noch einmal einen zweistufigen Aufbau dieses Gremiums 
durchzusetzen. Nach diesen Plänen sollen die Länder des „fruchtbaren Halb- 
mondes“ — Irak, Jordanien, Syrien, Libanon — den inneren Kern der Föderation 
abgeben, wobei sicherlich die Führung an einen haschemitischen Staat fallen 
würde. Diesem engeren Kreis sollen sich dann in zweiter Instanz die übrigen 
arabischen Staaten anschließen. Die Problematik einer solchen Gliederung, die 
zweifellos stärker historisch und dynastisch orientiert ist, darf nicht unterschätzt 
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werden, da Abdullah den alten Traum eines haschemitischen großarabischen Kö- 
nigreiches innerhalb dieser Grenzen wohl immer noch nicht ausgeträumt hat. 

Trotz dieser Spannungen und trotz des verhältnismäßig losen politischen Zu- 
sammenschlusses darf die historische Tiefenwirkung der Entwicklung nicht über- 
sehen werden. Die durch die einzelnen — im Rahmen der Liga geschaffenen — Fach- 
ausschüsse angestrebte Vereinheitlichung und Angleichung auf den Gebieten der 
Kultur, der Wirtschaft, der Währung und des Verkehrswesens wird sich auswirken, 
und die normative Kraft des so Gewordenen wird entscheidend dazu beitragen, 
daß der arabische Raum wieder organisch zu einer Einheit zusammenwächst, wie 
es einstmals in den Glanztagen des islamischen Mittelalters der Fall war. Der 
Abschluß eines Kulturabkommens! oder der Austausch von Lehrern und In- 
genieuren können dafür ebenso als Beweise angeführt werden wie die großzügigen 
wirtschaftsstrategischen Planungen der USA, die vor allem von „Punkt Vier“ des 
amerikanischen Regierungsprogramms bestimmt werden. 

Der zusammenfassende Name für diesen islamischen Raum ist The Middle East. 
Er hat nicht nur seinen Namen, sondern zunächst auch seine Struktur von den 
Engländern erhalten und wird heute in steigendem Maße von den USA beein- 
flußt. Die arabischen Länder bilden nur einen Teil des Gesamtraumes, geogra- 
phisch den Kern. Die gemeinsame islamische Tradition verbindet sie wirtschaftlich 
und kulturell und das gemeinsame Schicksal einer Zone zwischen den Groß- 
mächten geographisch mit den Nachbarländern. 


Arabertum und Islam 


Das Nationalbewußtsein der orientalischen Völker hat sich aus den reformisti- 
schen Strömungen entwickelt, zu denen Dschemal ed-Din el-Afghani in den siebziger 
und achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts durch seine Lehren von der Mo- 
dernität und Ebenbürtigkeit der islamischen Religion und Kultur im Vergleich zum 
Abendland den geistigen Grund gelegt hatte. Ein von allem historischen Beiwerk 
gereinigter Islam, der auf eine stolze historische Vergangenheit zurückblicken 
konnte, sollte das einigende Band, aber auch die geistigen Grundlagen für einen 
politischen Zusammenschluß der islamischen Völker abgeben, während von Europa 
nur die Technik zu übernehmen wäre. Rückschauend ist heute festzustellen, daß 
es im Grunde bei einer geistigen Unterströmung geblieben ist, der eine staatspoli- 
tische Ausprägung trotz der Chance im Ersten Weltkrieg versagt wurde. Die 
Schwäche des Echos, das sich während des Ersten Weltkrieges in der islamischen 
Welt auf die Aufforderung zum Heiligen Krieg und später auf die Abschaffung des 
Kalifates (am 3. März 1924 durch die türkische Nationalversammlung) bemerkbar 
machte, war dafür symptomatisch. Die Bestrebungen König Huseins, die Nach- 
folgeschaft des Sultans als Kalif anzutreten, sind im größten Teil der islamischen 
Länder niemals ernst genommen worden. Trotzdem ist der Gedanke der islami- 
schen Gemeinschaft nie ganz aus dem ideologischen und politischen Vokabular 
verschwunden. Der Panislam alter Prägung hat durch die Versuche eines wirt- 


1 20. November 1946. Der erste arabische Kulturkongreß fand 1947 in Beirut, der zweite 
1950 in Alexandrien statt. 
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schaftlichen Zusammenschlusses der islamischen Länder mit dem Ziel der Errich- 
tung eines eigenen neutralen Wirtschaftsraumes zwischen den Großmächten nach 
dem Zweiten Weltkrieg gleichsam eine säkularisierte Nachfolge erhalten. Die islami- 
schen Kongresse, deren erster im November 1949 in Karachi und deren zweiter im 
Oktober 1950 in Teheran abgehalten wurden, sind in erster Linie als Versuch zu 
werten, unter Voranstellung wirtschaftlicher Motive eine Verzahnung der Länder 
des Middle East zu erreichen, wie sie politisch vor dem Krieg in kleinerem Rahmen 
durch den Pakt von Saadabad und durch den arabischen Bruderschaftspakt be- 
standen hat. 

In diesem Zusammenhang muß schließlich noch als Zeichen einer geistigen Wand- 
lung verzeichnet werden, daß es in den letzten Jahren nicht an ernst zu nehmenden 
Stimmen gefehlt hat, die einer Solidarität zwischen abendländischem Christentum 
und morgenländischem Islam gegen den heraufziehenden Atheismus das Wort 
geredet haben. 


Wandel der Wirtschaft 


Neben die politische tritt nunmehr in den islamischen Ländern weitgehend die 
wirtschaftliche Emanzipation: der Wandel von der reinen Rohstoffproduktion zum 
Aufbau einer einheimischen Industrie, die zunächst schwerpunktmäßig bei der 
Konsumgütererzeugung liegt. Auch insoweit sind entscheidende Impulse vom Zwei- 
ten Weltkrieg ausgegangen. 

Die starke Beanspruchung der europäischen und der amerikanischen Wirtschaft 
durch den Krieg und der besonders empfindliche Mangel an Schiffsraum veranlaß- 
ten vor allem Großbritannien, eine weitgehende Angleichung der Wirtschaften der 
islamischen Länder im Hinblick auf die gegenseitigen Bedürfnisse zu organisieren 
mit dem Ziel, einen in sich möglichst homogenen und weitgehend autarken Wirt- 
schaftsgroßraum Middle East zu schaffen. Dieses Streben ist nach der Umstellung 
auf die Friedenswirtschaft zwar abgemildert worden, grundsätzlich aber in seiner 
Richtung bestehen geblieben. Die arabischen und auch die übrigen islamischen Län- 
der sind nicht mehr reine Produktionszentren von mineralischen und pflanzlichen 
Rohstoffen; der Aufbau einer einheimischen Industrie, die nicht nur das eigene 
Land, sondern auch die Nachbarländer mit Konsumgütern versorgen soll, hat in 
den einzelnen Ländern, vor allem in Ägypten, der Türkei, aber neuerdings auch 
in Pakistan beachtliche Fortschritte gemacht. Die große Aufgabe der einzelnen 
Regierungen liegt darin, die Industrialisierung ihrer Länder mit dem übrigen 
materiellen und geistigen Aufbau so zu koppeln, daß keine Reibungen und Divergen- 
zen auftreten. Hand in Hand damit laufen die Bestrebungen um die Schaffung einer 
selbständigen, nicht mehr wie bisher meist vom Sterling-Block abhängigen Währung. 

Ein Zeichen für die veränderten Verhältnisse ist schließlich auch der finanz- 
politische Wandel. London ist durch den Zweiten Weltkrieg mit über 500 Millionen 
Pfund an die Länder des Mittleren Ostens verschuldet, und es bedarf immer er- 
neuter Verhandlungen über die Modalitäten, wie diese Schuld allmählich abgetra- 
gen werden soll. Außerdem ist das Vordringen der USA auch in dieser früher 
ausschließlich britischen Domäne unverkennbar, und zwar nicht nur wirtschaftlich, 
wie es vor allem in den Handelsbilanzen der letzten Nachkriegsjahre sehr ein- 


220 Aufsätze Heft 4 


deutig zum Ausdruck kommt, sondern in steigendem Maße politisch und nicht zu- 
letzt auch kulturell, woran die nicht unbedeutende arabische Emigration in 
Amerika einen besonderen Anteil hat. 

Der beginnende wirtschaftliche Strukturwandel zeigt weitgehende soziale Aus- 
wirkungen. Wenn auch noch nicht die breite Masse des Volkes, so wird doch eine 
zahlenmäßig schon bedeutende Schicht in diesen Industrialisierungsprozeß hinein- 
gezogen. Wir erleben die Gründung von Gewerkschaften, von sozialen Versiche- 
rungs- und Hilfskassen und ein erstes und zunächst noch etwas zögerndes Fuß- 
fassen sozialistischer Ideen in verschiedenen Spielarten. Der Bevölkerungsdruck, 
der in Ägypten am meisten spürbar ist, zwingt zu planvoller Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, die in den meisten arabischen Staaten nach Abzug der alliierten 
Truppen zu einem ernsten Problem geworden ist. Vier- und Fünf-Jahrespläne, finan- 
ziert durch eine defizitäre Budgetpolitik, sind inzwischen auch in den islamischen 
Ländern heimisch geworden und zeugen von dem Willen zu einer selbständigen 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. 

Einer Industrialisierung, durch die frei gewordene Arbeitskräfte wieder beschäf- 
tigt werden können, wird materiell durch die Investitionskapazität und geistig durch 
die bildungsmäßige Kapazität das Tempo diktiert. Hebung der Bildung der brei- 
ten Massen ist für eine weitgehende Technisierung, die auf einen großen gelernten 
Facharbeiterstab nicht verzichten kann, unbedingte Voraussetzung, aber sie bringt 
auch eine Verpflichtung, denn andererseits muß die Industrie und die Wirtschaft 
eines Landes in der Lage sein, diese ausgebildeten Kräfte aufzunehmen, weil sonst 
ein Bildungsproletariat entsteht, von dem uns das Problem der Efendis — jener 
halbgebildeten Fellachensöhne — einen kleinen Vorgeschmack gibt. 


Orient und Abendland 


Auch wenn diese Gleichung: Bildung — Industrialisierung, aufgeht, bleibt das 
Problem, wie die islamischen Völker innerlich mit der abendländischen Technik 
fertig werden, wie sie das Neue als Träger einer eigenen Kultur geistig verarbei- 
ten sollen. Das Problem Mensch und Technik wird für den Orient in steigendem 
Maße ebenso aktuell wie das andere große Problem, das im Abendland zur De- 
batte steht, Mensch und Gemeinschaft, Einzelner und Masse. Auch der Orient 
wird um diese Auseinandersetzung im Zuge der weitergehenden Technisierung nicht 
herumkommen, wobei noch nicht endgültig zu übersehen ist, in welcher Weise der 
Islam auf den geistigen und wirtschaftlichen Strukturwandel reagieren wird. 

Damit ist der Orient in jene große Krise hineingezogen, deren Überwindung 
für das Abendland von entscheidender Bedeutung ist. Der junge islamische Staat 
hat seinerzeit den Späthellenismus, jenes Erbe griechisch-europäischen Geistes, 
weitgehend eingeschmolzen und seinem Geiste amalgamiert. Hat der Orient auch 
heute noch die Kraft, die abendländische Zivilisation in gleicher Weise aufzuneh- 


men und geistig eigenständig zu verarbeiten, wie es einst die arabischen Eroberer 
im Mittelalter vollbracht haben? 


MARTIN ABEL 
Die Marokko-Krise 


Wenn der Versuch gemacht wird, die Marokko-Krise des Jahresanfangs 1951 
vorwiegend auf Grund arabischer Quellen darzustellen, so ist sich der Verfasser 
darüber klar, daß ihm dieses ungewöhnliche Vorgehen manche Kritik einbringen 
wird. Trotzdem wurde dieser Versuch unternommen, damit auch einmal 
Araber außerhalb Marokkos zu Worte kommen, nachdem die Marokkofrage 
bisher fast auschließlich auf Grund europäischer Quellen behandelt worden ist. 
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Die arabischen Länder 


Marokko ist eingeteilt in die Französische Zone (19/29 des ganzen Gebietes), die Spa- 
nische Zone (Marruecos, !/ay9) und die Internationale Zone von Tanger mit Umgebung. 


Die Französische Zone ist nach der Konvention von Fes (30. März 1912) ein Protektorat 
im Rahmen des Scherifenreiches (Empire cherifien), wobei der Generalresident der Fran- 
zösischen Republik, General Alphonse Juin, den einzigen Vertreter des Sultans gegenüber 
den ausländischen Staaten darstellt. 

Der gegenwärtige Sultan ist Sidi Mohammed V., ein Scherif, d.h. er führt seinen 
Stammbaum auf den Propheten Mohammed oder genauer auf dessen Schwiegersohn Ali 
ibn Abi Talib zurück. Sein Vater war Mulay Jusuf (1881 bis 1927). Sidi Mohammed wurde 
1927 in traditioneller Weise von den Ulema (Rechtsgelehrten und Theologen), den Nota- 
beln von Fes und anderen großen Städten, zum Sultan ausgerufen. Die Marokkaner 
betrachten ihn als ihr weltliches und geistliches Oberhaupt. Er führt den Kalifentitel 
„Emir der Gläubigen“ (den außer ihm noch Imam Ahmed von Jemen innehat). 


Die Regierung des Sultans und der einheimische Verwaltungsapparat tragen die Bezeich- 
nung „scherifischer Makhzen“ (dieser Ausdruck wurde zuerst in Nordafrika im zweiten 
Jahrhundert der Hedschra* angewandt, um eine Eisentruhe zu bezeichnen, in der die 
Geldabgaben eingeschlossen wurden, die für den Abbasidenkalifen in Bagdad bestimmt 
waren. Anfangs wurde der Ausdruck, der heute in Marokko gleichbedeutend mit „Regie- 
rung“ ist, speziell für die Finanzverwaltung gebraucht.). Der scherifische Makhzen gliedert 
sich in die Chalifa (Stellvertreter des Sultans in Fes, Marrakesch, Tiznit). Ferner gibt es einen 
Chalifa in Tetuän (Spanisch-Marokko) und einen Mandub (Delegierten des Sultans) in Tanger. 


* Flucht Mohammeds von Mekka nach Medina 622 n. Chr. 
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Die Chalifa vertreten den Sultan bei religiösen Zeremonien, ohne sich in lokale Regierungs- 
belange einzumischen. In die Staatsgeschäfte teilen sich die Wesire (Minister), der Großwesir 
ist praktisch Ministerpräsident und Innenminister. Ihm untersteht die allgemeine Verwaltung 
des Scherifenreiches sowie die Strafjustiz. Er ernennt Paschas und Kaids, legt die Dahirs (Er- 
lasse des Sultans) dem Sultan zum Siegeln vor und unterzeichnet die Wesiratserlasse, die vom 
Generalresidenten zur Bekanntmachung und Durchführung gegengezeichnet werden müssen. 
Dem Justizminister unterstehen Fragen des Kultus und der mohammedanischen Hoch- 
schulbildung, Fragen des unbeweglichen Eigentums und der Scheriatsrechtsprechung, die 
in den Bereich der Kadis fällt. Der Habus-Minister verwaltet die frommen Stiftungen, 
während der Domänenminister die Staatsgüter unter sich hat. Wöchentlich werden vom 
Sultan präsidierte Ratssitzungen im Dar el-Makhzen (Regierungsgebäude in Rabat) abge- 
halten. Dieses hohe Gremium nimmt mit dem Generalresidenten über einen französischen 
Berater für scherifische Angelegenheiten Fühlung. 


Der Generalresident (Haut Commissaire Resident General) inRabat vertritt die französische 
Regierung beim Sultan. Da er einziger Mittler des Sultans bei den ausländischen Staaten ist, 
nimmt er praktisch die Rolle des Außenministers im scherifischen Makhzen ein. Im Namen 
der Französischen Republik schlägt er Gesetzesvorlagen vor. Er hat die Leitung sämtlicher 
französischen und scherifischen Verwaltungsdienststellen in Marokko inne und komman- 
diert die Land- und Seestreitkräfte. 


In den Städten überwacht der französische Chef des Stadtrates die einheimischen Be- 
hörden. Er leitet außerdem die für das städtische Leben notwendigen technischen Dienste. 
Dem Pascha, dem einheimischen Stadtoberhaupt und Vertreter des Makhzen, sind mehrere 
Hilfsbeamte beigegeben. Jeder Region Marokkos steht ein Offizier im Generals- oder 
Oberstenrang oder ein Zivilkontrolleur vor. Jede verwaltungsmäßige Unterabteilung zer- 
fällt in eine Anzahl Distrikte, die von Offizieren des Dienstes für Eingeborenenangelegen- 
heiten oder Zivilkonirolleuren verwaltet werden. In den Stämmen stützt sich der Chef des 
Amtes für Eingeborenen-Angelegenheiten auf die Kaids (Stammesführer), deren Macht 
sich auf eine Anzahl von Duars (Zeltdörfer bei den Nomaden) und Dörfern bei der seß- 
haften Landbevölkerung verteilt. Jedes Duar oder Dorf hat seine Volksversammlung, die 
Dschemea, die das politische und soziale Leben des Stammes regelt. 


Die politischen Parteien der Sultanatszone sind: 


1. Die Istiglal-Partei (Istiglal bedeutet Unabhängigkeit) ist zweifelsohne die verbrei- 
tetste. Das Zentralkomitee und inzwischen aufgelöste Exekutivkomitee hat seinen Sitz in 
Rabat. Der Parteichef Allal el-Fasi, der Ende der dreißiger Jahre nach Gabun (Franzö- 
sisch-Aquatorial-Afrika) verbannt war, lebt schon lange Jahre im Exil in Tanger. Der 
Parteisekretär Ahmed Belafrej, der schwer leidend ist, kann seit längerer Zeit nicht mehr 
aktiv an der Parteiarbeit teilnehmen. Die Mitglieder des Vollzugskomitees der Partei sind 
zur Zeit inhaftiert. Die I/stiglal-Partei fordert von Frankreich die Unabhängigkeitserklä- 


rung Marokkos. Erst dann will man in Verhandlungen eintreten, die die Beziehungen 
Frankreichs und Marokkos neu regeln sollen. 


2. Im Gegensatz hierzu strebt die Schura- und Istiglal-Partei, deren Führer und General- 
sekretär Mohammed el-Wezzani ist, die Unabhängigkeit nach einer Übergangsperiode an. 
Sie ist die Partei der Rechtsanwälte und Lehrer und stellt sich auf den Boden der Tat- 
sachen. Sie wünscht auch vollständige Unabhängigkeit und Souveränität für Marokko, ist 
sich aber klar darüber, daß die marokkanischen Kräfte, die zur Verwirklichung dieses 
Wunsches benötigt werden, zahlenmäßig noch gering sind. Es fehlt besonders an Fac- 
leuten für die verschiedenen Verwaltungszweige, die sich noch in französischen Händen 
befinden. Daher wird hier eine Übergangsperiode vorgesehen, in der die benötigten 
einheimischen Fachkräfte in Zusammenarbeit mit den französischen Kräften herangebildet 
werden sollen. Die Anhänger der Partei setzten darum vor das Wörtchen Istiglal (Unab- 
hängigkeit) Schura, d.i. Rat, Beratung. 

Die Schura- und Istiglal-Partei hat an die Generalresidentur ein Memorandum gerichtet 
auf Grund dessen im Einverständnis mit dem Sultan Verhandlungen zwischen beiden Sei- 
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ten geführt wurden. Aus Gründen, die dem Parteiführer nicht bekannt sind, verliefen sie 
aber im Sande. Schura-Anhänger schreiben dies den „Manövern“ der Istiglal-Partei zu, die 
befürchtet haben soll, die Verhandlungen könnten ohne ihre Beteiligung erfolgreich ver- 
laufen. Die Schura macht der I/stiglal-Partei unter anderem den Vorwurf, den marokka- 
nischen Nationalismus monopolosieren zu wollen. Die Stellung der Schura innerhalb der 
Marokko-Krise ist dadurch gekennzeichnet, daß sie einerseits die Position des Sultans 
stärken will und die französische Einmischung ablehnt, andererseits aber der Istiglal- 
Partei vorwirft, durch ihr radikales Vorgehen die Beziehungen zwischen dem Sultan und 
der Generalresidentur unnötig verschärft zu haben. 


3. Ähnliche Ziele wie die Istiglal-Partei verfolgt in Spanisch-Marokko die Reform- 
Partei Hizb el-Isläh). Der Parteichef, Abdelchalig Torres, lebt wie Allal el-Fasi im Exil 
in Tanger. Er fordert von Spanien Unabhängigkeit und volle Souveränität für die Kali- 
fatszone. Der Parteichef billigt aber Spanien ein strategisches Interesse an der von ihm 
verwalteten Zone zu, bis Frankreich die Sultanatszone geräumt hat. Sobald das geschieht, 
soll auch Spanien die Kalifatszone räumen. Torres legt jedoch Wert darauf, daß die Unab- 
hängigkeit der Zone bereits jetzt proklamiert wird und daß die Marokkaner weitgehend 
zur Verwaltung zugelassen werden, die Verbannten zurückkehren und Verhandlungen mit 
den spanischen Behörden über die Neuregelung der Beziehungen zwischen Spanien und 
der Kalifatszone führen können. 


3. Ebenfalls in Tanger lebt zur Zeit der Führer der Wahda Maghribiya (Marokkanische 
2 nen sei nn Union) Mohammed el-Mekki en-Nasiri. 
GEO POLITIK KXU/4 wa iGi .) Wie ihr Name besagt, strebt die Partei 
| die Vereinigung der drei Marokkoteile 
unter dem Motto „El-Maghrib wahid la 
yatadschazza’”“ (Marokko ist eins und un- 
teilbar) an. 
i 4. Unbekannter als die drei genannten 
i Parteien ist die „Freie Demokratische 
Partei“ (El-Hizb el-hurr ed-demokrati). 
/\ Ihr Chef ist der Scherif el-Idrisi, der sich 
Marrakesch selbst den Titel „Emir“ beilegt. Jedoch 
ER DTerouet $ wurde durch einen Erlaß des Sultans- 
Zu RN: palastes Idrisi verboten, den Ehrentitel 
| zu tragen, da dies nur den Angehörigen 
re der Familie des Sultans gestattet sei.Seit- 
dem ist der Scherif el-Idrisi nicht gut auf 
MAROKKO den Sultan zu sprechen, und es nimmt 
0 Kilometer 250 kein Wunder, daß er während der Krise 
uam gegen den Sultan Stellung nahm. 


Vom Sultansbesuch in Paris zur Vaterländischen Front 


Am 9. April 1951 wurde in Tanger der Jahrestag des Besuches gefeiert, den der 
Sultan von Marokko 1947 der Internationalen Zone abgestattet hatte. Damals 
hatte der Sultan den Wunsch ausgesprochen, daß seinem Lande ein demokratischer 
Aufstieg beschieden sein möge. Am Jahrestage dieser historischen Staatsvisite 
gründeten die Führer der nationalistischen Parteien der drei Marokkozonen, der 
Istiglal-Partei, der Schura- und Istiglal-Partei, der Reform-Partei und der Partei 
der Marokkanischen Union eine Vaterländische Front. Es wurde ein Pakt unter- 
zeichnet, in dem sich die Parteiführer verpflichteten, bis in den Tod für die voll- 
ständige Unabhängigkeit Marokkos zu kämpfen. Vor und nach Ausrufung der 
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Unabhängigkeit sei die Arabische Liga einzuschalten. Mit den marokkanischen 
Kommunisten dürfe keine gemeinsame Front gegründet werden. 


Die Unterzeichnung des Paktes und der Schwur auf den Koran wurde in Gegen- 
wart einer fünfköpfigen ägyptischen Presseabordnung vorgenommen, die im Auf- 
trag des ägyptischen Pressesyndikats Marokko bereiste, um die wahren Hintergründe 
der Marokkokrise an Ort und Stelle zu studieren. Der ägyptische Journalist 
Dr. Mahmud Azmi hat nach seiner Rückkehr nach Kairo in der offiziösen Tages- 
zeitung Al-Ahram in sechs Artikeln versucht, Licht in die nicht immer ganz klaren 
Ereignisse zu bringen. Neben dieser Veröffentlichung ist die wichtigste Unterlage 
von arabischer Seite ein neun Seiten langer Bericht des Führers der marokkani- 
schen nationalistischen Istiglal-Partei, Allal el-Fasi, der gleich anderen führenden 
Nationalisten Marokkos im Exil in Tanger lebt, an die Arabische Liga. 


„Die Reise Seiner Majestät nach Frankreich im vorigen Oktober und ihre Begleitum- 
stände sind der Ausgangspunkt der heutigen Krise“, beginnt der Bericht.* Während dieser 
Staatsvisite hatte der Sultan den Wunsch nach größerer Unabhängigkeit geäußert. Die 
wichtigsten Forderungen, die in einem Memorandum niedergelegt waren, betrafen das 
Recht auf direkte Ernennung der höheren Beamten, Revision der Zensurbestimmungen für 
die Presse, Reform der Justizverwaltung und Bewilligung der gewerkschaftlichen Koali- 
tionsfreiheit. Bei den Gesprächen über künftige Reformen hatte Sidi Mohammed poli- 
tische, wirtschaftliche und finanzielle Autonomie für sein Land und die Abfassung einer 
neuen Marokko-Konvention angestrebt. Es konnte aber keine Einigung mit den französi- 
schen Stellen erzielt werden. 


Am 5. November 1950 kehrte der Sultan an Bord des französischen Kreuzers 
„Georges Leygues“ nach Marokko zurück, wo mit dem Generalresidenten über die 
in Paris geäußerten Wünsche weiter verhandelt werden sollte. 


„Durch den Standpunkt, den Seine Majestät während seiner Frankreichreise eingenom- 
men hatte, ermutigt,“ schreibt Allal el-Fasi in seinem Bericht an die Arabische Liga, 
„beschloß die Istiglal-Partei, die unmögliche Lage im Lande aufzuzeigen. Die Beratende 
Versammlung, eine Institution der Generalresidentur, mit der sich die französische Ver- 
waltung in Fragen des Budgets und der Wirtschaft zu beraten pflegt, hielt gerade ihre 
übliche Sitzungsperiode zum Jahresschluß ab. Die in diesem Ratsausschuß vertretenen Mit- 
glieder der /stiglal-Partei legten Berichte vor, in denen sie die Korruption des bestehen- | 
den Systems und die auf allen Gebieten angewandten Ausbeutungsmethoden anprangerten. 
Sie bezogen sich hierbei auf Tatsachenmaterial und Ziffern, die sie sich aus Unterlagen der 
Verwaltung beschafft hatten. Es wurde die Unmöglichkeit einer Reform im Rahmen des 
bestehenden Protektoratssystems nachgewiesen. Die Männer der französischen Verwaltung | 
vermochten diese Angriffe nicht mit überzeugenden Argumenten zu parieren.“ | 


„Ein Istiglal-Mitglied behauptete, die gesamte marokkanische Wirtschaft gerate immer 
stärker in die Hände von Nichtmarokkanern. General Juin erhob Einspruch und wies 
den Sprecher aus dem Saal. Als ein anderer Istiglal-Anhänger die Aufhebung der Sitzung 
beantragte, verlangte der General ihre Fortsetzung. Die übrigen neun Vertreter der 
marokkanischen Nationalistenpartei verließen dann auch den Saal, während die Mehrheit 
der Versammlung die Beratungen fortsetzte.“ 

Der Chef der Handelskammer von Fes, Mohammed el-Ghazawi, und der Vor- 
sitzende der Handels- und Industriekammern wurden daraufhin von General Juin 
abgesetzt. Um die Jahreswende kam es zum erstenmal seit 1944 in Rabat zu 


* Wortlaut in dem Kairoer Waf/d-Organ Al-Misri, Nr. 4790 vom 29. März 1951. 
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ernsten Unruhen, als Gruppen der /stiglal-Partei in den Hauptstraßen der Stadt 
Barrikaden errichteten, um marokkanische Notabeln daran zu hindern, dem 
Generalresidenten Neujahrsglückwünsche zu übermitteln. 

„Im Auslande wurde man sich jetzt zum erstenmal darüber klar, daß es eine marokka- 
nische Frage gibt,“ heißt es im Bericht des /stiglal-Führers an die Arabische Liga, „und daß 
Seine Majestät, dem die Gesetzesgewalt im Lande von rechtswegen zusteht, und das 
marokkanische Volk, das die Istiglal-Partei als sein Sprachrohr betrachtet, der Meinung 


sind, daß dieses Problem nur durch die Ablösung des Protektoratsregimes und Befreiung 
der marokkanischen Souveränität von seinen Fesseln zu lösen ist.“ 


Der Glaui 


Gut informierte Linkskreise der französischen Hauptstadt wollten wissen, der 
Generalresident in Rabat habe die Absicht, den Sultan abzusetzen und den Pascha 
von Marrakesch, El-Glaui, zum Sultan proklamieren zu lassen. 


Mit dem jetzt über 75 Jahre alten Hadsch Tihami el-Glaui, Pascha von Marra- 
kesch, trat der einflußreichste Gegner des Sultans in den Vordergrund. Er ent- 
stammt der Berberkabyle der Glaua und ist neben dem Mtuggi und dem Gundafi 
der größte Feudalherr des marokkanischen Südens und wird von vielen der 
„Sultan des Atlas“ genannt. Seine Bergfeste liegt in Telwet am Südhang des 
Hohen Atlas, und sein Palast in Marrakesch ist eine Sehenswürdigkeit. Das Atlas- 
massiv war in der marokkanischen Geschichte wiederholt Ausgangspunkt blutiger 
Revolten gegen die Sultane. Erst als es den Franzosen gelang, mit Hadsch Tihami 
und seinem früh verstorbenen Bruder, Si Madani el-Glaui, ein gutes Einver- 
nehmen herzustellen, konnte die Befriedung Südmarokkos abgeschlossen werden. 
Hadsch Tihami ist noch ein Feudalherr mittelalterlicher Prägung. Er schaltet und 
waltet nach seinem Gutdünken, und die Schutzmacht ließ ihm in seinem Gebiet 
weitgehend freie Hand. Er übertrifft in seiner Abneigung gegen den Sultan den 
Scherifen Abdelhaiy el-Kattani, Scheich der religiösen Ordensbruderschaften in 
Marokko, der gern zu behaupten pflegt, er habe als Scherif größeres Anrecht auf 
den marokkanischen Thron, da er näher mit dem Propheten Mohammed ver- 
wandt sei als „ein gewisser Jemand“. 

„Zwischen dem Glaui und der Istiglal-Partei,“ schreibt Mahmud Azmi (Al-Ahram, Nr. 
23523 vom 30. März), „besteht eine tief eingewurzelte Feindschaft, die auf häufige An- 
griffe der Partei auf das Feudalsystem und den Despotismus zurückgeht, der nach Ansicht 
der Istiglal-Anhänger in Südmarokko herrscht. Sie hatten die Bevölkerung der Atlasberge 
aufgefordert, über den Glaui beim Sultan Beschwerde zu führen. Das Hauskabinett des 
Sultans, in dem damals noch Anhänger der /stiglal-Partei vertreten waren, hatte die 
Beschwerden geprüft und sich dadurch die Ungnade des Glaui zugezogen. Als sich der 
Sultan im vorigen Herbst in Staatsvisite nach Paris begab, begleitete ihn der Glaui. Dieser 
fühlte sich aber bei Empfängen von Palastbeamten zurückgesetzt, auch hatten sie ihm Ein- 
sicht in den Gang der Verhandlungen zwischen dem Sultan und den französischen Regie- 
rungsstellen verwehrt. Es wurde andererseits bemerkt, daß der Glaui in Paris verschiedene 
Male Zusammenkünfte mit der französischen Regierung und mit dem Staatspräsidenten 
hatte. Als er sich bei einem großen Festprogramm nicht genügend gewürdigt fühlte, kehrte 
er, Groll im Herzen, in seine heimatlichen Berge zurück.“ 

„In Marokko ist es Sitte, daß der Sultan am Nachmittag des Geburtstagfestes des Pro- 
pheten Mohammed den Stammesoberhäuptern und Notabeln einen großen Empfang gibt, 
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auf dem sie ihm Geschenke überreichen. Die Zeremonie heißt darum Haflet el-hediya 
(Feier des Geschenks). Unter den Gratulanten befand sich auch der Glaui, dem der Groß- 
wesir, sein entfernter Verwandter, mitteilte, Seine Majestät sei ungnädig wegen der vielen 
Beschwerden aus dem Atlas. Glaui ersuchte den Sultan um eine persönliche Unterredung 
und äußerte patzig, er sei der Herr im Atlas und lasse nicht zu, daß der Sultan die Be- 
schwerden seiner (des Glaui) Untergebenen entgegennehme. Er erging sich ferner in 
schweren Anschuldigungen gegen die Istiglal-Partei, die er der kommunistischen Ideologie 
zieh. Nach diesem heftigen Auftritt gab der Sultan dem Großwesir Weisung, den Glaui 
nicht mehr ohne besondere Erlaubnis bei Hofe vorzulassen. Heftig erzürnt verließ der 
Glaui, als ihm hiervon Mitteilung gemacht wurde, den Palast, ohne seine Geschenke über- 
reicht zu haben.“ 

Die französische Presse brachte ein Interview mit dem Glaui, in dem er die 
Istiglal-Partei verurteilte. Er gab seiner Verbundenheit mit Frankreich Ausdruck. 

„Diese Erklärung — schreibt Allal el-Fasi — wurde von allen marokkanischen Kreisen, 
besonders den Ulema (Theologen), in Städten und Dörfern mißbilligt. Abordnungen reich- 
ten im königlichen Palast Denkschriften ein, in denen die Behauptungen Glauis verworfen 
und ihm jede Kompetenz abgesprochen wurde, in ihrem Namen zu handeln.“ 


Hat General Juin gedroht? 


„Die Beziehungen zwischen dem Palast und der Generalresidentur verschlechterten sich 
zusehends“, berichtet Allal el-Fasi an die Arabische Liga, „und alle Meldungen über die 
Besprechungen zwischen Seiner Majestät dem König (der Sultan führt selbst den Königs- 
titel) und Generalresident Juin lassen auf große Spannungen schließen, die am 26. Januar 
1951, vor der Abreise General Juins nach Paris, wo er gemeinsam mit Monsieur Rene 
Pleven das Flugzeug nach Washington bestieg, einen Höhepunkt erreichten. Hofbeamte 
gaben folgende Schilderung dieser geschichtlichen Begegnung: . 

Am besagten Tage (26. Januar 1951) trat General Juin sichtlich erregt bei Seiner Maje- 
stät ein und richtete heftige Angriffe gegen die /stiglal-Partei. Er verurteilte ihre Metho- 
den und erwähnte, daß die Partei Frankreich anfeinde. Sie sei die Wurzel alles Übels. 
Sie sei auch schuld an der Position, die der Glaui und andere Kaids bezogen hätten. Die 
Siämme seien in einem Zustand höchster Erregung, und es sei zu befürchten, daß sie ihre 
Reiter in die Städte schickten. Darauf verlangte der General von Seiner Majestät, sich in 
einer öffentlichen Verlautbarung von der Partei zu distanzieren. Seine Majestät antwor- 
tete, er könne das nicht tun, da er in seiner Eigenschaft als Landesherr über den Parteien 
stehe. Wenn er sich von der Istiglal-Partei lossage, komme das einer Stellungnahme gegen 
einen Teil des Volkes zugunsten des anderen gleich, und das dürfe nicht sein. Seine 
Majestät erwähnte, daß es Gerichtshöfe gäbe, die gegen solche Mitglieder der Partei ein- 
schreiten könnten, die gegen das Gesetz verstießen. Sie seien abzuurteilen, falls sich ihre 
Schuld erwiese. Der General gab sich mit dieser Antwort nicht zufrieden und drohte in 
scharfer Tonart: Das ist nicht akzeptabel. Entweder Sie distanzieren sich öffentlich von 
dieser Partei oder Sie entsagen dem Thron. Ich fahre jetzt nach den Vereinigten Staaten. 
Sie können über meine Forderung nachdenken. Bei meiner Rückkehr werden wir weitersehen. 

Die Auseinandersetzung verlief so geräuschvoll, daß sie von den Draußenstehenden mit- 
gehört wurde. Nach dieser Begegnung wurden sämtliche Tore des Palastes von Polizei 
umstellt. Die wildesten Gerüchte liefen um. Es gab wohl keinen marokkanischen Untertan, 
der sich nicht der großen Gefahr bewußt war, die dem Sultan, dem Symbol der Macht 
und Einheit des Staates, drohte. Die Entrüstung im Volk erreichte überall bedrohliche 
Ausmaße, und hätte nicht die Führung der Istiglal-Partei das Volk in wiederholten Auf- 
rufen zur Ruhe aufgefordert, wäre Anarchie die Folge gewesen und viele Menschen zu 
Schaden gekommen. Denn das marokkanische Volk fühlt sich seinem König eng verbunden 
und hat das häufig zum Ausdruck gebracht.“ 

General Juin selbst äußerte sich zu dem Vorwurf, er habe den Sultan bedroht, 


im Gespräch mit Dr. Azmi (Al-Ahram Nr. 23521, 28. März 1951). Die beiden Herren 
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kannten sich von einer Unterredung her, die 1948 im Pariser Marokkobüro statt- 
gefunden hatte. Dr. Azmi war schon damals von der Offenheit des Generals ange- 
nehm berührt worden. Er sprach ihn gleich wegen des „ausgeübten Drucks“ an. 

Juin: „Welcher Druck?“ 

Azmi: „Die Drohung mit der Absetzung“. 

Juin: „Aber kann ich den Sultan absetzen? Glauben Sie denn, ich ginge in den 
Palast und erklärte dem Sultan, er sei abgesetzt? Dazu bin ich garnicht befugt. Vielmehr 
schreibt der Vertrag von 1912 Frankreich vor, den Sultan zu schützen.“ 

Azmi: „Aber was ist nun eigentlich vorgefallen? Und was war die Ursache der Krise 
zwischen dem Scherifenpalast und der Generalresidentur?“ 

Juin: „Die Krise entstand durch die Methoden und das Vorgehen der /stiglal-Partei. 
Durch ihr Vorgehen und nicht etwa durch ihre Prinzipien. Ich verstehe vollkommen, daß 
die Marokkaner die Unabhängigkeit wünschen. Ich habe bei mehr als einer Gelegenheit 
erklärt, und die Presse hat meine Erklärungen veröffentlicht: Wenn ich Marokkaner wäre, 
wäre ich bestimmt ein fanatischer Patriot. Ich bin überzeugt davon, daß Allal el-Fasi es 
ehrlich meint, aber schauen Sie nur einmal, was sich zwei Mitglieder des Beratenden Aus- 
schusses der Regierung, die der I/stiglal-Partei angehören, während einer Debatte über 
den Staatshaushalt geleistet haben. 

Einer von ihnen erklärte: „Urteile werden in Marokko nicht gesprochen, sondern ver- 
kauft“. Da ich den Vorsitz führte, machte ich dieses Mitglied auf die Tatsache aufmerk- 
sam, daß seine Erklärung eine Diffamierung der Kaids und Paschas und ferner eine 
Beleidigung Frankreichs, das ich vertrete, darstelle. Das Mitglied und sein Kollege fuhren 
aber fort, die Budgetausgaben auf unzulässige Weise zu kritisieren. Er sagte zum Beispiel, 
er sähe lieber, wenn Marokko in seinem ursprünglichen primitiven Zustand bliebe, als 
sich die Beförderung noch auf Eselsrücken und über Sandflächen abspielte, als daß die 
Asphaltstraßen lediglich dem Interesse des französischen Imperialismus dienten. Der 
Mann, der diese Erklärung abgab, ist selber Besitzer eines großen Kraftfuhrunterneh- 
mens, das auf die Asphaltstraßen angewiesen ist, und sein Kollege einer von denjenigen, 
denen wir die Ehre angedeihen ließen, Offizier in der französischen Armee zu sein. Ihr 
Benehmen hat mich tief bekümmert und ich konnte nicht umhin, sie zu bitten, sich aus 
dem Beratenden Ausschuß zurückzuziehen. 

Dieses Vorgehen werfe ich,“ fuhr General Juin fort, „der Istiglal-Partei vor. Als wei- 
teres Beispiel führe ich ihr Verhalten gegenüber Glaui Pascha an. Die Partei hat in das 
Gebiet des Glaui Emissäre geschickt, die unter der Bevölkerung schwere Beschuldigungen 
gegen ihn in Umlauf setzten und das Volk zum Aufruhr gegen Glaui aufhetzten. Er gab 
dann Befehl, die Emissäre aus seinem Gebiet zu verjagen und geriet in Zorn auf die 
Istiglal-Partei, die er kommunistischer Ideologie und der Abtrünnigkeit vom Islam 
bezichtigte. 

Seine Majestät hatte Angehörige dieser Partei zu Hofbeamten ernannt. Glaui begab 
sich zum Sultan und ersuchte ihn, diesen Leuten Vorhaltungen zu machen, aber Seine 
Majestät verbot ihm, den Palast ohne seine Erlaubnis zu betreten. Glaui hegt einen Groll 
gegen den Palast und die /stiglal-Partei, und diejenigen, die von dem Istiglal-Mitglied 
der Beratenden Versammlung der Korruption bei Ernennung höherer Beamter und 
Paschas beschuldigt worden waren, schlossen sich dem Glaui an. 

Die Generalresidentur fühlte die Einheit des Sultanats durch das Vorgehen der 
Istiglal-Partei bedroht. Ich hatte am Vorabend meiner Abreise nach den Vereinigten 
Staaten am 26. Januar 1951 eine Zusammenkunft mit dem Sultan. Ich teilte ihm den 
Ernst der Lage mit und bat ihn, gewisse Hofbeamte mit anderen Aufgaben zu betrauen 
und ein die Istiglal-Partei verurteilendes Kommunique& zu veröffentlichen. 

Um diese Forderung wurden Verhandlungen geführt. Der Sultan ersetzte die Stelle 
„Mißbilligung der Partei“ durch „Mißbilligung des Verhaltens der Partei“ und später 
durch „Mißbilligung des Verhaltens einer gewissen Partei“ ohne Namensnennung. Anderer- 
seits erschien das Kommuniqu& im Namen des scherifischen Makhzen (der Regierung) 
statt des Palastes selber. 
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Als ich Anfang Februar aus den Vereinigten Staaten zurückkehrte, waren die Verhand- 
lungen noch nicht abgeschlossen. Die Krise brach herein. Der Sultan drahtete dem Präsi- 
denten der Republik eine Bitte um Vermittlung. Die Zeit verging, und die Krise nahm 
an Umfang zu. Stämme setzten sich in Bewegung und Glauis Erregung wuchs. Die fran- 
zösischen Stellen hielten sich für alle Eventualitäten bereit und ergriffen Maßnahmen, 
um den auf dem Marsch befindlichen Stämmen das Betreten von Rabat zu verbieten. 
Sie teilten dem Palast von Fall zu Fall die Entwicklung der Lage mit. 

Die Krise nahm an Intensität zu, als gewisse Elemente beabsichtigten, sich an die Ulema 
von Fes mit der Bitte um Ernennung eines neuen Sultans zu wenden. Die Residentur hörte 
während dieser Zeit nicht auf, den Sultan auf die Folgen aufmerksam zu machen, die 
entstehen könnten, wenn die Krise ihren Höhepunkt erreichen und die Wahl eines neuen 
Sultans durch die Stämme drohen würde. Ich habe dann dem Protokollchef des Palastes 
mitgeteilt, daß sein Herr nahe daran sei, von seinem der Istiglal-Partei gegenüber feind- 
lich eingestellten Volk abgesetzt zu werden. Ich habe ihm ein Protokoll vorgelegt, das 
die Notwendigkeit betont, daß der Makhzen eine Verlautbarung herausgebe, die „das 
Vorgehen einer bestimmten Partei“ mißbilligt. Das Protokoll enthielt vierzehn Dekrete, 
deren sofortige Verabschiedung die Generalresidentur für notwendig erachtete. Ich habe 
den Chef des Protokolls ebenfalls aufgefordert, Seiner Majestät zur Unterzeichnung der 
Dekrete zu raten, bevor zu befürchtende Ereignisse einträten und die Katastrophe durch 
Anerkennung eines neuen Sultans geschähe. Am 25. Februar 1951 gegen 8 Uhr abends 
unterzeichnete der Sultan das Protokoll.“ 


Von den drei Forderungen Juins kam der Verurteilung der /stiglal-Partei die 
entscheidende Bedeutung zu. Obwohl der General sich schließlich damit begnügen 
wollte, daß der Großwesir offiziell Stellung gegen die Partei nahm, und zwar nur 
gegen ihre Methoden und nicht gegen ihre Ziele, glaubte der Sultan, auch dies 
ablehnen zu müssen. Die Absetzung des Sultans, für die ein Präzedenzfall aus 
dem Jahre 1908 vorliegt, wäre durchaus möglich gewesen. Da es sich um eine 
Wahlmonarchie handelt, wird der Nachfolger jeweils von den Ulema in Fes ge- 
wählt. Im vorliegenden Falle hätte lediglich die Auswahl eines Kandidaten 
Schwierigkeiten bereitet, da der Sultan wegen der mit seinem Amt verbundenen 
geistlichen Funktionen aus der sich von Ali, dem Schwiegersohn des Propheten 
Mohammed herleitenden Familie stammen muß. Die wenig frankreichfreundliche 
Einstellung des ältesten Sohnes des Sultans ist jedoch bekannt, so daß ein anderer 
Kandidat hätte gesucht werden müssen. 


Hauskabinett und Ritt der Berber 


„General Juin kehrte am 8. Februar aus Washington zurück. Am Morgen nach 
seiner Rückkunft nach Rabat lud er den Thronfolger Mulay Hassan in die Gene- 
ralresidentur und unterhielt sich mit ihm sehr freundschaftlich. Es sei ihm nie in 
den Sinn gekommen, den Sultan zum Verzicht auf den Thron zu bewegen, sagte er. 
Gleichzeitig hielt der von der Presse entfesselte Nervenkrieg gegen den Sultan 
und die /stiglal-Partei an. 

Am 12. Februar empfing der Sultan den Generalresidenten. Nach der Zusam- 
menkunft verlautete, der General habe Seine Majestät ersucht, einige dem Istiglal 
angehörige Minister des Hauskabinetts abzulösen, da sie sich bei der General- 
residentur unbeliebt gemacht hatten. Man wünsche, daß Seine Majestät eine Ent- 
spannung zwischen dem Palast und der Generalresidentur herbeiführe, bevor man 
das Hauskabinett auflöse. Es kam ein Abkommen zustande, und der Streit wurde 
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als beigelegt betrachtet. Am 13. Februar, im Anschluß an eine Konferenz mit 
hohen französischen Beamten, schickte General Juin den Berater bei der marok- 
kanischen Regierung, de Clauzel, mit einem Protokollentwurf in die königliche 
Kanzlei, der die Entlassung einiger hoher Minister und Palastbeamten und die 
Ernennung von Kaids enthielt, die der Sultan bisher abgelehnt hatte. Außerdem 
verpflichtete sich der Sultan in dem Protokoll, gewisse Dahirs (Erlasse) zu unter- 
zeichnen, die er zurückgestellt hatte, da sie entweder gegen die marokkanische 
Souveränität verstießen, oder weil sie das Interesse des Landes schädigten und 
die Rechte der marokkanischen Untertanen nicht genügend gewährleisteten. Der 
Sultan weigerte sich, der Forderung des Generalresidenten statizugeben, ver- 
sprach aber sofortige Prüfung der Angelegenheit. Am nächsten Morgen berief der 
Sultan den Ministerrat und zwei prominente Rechtsgelehrte zu sich und legte diesem 
Gremium die Vorschläge der Generalresidentur vor, deren genaueste Überprüfung 
im Interesse des Landes er ihnen nahelegte. 

Alle Mitglieder erklärten sich einstimmig gegen die Verdammung der Istiglal- 
Partei. Es wurde eine Verlautbarung aufgesetzt, in der zur Ruhe aufgefordert 
und davor gewarnt wurde, die marokkanisch-französischen Beziehungen ungünstig 
zu beeinflussen. Der Entwurf wurde nach Genehmigung durch den Sultan an die 
Generalresidentur weitergereicht. General Juin lehnte ab und verlangte eine Kabi- 
netiserklärung, in der die Mitglieder der Istiglal-Partei als gottlos bezeichnet 
werden sollten. Das Kabineit setzte darauf eine Vorlage auf, ohne jedoch dem 
Wunsche der Generalresidentur zu entsprechen. 


Am 20. Februar lud der Generalresident das Hauskabinett in sein Amtsgebäude, 
ließ die Herren anderthalb Stunden an der Tür warten und machte ihnen im 
Laufe des Empfangs heftige Vorwürfe, weil sie seinen Forderungen nicht statt- 
gegeben hatten. Einige Minister verbaten sich den scharfen Ton, der im Verkehr 
zwischen dem Palast und der Generalresidentur nicht üblich sei. General Juin 
unterbrach sie barsch und sagte, die Verdammung der /stiglal-Partei sei unbedingt 
erforderlich. Wenn das nicht geschehe, würden die Berberstämme, die nur auf ein 
Zeichen warteten, gegen die Städte ziehen. Die Minister gingen nach dieser Rüge 
fort und nahmen ihre Sitzungen wieder auf. 

Der endgültige Beschluß des Kabinetts wurde dem stellvertretenden General- 
residenten de Blesson — General Juin war zu einem Grenztreffen der Vertreter 
Frankreichs in verschiedenen afrikanischen Kolonien nach Figuig gereist — am 
22. Februar 1951 zugeleitet. Dieser ließ darauf durch den Berater de Clauzel den 
Abbruch der Verhandlungen mitteilen. Am gleichen Abend gab der französische 
Rundfunk den Abbruch der Beziehungen zwischen Sultan und Residentur mit der 
Begründung bekannt, das Hauskabinett habe auf seinem Standpunkt beharrt, die 
Istiglal-Partei nicht zu verurteilen. In Paris wurde jetzt ernsthaft eine Absetzung 
des Sultans und seine eventuelle Nachfolge diskutiert. 


Am 24. Februar 1951 löste der Sultan sein Hauskabinett auf. Die Angehörigen 
des Kabinett erhielten in verschiedenen Städten Verwaltungsposten, die sie inner- 
halb einer Woche antreten mußten. Dem aufgelösten Kabinett gehörten zahlreiche 
Mitglieder der Istiglal-Partei an. Gleichzeitig bat der Sultan durch seinen Pariser 
Gesandten Qaddur ben Ghabrit Staatspräsident Auriol um Vermittlung. Am 
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Abend des 25. Februar überbrachte Herr de Blesson dem Sultan ein persönliches 
Schreiben des französischen Staatspräsidenten. Nach arabischer Darstellung bestä- 
tigte dieses Schreiben die bisherige Haltung General Juins gegenüber dem Palast. 
Ihm wurde vollkommenes Vertrauen ausgesprochen, während der Sultan ermahnt 
wurde, den Wünschen des Generalresidenten entgegenzukommen. 

Durch den Ritt von 20.000 bewaffneten Berbern aus dem Atlas, die sich angeb- 
lich auf Weisung des Paschas von Marrakesch nach Fes und Rabat in Bewegung 
setzten, erfuhr die Krise eine neue Zuspitzung. Die alte und die neue Hauptstadt 
des Landes, Fes und Rabat, wurden eingeschlossen. Der Führer der Istiglal-Partei 
erklärte dem ägyptischen Journalisten später (Al-Ahram Nr. 23522 vom 29. März 
1951), die Erhebung der Berberstämme gegen die arabischen Städter und den 
Sultan sei auf Betreiben der über das ganze Land verteilten Zivilkontrolleure 
erfolgt, die den Stämmen einredeten, der Sultan veranstalte ein großes Fest, an 
dem sie teilnehmen müßten. Anderen $ei gesagt worden, der Generalresident 
hielte eine große Parade ab, der sie beiwohnen sollten, und eine dritte Version 
besagt, den Stämmen sei mitgeteilt worden, es fände eine Zuckerverteilung statt, 
bei der sie sich ihren Anteil sichern müßten. Wenn die Aktion nicht auf franzö- 
sisches Betreiben erfolgt wäre, sagte Allal el-Fasi, hätten die Stämme nicht von 
einem Gebiet ins andere ziehen können, weil dazu Ausweise benötigt würden. 


Am 25. Februar 1951 wurden der königliche Palast und die Residenz des Thron- 
folgers von französischem Militär umstellt mit der Begründung, die königliche 
Familie müsse vor den Berberstämmen geschützt werden. Um 6 Uhr abends über- 
reichte die Generalresidentur dem Protokollchef des Sultans einen Vertragsent- 
wurf mit der Warnung, daß dieses Abkommen binnen zwei Stunden unterzeichnet 
werden müsse, widrigenfalls sich Seine Majestät nicht mehr als König des Landes 
betrachten dürfe. Um 8.30 Uhr kam Herr de Clauzel, der Berater der marokka- 
nischen Regierung, in Begleitung bewaffneter französischer Offiziere, die an der 
Schwelle des Thronsaals Aufstellung nahmen. De Clauzel ging zum Sultan hinein 
und verlangte das unterzeichnete Abkommen. Der Sultan erklärte, er unterzeichne 
das Abkommen unter dem Einfluß von Terror und Nötigung, um das Blut seiner 
Untertanen zu schonen. Abkommen, die unter Zwang unterzeichnet würden, seien 
ungültig. Der Sultan setzte unter das Abkommen die beiden Worte: „Sär bilbäl“ 
(zur Kenntnis genommen).“ 


Das Protokoll, dessen Wortlaut nicht bekannt ist, soll drei Punkte umfaßt 
haben: die Herausgabe eines königlichen Kommuniques und eine Erklärung des 
Großwesirs über die Verdammung der Istiglal-Partei, Umbesetzung der marokka- 
nischen Regierung, Ernennung neuer Kaids und Prüfung der von der General- 
residentur seit längerer Zeit vorgelegten Reformentwürfe durch die Mitglieder 
der neuen Regierung. In der gleichen Nacht erschien die Erklärung des Sultans 
und des Großwesirs, in der es hieß: 

„Wir verurteilen die Methoden einer bestimmten Partei, die auf Einschüchterung und 
Zwang gegründet sind, zu politischer Obstruktion und zur Lähmung des Lebens und 
der öffentlichen Institutionen führen würden und dazu neigen, die Spaltung unter den 
Bewohnern des Landes zu vergrößern“. Der Großwesir betonte in seiner Frklärung außer- 


dem: „Wir weisen darauf hin, daß wir in der Ausübung unserer Funktion nicht unter 
ausländischem Einfluß und nicht im Schlepptau irgendeiner Partei handeln“. 
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bezeichnet in Tanger das Übereinkommen zwischen dem Sultan und General Juin 
als „null und nichtig“, da es „erpreßt“ worden sei. Die Istiglal-Partei setze den 
Kampf um die Freiheit Marokkos fort. 


Während in Marokko weitere Istiglal-Anhänger verhaftet und verurteilt wur- 
den, beschloß die Arabische Liga die Einberufung ihres Politischen Ausschusses 
zur Behandlung der Marokkofrage für den 10. März 1951. Ägyptische Studenten 
demonstrierten in Kairos Straßen gegen die Marokkopolitik Frankreichs. Die fran- 
zösische Botschaft und die französischen Institute in Kairo und Alexandrien wur- 
den von bewaffneten Polizisten vor Demonstranten gesichert. Arabische und 
islamische Verbände hielten in Kairo einen Marokkokongreß ab, auf dem die 
französische Politik in Marokko verurteilt und die Unterstützung des marokkani- 
schen Volkes durch die arabischen und islamischen Staaten gefordert wurde. Ein 
Sprecher des französischen Außenamtes gab am 4. März 1951 bekannt, daß in ganz 
Marokko völlige Ruhe herrsche. Nur im Gebiet von Ksiba sei es zu einem Zu- 
sammenstoß zwischen zwei Stämmen gekommen, der nichts mit der /stiglal-Bewe- 
gung zu tun gehabt habe. Am gleichen Tage verbreitete die arabische Presse in 
Ägypten unter großen Schlagzeilen die Meldung von einer Beschießung der Stadt 
Fes durch französische Truppen, die sich als falsch erwies. 

Der amerikanische Staatssekretär für Mittelost- und Afrikafragen, McGhee, 
hatte in Kairo auf die unverbrüchliche Freundschaft zwischen den Vereinigten 
Staaten und den arabischen Nationen hingewiesen. Dennoch nahm Paris an, daß 
das Siate Department neutral bleiben werde. General Juin wies in Washington 
die Amerikaner darauf hin, daß die Sicherung von Ruhe und Ordnung in Marokko 
für die Atlantikpaktstaaten von höchstem Interesse sei. 


Der Sonderberichterstatter der Arabischen Nachrichtenagentur meldete aus 
Washington, das State Department habe bei der französischen Regierung wegen 
der Lage in Marokko protestiert, eine Meldung, die bald darauf von zuständiger 
amerikanischer Stelle dementiert wurde. Der Sturm der Entrüstung, den die 
Marokkofrage in der arabisch-islamischen Welt auslöste, blieb im Anwachsen. Der 
ägyptische Ministerpräsident Nahas Pascha erklärte, Ägypten könne gegenüber den 
Ereignissen in Nordafrika nicht gleichgültig bleiben. In Washington war man be- 
sorgt um das gute Einvernehmen der Vereinigten Staaten mit den Nah- und Mittel- 
ostländern, deren Proteste in Lake Success und zum Teil beim State Departement 
eingingen. Dieses riet Frankreich und Marokko, bei der Lösung der politischen 
Lage in Französisch-Nordafrika Mäßigung zu zeigen. 

Das syrische, ägyptische und irakische Parlament protestierten gegen die fran- 
zösische Marokkopolitik. Die Meldung „Tanger antwortet nicht“, die Telefonver- 
bindung zwischen der Internationalen Zone und Französisch-Marokko sei unter- 
brochen, erhöhte noch den Sturm der entfesselten Leidenschaften. Man sprach 
bereits von einem „Eisernen Vorhang“ um Marokko. In den arabischen Haupt- 
städten dauern die Sympathiekundgebungen an. König Abdullah von Jordanien bat 
Präsident Truman telegraphisch, bei der französischen Regierung vorstellig zu wer- 
den, „damit die französische Unterdrückungspolitik in Marokko aufhört“. Arabische 
Liga und der Islamische Weltkongreß in Karachi beschlossen die Entsendung von 
Sonderbeauftragte, die sich über die dortige Lage unterrichten sollten. 
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Die Ansicht der Nationalisten 


Am Ende seines Berichtes an die Arabische Liga beschäftigt sich der Istiglal- 
Führer Allal el-Fasi mit dem Programm, daß die Generalresidentur seiner Mei- 
nung nach aufgestellt hatte, falls sich der Sultan geweigert hätte, seine Unterschrift 
unter das Protokoll zu setzen. Er schreibt: Der General hatte ein Sonderflugzeug 
bereitstellen lassen, um Seine Majestät und dessen Familie noch in der gleichen 
Nacht an einen unbekannten Ort schaffen zu lassen. Gleichzeitig sollten die Führer 
der /stiglal-Partei und ihre Anhänger überall verhaftet, die Städte besetzt und der 
Ausnahmezustand zur Vermeidung von Unruhen verhängt werden. Zugleich sollte 
auch die Huldigung für den neuen König stattfinden. 

„Dieses Vorgehen war,“ schreibt Allal el-Fasi, „mit dem Glaui abgesprochen, der sich 
in der bewußten Nacht auch in der Generalresidentur befand. Die Verwaltung hatte ihm 
Lastkraftwagen zum Transport seiner Anhänger zur Verfügung gestellt, und sie hatten sich 
bereits nach Fes in Bewegung gesetzt. Alle Ulema sollten versammelt und solange einge- 
schlossen werden, bis sie sich bereit fänden, dem neuen König zu huldigen. Als Thron- 
anwärter waren vorgeschlagen Mulay Arafa ben Mulay el-Mamun, der Onkel des Königs 
und frühere Kalif von Fes, dem der Glaui sehr gewogen ist. Ferner befanden sich unter 
den Thronanwärtern Mulay Idris, der Bruder des Königs, und Mulay Junus, Sohn des 
früheren Sultans Mulay Abdelhafid. 

Es war zu erwarten,“ fährt Allal el-Fasi fort, „daß die Schutzmacht sich nach Erreichung 
ihres Zieles an den Führern und Mitgliedern der /stiglal-Partei rächen würde. Zwei Tage 
nach Erscheinen des königlichen Kommuniqu&s wurden die Mitglieder des Exekutiv-Ko- 
mitees der Istiglal-Partei Mohammed el-Yazidi, el Hadsch Omar ben Abdelschelil, Mo- 
hammed Ghazi und Abdelkrim Ben Dschelun verhaftet und el-Mehdi ben Barka, Sekretär 
des Exekutivkomitees unter der Beschuldigung, ohne Lizenz Flugblätter verfaßt und ver- 
breitet zu haben, in ein Lager im südlichen Atlas verbannt. Das Exekutivkomitee hatte 
bereits vor seiner Verhaftung eine Verlautbarung vorbereitet, in der das marokkanische 
Volk aufgefordert wurde, Ruhe zu bewahren.“ Der Bericht Allal el-Fasis an die Arabische 
Liga schließt mit dem Satz „Das marokkanische Volk hält fest an seinen Grundsätzen 


und strebt heißer denn je nach seiner Unabhängigkeit und der Befreiung vom Joch des 
Imperialismus“. 


Das Marokkoproblem als außenpolitische Frage 


Nach der Unterzeichnung des Protokolls, das die Auseinandersetzung zwischen 
dem Sultan von Marokko und dem französischen Generalresidenten nach außen hin 
beendete, geht in der Welt die Diskussion über das Marokkoproblem in vollem 
Umfang weiter. Während man in Paris von einem ehrenvollen Frieden ohne Sieger 


und Besiegte spricht, beginnen sich die Rückwirkungen der Krise in der arabisch- 
islamischen Welt immer stärker abzuzeichnen. 


Das marokkanische Befreiungskomitee unter dem Rifführer Emir Abdelkrim in 
Kairo bat durch seinen Vertreter in Lake Success, Buhafa, wiederholt die UNO 
und die amerikanische Regierung um Intervention in der Marokkokrise. Der 
Generalsekretär der Arabischen Liga Azzam Pascha teilte am 27. Februar 1951 
mit, daß die arabischen Länder alle nötigen Maßnahmen ergreifen würden, um 
den Sultan von Marokko davor zu bewahren, zu einem „Werkzeug der Kolonial- 
politik“ zu werden. Er fügte hinzu, daß die Marokkofrage vor dem Sicherheitsrat 
zur Sprache gebracht werden könnte. Der Führer der Istiglal-Partei, Allal el-Fasi, 
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bezeichnet in Tanger das Übereinkommen zwischen dem Sultan und General Juin 
als „null und nichtig“, da es „erpreßt“ worden sei. Die /stiglal-Partei setze den 
Kampf um die Freiheit Marokkos fort. 


Während in Marokko weitere Istiglal-Anhänger verhaftet und verurteilt wur- 
den, beschloß die Arabische Liga die Einberufung ihres Politischen Ausschusses 
zur Behandlung der Marokkofrage für den 10. März 1951. Ägyptische Studenten 
demonstrierten in Kairos Straßen gegen die Marokkopolitik Frankreichs. Die fran- 
zösische Botschaft und die französischen Institute in Kairo und Alexandrien wur- 
den von bewaffneten Polizisten vor Demonstranten gesichert. Arabische und 
islamische Verbände hielten in Kairo einen Marokkokongreß ab, auf dem die 
französische Politik in Marokko verurteilt und die Unterstützung des marokkani- 
schen Volkes durch die arabischen und islamischen Staaten gefordert wurde. Ein 
Sprecher des französischen Außenamtes gab am 4. März 1951 bekannt, daß in ganz 
Marokko völlige Ruhe herrsche. Nur im Gebiet von Ksiba sei es zu einem Zu- 
sammenstoß zwischen zwei Stämmen gekommen, der nichts mit der /stiglal-Bewe- 
gung zu tun gehabt habe. Am gleichen Tage verbreitete die arabische Presse in 
Ägypten unter großen Schlagzeilen die Meldung von einer Beschießung der Stadt 
Fes durch französische Truppen, die sich als falsch erwies. 

Der amerikanische Staatssekretär für Mittelost- und Afrikafragen, McGhee, 
hatte in Kairo auf die unverbrüchliche Freundschaft zwischen den Vereinigten 
Staaten und den arabischen Nationen hingewiesen. Dennoch nahm Paris an, daß 
das Siate Department neutral bleiben werde. General Juin wies in Washington 
die Amerikaner darauf hin, daß die Sicherung von Ruhe und Ordnung in Marokko 
für die Atlantikpaktstaaten von höchstem Interesse sei. 


Der Sonderberichterstatter der Arabischen Nachrichtenagentur meldete aus 
Washington, das State Department habe bei der französischen Regierung wegen 
der Lage in Marokko protestiert, eine Meldung, die bald darauf von zuständiger 
amerikanischer Stelle dementiert wurde. Der Sturm der Entrüstung, den die 
Marokkofrage in der arabisch-islamischen Welt auslöste, blieb im Anwachsen. Der 
ägyptische Ministerpräsident Nahas Pascha erklärte, Ägypten könne gegenüber den 
Ereignissen in Nordafrika nicht gleichgültig bleiben. In Washington war man be- 
sorgt um das gute Einvernehmen der Vereinigten Staaten mit den Nah- und Mittel- 
ostländern, deren Proteste in Lake Success und zum Teil beim State Departement 
eingingen. Dieses riet Frankreich und Marokko, bei der Lösung der politischen 
Lage in Französisch-Nordafrika Mäßigung zu zeigen. 

Das syrische, ägyptische und irakische Parlament protestierten gegen die fran- 
zösische Marokkopolitik. Die Meldung „Tanger antwortet nicht“, die Telefonver- 
bindung zwischen der Internationalen Zone und Französisch-Marokko sei unter- 
brochen, erhöhte noch den Sturm der entfesselten Leidenschaften. Man sprach 
bereits von einem „Eisernen Vorhang“ um Marokko. In den arabischen Haupt- 
städten dauern die Sympathiekundgebungen an. König Abdullah von Jordanien bat 
Präsident Truman telegraphisch, bei der französischen Regierung vorstellig zu wer- 
den, „damit die französische Unterdrückungspolitik in Marokko aufhört“. Arabische 
Liga und der Islamische Weltkongreß in Karachi beschlossen die Entsendung von 
Sonderbeauftragte, die sich über die dortige Lage unterrichten sollten. 
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General Juin, der am 7. März 1951 zur Berichterstattung in Paris eintraf, er- 
klärte bei seiner Ankunft: „In Marokko ist es nie so ruhig gewesen wie gerade 
jetzt. Falls es irgendwo Unruhe gibt, dann in Kairo, und das ägyptische Volk hat 
die Folgen zu tragen.“ Außenminister Schuman drückte dem ägyptischen Bot- 
schafter in Paris Sarwat Bey im Quai d’Orsay das Befremden der französischen 
Regierung über die sensationellen und nach französischer Auffassung jeder Grund- 
lage entbehrenden Meldungen aus. Er sei schockiert über die Reaktion der ägyp- 
tischen Öffentlichkeit auf solche Greuelpropaganda, die der traditionellen 
französisch-ägyptischen Freundschaft zuwiderlaufe. Der Außenpolitische Ausschuß 
der französischen Nationalversammlung faßte darauf eine Protestentschließung 
gegen die Kampagne der ägyptischen Presse über die Marokkofrage. 


Besonders heftig war die Reaktion in Pakistan, wo die islamische Jugendver- 
einigung am 9. März, einem Freitag, dem mohammedanischen Feiertag, den „Tag 
Marokkos“ veranstaltete. Der Islamische Weltkongreß, jeizt eine permanente Zen- 
tralinstitution mit dem Sitz in der pakistanischen Haupistadi, verdammte auf 
einer Sondersitzung einmütig das französische Vorgehen in Marokko. Elf Redner 
im Parlament der pakistanischen Nordwest-Provinz forderten den Boykott franzö- 
sischer Waren und den Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen Pakistan 
und Frankreich. In Rabat und Tanger führten die französischen Stellen gründliche 
Untersuchungen über die Falschmeldungen durch, die in der arabisch-islamischen 
Welt zur Verschärfung der Krise beitrugen. Gewisse Kreise waren der Ansicht, 
daß die Nachrichten im Flugzeug nach Ägypten gelangt seien. Einige Zeitungen 
nahmen aber an, daß sie über eine spanische Amateur-Sendestation in Tanger 
verbreitet wurden. Der /stiglal-Führer Allal el-Fasi beklagte sich am 8. März 1951 
im Manchester Guardian über den Würgegriff der französischen Zensur, der jeg- 
liche Meinungsäußerung der /stiglal-Partei in Wort und Schrift töte. 


Am 10. März 1951 tagte in Kairo der Politische Ausschuß der Arabischen Liga. 
Am 17. März 1951 beschloß der Rat der Arabischen Liga in Kairo, die sieben 
arabischen Staaten aufzufordern, in einer Note an die französische Regierung die 
Erfüllung der Forderungen des marokkanischen Volkes zu verlangen. Ein ausführ- 
liches Memorandum war aus diesem Anlaß von dem Politischen Ausschuß der Ara- 
bischen Liga ausgearbeitet worden. Das Memorandum wurde am 11. April 1951 
von den diplomatischen Vertreiern Ägyptens, Iraks, Jordaniens, Saudi-Arabiens 
und Syriens im Quai d’Orsay überreicht. Jemen und Libanon überreichten zwei 
ähnliche Noten. Der Unterstaatssekretär der Politischen Abteilung des Quai d’Orsay 
erklärte den arabischen Diplomaten, Frankreich akzeptiere zwar diese Memoran- 
den im Hinblick auf die zwischen Frankreich und den Araberstaaten obwaltenden 
freundschaftlichen Beziehungen. Marokko sei aber eine Frage, die lediglich Frank- 
reich angehe. Am gleichen Tag gab das Generalsekretariat in Kairo den Wortlaut 
des Memorandums bekannt, in dem die arabischen Regierungen ihrer festen Hoff- 
nung Ausdruck gaben, daß die französische Regierung das Interesse und die An- 
teilnahme würdigen werde, die die arabischen Völker an dem Schicksal eines 
arabischen Brudervolkes nähmen, dem sie sich engstens verbunden fühlen. Die 
Note schloß mit dem Bemerken, daß die Araberstaaten dieses Memorandum getreu 
den Prinzipien überreichten, denen jedes UNO-Mitglied huldige, in Erwartung einer 
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Antwort, die diesen hohen Grundsätzen entspreche. Das Memorandum besteht aus 
fünf Punkten, in denen die Araber die Geschichte der europäischen Herrschaft 
über die arabischen Völker Nordafrikas und den Drang der arabischen Völker 
nach Unabhängigkeit darlegen, für den sie die größten Opfer zu bringen bereit 
seien. Dann verweist das Memorandum auf das Marokko durch Frankreich am 
30. März 1912 auferlegte Protektoratsregime: die Schutzmacht habe sich in einer 
Weise entwickelt, die fast einer direkten Herrschaft gleichkäme. Im weiteren legt 
das Memorandum die Maßnahmen Frankreichs dar, die die Prinzipien der Frei- 
heit, Selbstbestimmung und Menschenrechte, die von der UNO in einer Charta 
bestätigt wurden, einschränkten. Es behandelt ferner die von Frankreich ergrif- 
fenen Maßnahmen, die den Satzungen des Protektoratsvertrages zuwiderlaufen. 
Seine Majestät, der Sultan von Marokko, habe zweifelsohne die klare Forderung 
des marokkanischen Volkes nach Beendigung dieses Regimes zum Ausdruck ge- 
bracht. Die arabischen Völker seien besonders schmerzlich berührt von der Behaup- 
tung, Marokko habe noch nicht den Grad des Aufstiegs erreicht, der es zur Unab- 
hängigkeit und Selbständigkeit befähige, obwohl — so stellt das Memorandum der 
Arabischen Liga abschließend fest — das Scherifenreich tausend Jahre hindurch 
den Beweis erbracht habe, daß es sehr wohl seine Unabhängigkeit wahren konnte. 

Unter der Überschrift „Was hat Marokko zu erwarten?“ analysierte der ägyp- 
tische Kritiker Mohammed el-Biali in der Kairoer Wochenschrift „Akhbar el-Yom“ 
leidenschaftslos die Durchführbarkeit der Beschlüsse der Arabischen Liga. 

Die Liga könne zwar die Methoden Frankreichs in Marokko mißbilligen. Es frage sich 
nur, ob Marokko daraus irgendein praktischer Nutzen erwachse. Niemand könne daran 
zweifeln, daß Frankreich das Memorandum mit der Erklärung abtun werde, Marokko sei 
eine innenpolitische Frage, die zwischen Frankreich und den Marokkanern ausgehandelt 
werden müsse. Sollte die Frage vor dem Sicherheitsrat der UNO aufgerollt werden, könne 
ein positives Ergebnis nur erzielt werden, wenn zwei Voraussetzungen zuträfen: 

1. Daß die arabischen Staaten beweisen könnten, daß die Marokkofrage wirklich den 

Weltfrieden gefährde und 

2. daß die Araber in der Lage seien, die Mitgliedstaaten des Sicherheitsrates dazu zu 

bewegen, für den arabischen Staat zu stimmen. 

Um ganz objektiv zu bleiben, müssen wir eingestehen, daß sämtliche nach Kairo 


gelangten und beanstandeten Nachrichten aus Tanger und nicht aus der französi- 
schen Marokkozone selber stammen. Frankreich hat die ägyptischen Pressemeldun- 
gen wie die Bombardierung von Fes kategorisch dementiert und dagegen Protest 
erhoben. Es hat außerdem eine amtliche Untersuchung zur Erkundung der Quel- 
len eingeleitet, aus der diese falschen Meldungen stammen könnten. 

In welchem Ausmaß können nun die Araberstaaten auf die Mitgliedstaaten des 
Sicherheitsrates zählen? Bisher hat kein einziger dieser Staaten bei Frankreich 
gegen das Vorgehen in Marokko protestiert. Es ist auch kein einziger Staat dar- 
unter, der die Araberstaaten absolut unterstützt. Nicht einmal die Türkei, die den 
Mitileren Osten im Sicherheitsrat vertritt, blickt wohlwollend auf die Arabische 
Liga bzw. auf ihre Mitgliedstaaten. Müssen wir also daraus folgern, daß die Em- 
pörung der Araberstaaten und die Erregung in der islamischen Welt auf einen 
bloßen Protest oder lediglich auf eine Mißbilligung der französischen Handlungs- 
weise in Marokko hinauslaufen wird? Mit dieser Frage endet Biali. 


KLAUS MEHNERT 
Nordafrika — Kalifornien Europas 


Vor über zwei Jahrzehnten, da ich als deutscher Austauschstudent an einer Uni- 
versität Kaliforniens studierte, wurde mir zum erstenmal das Wort Kalifornien 
aus einem geographischen Begriff zu einem persönlichen Eindruck. Kalifornien 
-—— das waren Orangenhaine zwischen Ozean und schneebedeckten Bergketten, 
waren Wüsten, Palmen, emporschießende Städte, Rassenprobleme, Bewässerungs- 
anlagen, Aufstiegschancen und unbegrenzte Möglichkeiten. Als ich im Frühling 
1951 anderthalb Monate in Nordafrika verbrachte (in Algerien und Französisch- 
Marokko), würde ich auf Schritt und Tritt an Kalifornien erinnert, obgleich Nord- 
afrika noch einen weiten Weg zurückzulegen hat, ehe es Kalifornien an wirtschaft- 
licher Bedeutung, an Glanz und Reichtum einholen kann. Das amerikanische Kali- 
fornien wurde ein „Kalifornien“, weil es das gewaltige Hinterland Amerikas 
besitzt, weil es aus allen übrigen 47 Staaten der USA Geld, Talent, Abenteuer- 
lustige anlockt und ihnen nicht nur prächtiges Klima und schönste Landschaften 
bietet, sondern auch Arbeit und Aufstiegsmöglichkeiten. 


Insel Nordafrika 


Auch Nordafrika hat ein Hinterland. Aber ich meine nicht Afrika. Der frucht- 
bare Küstenstreifen Algeriens und Marokkos ist vom eigentlichen Afrika durch 
der Welt größte Wüste getrennt. Denkt man sich an Stelle der Sahara ein Meer 
— und die Wüste ist dem Verkehr des Menschen ein weit größeres Hindernis als 
ein wirkliches Meer — so erscheint Nordafrika wie eine langgestreckte, große 
Insel, und zwar eine Insel, die geographisch und wirtschaftlich zu Europa gehört, 
fast so wie Sizilien. Vom Küstenstreifen, in dem sich im wesentlichen das mensch- 
liche und wirtschaftliche Leben des Landes konzentriert, fährt der schnellste 
Autobus (ein einziger einmal in der Woche!) sieben Tage lang durch eine tote 
Wüste zum Oberlauf des Niger, fahren aber täglich zahlreiche Schiffe in ein oder 
zwei Tagen über ein schmales Meer an die freundnachbarlichen Gestade Europas. 
Was es an modernen Leistungen in Nordafrika gibt, ist das Werk der Europäer. 
Nicht nur der Franzosen in neuester Zeit. Von den Aquädukten Roms spannt sich 
über zwei Jahrtausende hinweg der Bogen zu den gewaltigen Dammbauten der 
Franzosen, ein Wahrzeichen abendländischen Geistes, abendländischer Tatkraft. 
Die Erzeugnisse des nordafrikanischen Bodens — seiner Landwirtschaft wie seines 
Bergbaus — gehen, mit verschwindenden Ausnahmen, nach Europa. 


Daß das Denken in Nordafrika heute noch viel provinzieller ist als im ameri- 
kanischen Gegenstück, ist nicht verwunderlich. Auch Kalifornien war vor einigen 
Jahrzehnten nicht anders. Und daß Nordafrika die Selbstsicherheit und den 
Schwung vermissen läßt, die Kalifornien immer auszeichneten, läßt sich wohl aus 
der Entwicklung des letzten Jahrzehnts erklären. Als 1940 das kontinentale Frank- 
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reich zusammenbrach und die Überseegebiete völlig wehr- und machtlos dastanden, 
sagten sich viele Franzosen: das darf nie wieder vorkommen; wir müssen die 
Überseegebiete stark entwickeln. Und als dann in der Welt der große Mangel an 
allen Gebrauchsgütern herrschte und Kosten keine Rolle spielten, wenn nur die 
Ware geliefert wurde, entschloß man sich in Algerien, einen Industrialisierungs- 
plan aufzustellen. Bereits 1943 wurde vom Comite de la Liberation Nationale ein 
Ausschuß eingesetzt, der mit seiner Ausarbeitung begann, und am 15. Mai 1946 
ein Beratender Ausschuß beim Generalgouverneur, der untersuchen sollte, welche 
industriellen Projekte einer öffentlichen Förderung würdig waren. Seiner ganzen 
Anlage nach war der Plan aus der Mangelwirtschaft der Kriegs- und ersten Nach- 
kriegszeit geboren. In dem Maße, in dem sich dann die weltwirtschaftliche Lage 
besserte und Kosten und Gewinne wieder ihr Recht forderten, verringerte sich der 
Schwung, mit dem die Industrialisierung Nordafrikas betrieben wurde. Ja, sie 
ging sogar zum Teil wieder zurück. So hatte man — um ein Beispiel zu nennen —, 
eingedenk des großen Mangels an Geschirr in den Jahren nach 1940, in der Nähe 
von Oran eine Porzellanindustrie geschaffen. Sie ging wieder ein, sobald sich die 
Wirtschaft normalisierte, weil sie dem Übergewicht der Produktion in Frankreich 
nicht gewachsen war. Während die Kurve der Produktion in Westeuropa dank der 
Marshallplan-Hilfe steil nach oben ging, verflachte sich die Algeriens. 


Labonnes Plan in der Schublade 


Nur so ist es zu verstehen, daß ein neuer großer Entwicklungsplan, der um diese 
Zeit veröffentlicht wurde, in Nordafrika kaum Beachtung fand. Eiric Labonne, 
einst Diplomat in Mexiko und Moskau, später Generalresident in Tunis und — 
1946 bis 1947 — in Marokko, legte nach seiner Abberufung aus Rabat den „La- 
bonne-Plan“ vor. In Paris hatte ich einige Freunde Labonnes kennengelernt und 
seinen Plan studiert. Aber ich mußte bald feststellen, daß ich in Nordafrika durch 
die Erwähnung seines Namens keinen sehr positiven Widerhall hervorrief. „Ein 
Phantast“, sagte man mir, wenn der Name fiel. Auf den Labonne-Plan stieß ich auf 
der ganzen Reise nicht ein einziges Mal. Kein Mensch sprach zum Beispiel von 
seinen großen Bahnprojekten. Alles ist in den letzten Jahren bescheidener gewor- 
den. Die imperiale Großzügigkeit im Werk des Marschalls Lyautey (1912—1925) 
und im Plan Labonnes hat einem nüchternen, provinziellen Geist Platz gemacht. 
Immer wieder hielt man mir vor: „Nordafrika zu entwickeln ist zu teuer. Nehmen 
Sie z.B. die Kohlen. Kenadza, das Kohlenrevier Algeriens, liegt 500 km von der 
Hauptbahnlinie in menschenleerer, wüstenheißer Einöde. Es ist einfacher und bil- 


iger, Kohlen von der Ruhr heranzubringen.“ 


Und trotzdem habe ich Vertrauen in die kalifornische Entwicklung Nordafrikas, 
wenn es — wie das amerikanische Kalifornien — in den wirtschaftlichen Blut- 
<reislauf eines großen Hinterlandes einbezogen wird. Ich werde darauf zurück- 
<cmmen. Vorweg: Welche Voraussetzungen für einen wirtschaftlichen Aufschwung 
zibt es in Nordafrika selbst? 
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Nordafrikaner als Industriearbeiter 


Da ist zunächst die Frage der Arbeitskräfte. Die Bevölkerung ist sprunghaft 
angewachsen, zwischen 1921 und 1950 in Algerien von 5,8 auf 9 Millionen und in 
Französisch-Marokko von 3,5 auf 9,6 Millionen. Spanisch-Marokko und Tanger 
haben zusammen auch noch fast 1 Million. Die Hauptstadt Algeriens, Algier, ist mit 
320 000 Einwohnern nach Paris, Marseille und Lyon die viertgrößte Stadt Frank- 
reichs. Casablanca hat mit über 600 000 fast doppelt so viel Einwohner wie Algier 
und mehr als doppelt so viele, wie es 1936 selbst besaß. 

In den französischen Statistiken zerfällt die Bevölkerung Nordafrikas vorwie- 
gend in „Mohammedaner“ und „Europäer“, darunter in erster Linie Franzosen. 
Aber die Mohammedaner müssen weiter in berberstämmige und Araber eingeteilt 
werden. Genaue Angaben liegen darüber nicht vor. Man kann nur schätzen. Danach 
gäbe es in Algerien 5 Millionen Araber, 3 Millionen Berber, eine Million Europäer 
und in Französisch-Marokko 4,5 Millionen Araber, 4,5 Millionen Berber, 0,4Millionen 
Europäer, dazu insgesamt in beiden Ländern einige hunderttausend Juden, die zum 
Teil schon seit zwei Jahrtausenden dort sitzen. Die Pessimisten sagen, die mo- 
hammedanische Bevölkerung sei für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
nicht geeignet und die europäische viel zu klein. Aber Arbeitsteilung und Fließ- 
bandtechnik haben auch komplizierte Arbeitsprozesse in einfache Einzelaufgaben 
aufgeteilt. Während des Zweiten Weltkrieges, als Millionen deutscher Männer an 
allen Fronten standen, waren in der deutschen Industrie großenteils Frauen und 
Fremdarbeiter tätig, die zum Teil nie vorher eine Maschine in der Hand gehabt 
hatten, was sich nur ermöglichen ließ, weil der Produktionsprozeß® — um mit 
einem deutschen Industriellen zu sprechen — „narrensicher“ gemacht worden war. 
Ferner wird geltend gemacht, daß der Araber an der industriellen Arbeit als 
solcher kein Interesse habe, ob sie nun kompliziert oder einfach sei, da er seiner 
Natur nach weit mehr an Handel und Handwerk gefallen finde. Es sei dahin- 
gestellt, wie weit dies wirklich zutrifft. Sicher ist, daß man mit den Berbern 
keine schlechten Erfahrungen gemacht hat, weder in Nordafrika noch mit den 
Saisonarbeitern in Frankreich, deren es jährlich an die 80 000 gibt. Schwieriger als 
die Auf bringung von Arbeitskräften in Nordafrika wäre die Unter bringung. 
Die Städte sind überfüllt, Bauland ist teuer. Es würde also praktisch darauf hin- 
auslaufen, daß die neuen Industrien auch ihre eigenen Arbeitersiedlungen bauen. 
Sicher ist es weit billiger, Quartiere für 10000 einheimische als für ebenso viele 
europäische Arbeiter zu errichten. 

Nach den Arbeitskräften bilden die Energiequellen ein Problem. Die 
beiden größten Kohlevorkommen befinden sich etwa auf demselben Meridian, das 
marokkanische in der Nähe der Küste bei Djerada, das algerische 500 Kilometer 
südlich bei Kenadza. Die Vorräte werden auf je etwa 100 Millionen t geschätzt. 
Gefördert wurden 1950 in Djerada 368 000 t, in Kenadza 250 000 t. Der gemein- 
same marokkanisch-algerische Bedarf von 1,35 Millionen t im Jahr wird also knapp 
zur Hälfte in den einheimischen Kohlenrevieren gedeckt, der Rest importiert. Weit 
ungünstiger ist das Bild beim Erdöl. Algerien produzierte im letzten Jahr nur 
2200 t und Marokko — bei einem Eigenverbrauch von 450 000 t — 40 000 t. Doch 
hat sich die marokkanische Produktion von 1949 auf 1950 mehr als verdoppelt. 
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Meer unter der Sahara 


Was Nordafrika an Kohlen und Erdöl mangelt, kann es durch Wasserkräfte 
wettmachen. 1950 wurden in beiden Ländern zusammen über eine Milliarde Kilo- 
wattstunden verbraucht (zum Vergleich: in der amerikanischen Besatzungszone 
Deutschlands etwa 8 Milliarden). Einen wachsenden Teil der Elektrizität liefert 
die Wasserkraft. Die dafür gebauten großen Stauseen in den Gebirgen üben eine 
doppelte Funktion aus: Kraftwerke zu treiben und Land zu bewässern. Die Nie- 
derschläge sind in Nordafrika nicht nur örtlich, sondern auch jahreszeitlich sehr 
verschieden. Sie schwanken von fast 0 in weiten Teilen der Wüste bis zu 1800 mm 
im Gebiet von Collo. Auf Zeiten der Dürre folgen plötzliche Regengüsse mit Über- 
schwemmungen und Erosion, sofern nicht Stauseen eine regelmäßige Verteilung 
des Wassers ermöglichen. In Marokko stehen zur Zeit 220 000 ha unter künstlicher 
Bewässerung. Fast eine Million Hektar könnten zusätzlich bewässert werden. Bei 
diesen Plänen spricht man viel von dem „unterirdischen Meer“, das sich unter 
großen Teilen der Sahara befinden soll. Ein gewaltiges Wasserreservoir vermutet 
man zum Beispiel unter dem Hochplatieau des Schott Esch Schergui (südlich von 
Oran). Ihm allein hofft man jährlich eine Milliarde ebm Wasser entnehmen zu 
können, genug um — dank dem Höhenunterschied von etwa 800 m zwischen dem 
„unterirdischen Meer“ und der Küstenebene — im Jahr eine Milliarde Kilowatt- 
stunden Elektrizität herzusiellen und 200000 ha guten Bodens in der Oraner 
Küstenebene zu bewässern. Die Kosten wären gar nicht so unerhört hoch, man 
rechnet mit etwa 175 Millionen DM. 

Wer durch die Sahara reisi, kann sich kaum vorstellen, daß es Geologen gibt, 
die steif und fest behaupten, unter einem Teil der Wüste gäbe es ganze Meere, die 
man bloß anzustechen brauche, um die Sahara in einen Fruchtgarten zu verwan- 
deln. Auch ich war zunächst geneigt, diese Theorie für reinen Humbug zu halten 
— bis ich Selfana sah. Wir fuhren seit sechs Uhr früh zwischen den Oasen Wargla 
und Gardaia durch die dürrste Wüste, die man sich vorstellen kann. Mit mir im 
Wagen saß ein französischer Wasserfachmann, der die Gegend seit Jahren kennt. 
Die Sonne stand im Zenith, als er mich anstieß, nach vorne zeigte und über den 
Lärm des Motors das Wort „Selfana“ rief. Am Horizont waren in der braungelben 
Wüstenei einige leuchtend weiße Punkte aufgetaucht. „Eine Stadt?“ rief ich fra- 
gend zurück. „Soll es werden“, antwortete er. Ich sah eine Baracke in Nissenhütten- 
form und einige offensichtlich ganz neue weiße Gebäude im modern-maurischen 
Stil. Als wir hielten, hörte ich ein eigenartig dumpfes Zischen. „Le puits“, sagte 
der Franzose. „Le puits“ und „la source“ (Brunnen und Quelle), das sind die 
beiden Worte, die ich in jenen Wochen am meisten gehört habe, die beiden Worte, 
um die sich dort alles dreht. Wie viele Brunnen es gibt, wie tief sie sind, was ihre 
Herstellung gekostet hat, wieviel Liter pro Minute sie liefern, ob reines oder salz- 
haltiges Wasser — das sind die Fragen für jedermann, der in der Wüste lebt. 

Wir stiegen aus. Als wir um ein Haus bogen, sahen wir das Wasser. Es schoß 
mit kräftigem Strahl heraus, wurde aber gleich abgefangen und in ein Becken von 
der Größe eines kleinen Schwimmbassins geleitet. Wunderbar klar und durchsich- 
tig, vom Wind der Wüste gekräuselt und ein Spiegel des blauen Himmels. Unsere 
Mitreisenden rissen sich gleich die Schuhe ab und steckten ihre Füße ins Wasser. 
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Ich folgte ihnen. Das Wasser war heiß. Derweil kam ein junger Franzose auf uns 
zu. „Voilä, mon camarade“ sagte mein Wassermann und stellte uns vor. Camarade 
lud uns zum Essen ein und einige Minuten später saßen wir vor seinem Haus, in- 
mitten eines kleinen Gartens, vor uns eine Schüssel Salat — grüne und dunkel- 
weinrote Blätter —, aus der Wüste gezaubert mit dem warmen Wasser von Sel- 
fana. Das Gespräch kreiste nur um den neuen Brunnen. Er war in den letzten 
Jahren für 100 Millionen Franken auf Kosten des Staates gebohrt worden (auch 
deutsche Kriegsgefangene hatten mitgearbeitet). In 900 Meter Tiefe erreichte man 
ein gewaltiges Wasserreservoir, man mußte noch 300 Meter tiefer gehen, ehe man 
wieder auf festen Grund stieß. Der Brunnen kann unter eigenem Druck bis zu 
8000 Liter pro Minute liefern. Das Wasser dient einer Versuchsstation. Angepflanzt 
sind zunächst 4000 Dattelpalmen und 20 ha Getreide. Ist man mit dem Ergebnis 
zufrieden, so will man weitergehen. Wasser gibt es genug — nur, es kostet viel, 
es zu erbohren. Lohnt es? Man muß das erst sehen. 


Über den Hohen Atlas nach Imini 


Die Eisen förderung Algeriens erreichte ihren Höhepunkt 1938 mit über 
3 Millionen t Erz. Sie wird vermutlich wieder ansteigen, nachdem unlängst durch 
ein französisch-italienisches Abkommen Italien große Mengen nordafrikanischer 
Eisenerze versprochen wurden. Der Hauptfundort liegt bei Uenza, 150 km von 
Böne. In Marokko betrug 1949 die Produktion 356000 t und in Tunesien 750000 t. 

Einen Reichtum von weltwirtschaftlicher Bedeutung besitzt Marokko in seinen 
Mangan vorkommen. Die Produktion ist rapide angewachsen, von 15 800 t 1930 
auf 257 000 t 1950. Mangan, notwendig für die Herstellung von Stahl hoher Quali- 
tät, ist eine Mangelware in der Welt, insbesondere in der westlichen Welt. Das 
sonst mit allen Gütern gesegnete Amerika hat bisher keine Vorkommen nennens- 
werten Umfangs gefunden und mußte sein Mangan zum großen Teile aus der 
Sowjetunion beziehen. Vor 15 Jahren hatte ich die Mangangruben von Tschiatury 
im Kaukasus besucht, und jetzt sah ich in Marokko die von Imini. Aber während 
Tschiatury durch eine Bahn mit dem nur etwa 150 km entfernten Hafen am 
Schwarzen Meer verbunden ist, kann man Imini bis jetzt nur mit Lastwagen er- 
reichen, die von Marrakesch den Hohen Atlas auf einer 1939 fertiggestellten Straße 
überwinden. Ich fuhr mit dem miserabelsten Autobus Marokkos und dem misera- 
belsten Chauffeur, der nur eines vortrefflich konnte: hupen. Zwischen Marrakesch 
und Imini gibt es nachgewiesenermaßen zweitausend Kurven. Er ließ keine aus, 
und zwar begann er vorsichtshalber schon immer anzuhupen, sobald eine Kurve 
in Sicht kam. Fuhren wir auf gerader Straße, dann hupte er, um Fußgänger, Ka- 
mele und Esel auf unser Kommen aufmerksam zu machen. Und auch wenn diese 
schon längst von der Straße gescheucht und vor unserer Staubwolke den Berg hin- 
auf oder hinunter geflohen waren, hupte er weiter, bis wir an ihnen vorbei waren. 
Nur während der Pannen hupte er nicht. (Die begannen auf halbem Wege zum 
Paß, der auf 2250 m Höhe liegt.) Nachdem er den Motor mehrfach auseinander- 
genommen und wieder zusammengesetzt hatte, ohne daß sich etwas rührte, kam 
er auf den Gedanken, es mit einem Schnürchen zu probieren, das er sich von mir 
beisteuern ließ. Und siehe da, auf einmal ging es ganz gut. 
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Wo die Straße zum Bergwerk abzweigte, stieg ich aus und wanderte durch eine 
menschenleere Gebirgswüstenlandschaft im strahlenden Sonnenschein Richtung 
Imini. Nach einigen Kilometern kam ich zu den Verwaltungsgebäuden, von dort 
fuhr mich der Direktor 15 Kilometer weiter zum Bergwerk. Die Unterbringung der 
Arbeiter ist primitiv. Aber das Werk hat auch nur einen kleinen Teil einheimi- 
scher Stammarbeiter. Die übrigen Arbeiter kommen, um sich etwas Geld zu ver- 
dienen, und gehen, wenn es Zeit ist, im Heimatdorf die landwirtschaftliche Arbeit 
zu leisten. Oder wenn ein wichtiges Fest sie nach Hause ruft. Die sozialen Be- 
ziehungen sind noch die des patriarchalischen Frühkapitalismus. Eine Gewerkschaft 
kennt man nicht. „Südlich des Hohen Atlas gibt es keine Politik“ erklärte man 
mir. „Südlich des Hohen Atlas“ — das sagt man dort wie einst für Asien: „East of 
Suez“. Aber das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und -nehmer ist so friedlich und 
harmonisch, daß der nächste Polizeiposten 60 Kilometer entfernt ist. In Imini, wo 
— einschließlich Frauen und Kinder — etwa 100 Europäer und 3000 Einheimische 
wohnen, gibt es nicht einmal einen Gendarmen. Was die Firma an Löhnen spart, 
muß sie für den Transport ausgeben, allein für die Strecke Imini—Marrakesch 
3500 Franken (rund 40 DM) pro Tonne. Zur Zeit baut eine deutsche Firma aus 
dem Saargebiet eine 54km lange Schwebebahn über den höchsten Teil des Atlas, 
der in dieser Gegend Gipfel bis über 4000 m Höhe hat. 

Unter zahlreichen anderen Erzen fördern Marokko, Algerien und Tunesien fast 
100 000 t Blei und etwa 40 000 t Zink. Bei Kobalt nahm Marokko vor dem Kriege 
den dritten Platz in der Weltproduktion ein. Sein größter Reichtum sind Phos- 
phate. 1950 förderte es rund 4 Millionen t, zusammen mit Algerien und Tunesien 
fast die Hälfte der Weltproduktion. 

Landwirtschaftlich bestellt sind in Marokko 4,5 Millionen ha (1928: 2,9) und in 
Algerien 6,4 Millionen ha. Die Hauptprodukte sind Getreide, Oliven, Zitrusfrüchte, 
Wein, Gemüse, Datteln, Mandeln. Durch Intensivierung, Bewässerung, moderne Ar- 
beitsmethoden und Einsatz von Maschinen ließe sich die Erzeugung beträchtlich heben. 

Aber jeglicher Ausbau — der Industrie wie der Landwirtschaft — erfordert 
Investitionen. Die finanziellen Reserven Frankreichs sind beschränkt. Nach amtlichen 
Angaben des Generalgouvernements wurden 1949 in die algerische Industrie nur 
4,4 Milliarden Franken investiert (etwa 50 Millionen DM). Daher sagte ich, daß 
ich in eine kalifornische Entwicklung Nordafrikas nur dann Vertrauen habe, wenn 
es ein großes Hinterland erhält. Dieses heißt Europa. 


Juin, der Sultan und der Glaui 


Aber wird sich Europa interessieren lassen? Wie steht es mit der inneren Stabi- 
lität Nordafrikas? Kommen nicht alarmierende Nachrichten aus Französisch- 
Marokko? Gewiß, es besteht ein Konflikt zwischen dem Generalresidenten, General 
Juin, und dem Sultan, der einer frankreichfeindlichen, nationalistischen Gruppe, 
dem Istiglal, sein Ohr geliehen hatte. In diesem Konflikt spielte Juin gegen den 
Sultan die Berber Marokkos aus, vor allem den Glaui. 

Hadsch Tihami el Glaui ist der bedeutendste Stammesfürst der Berber, ein Feudal- 
herr großen Formats, der als solcher von seinem Palast in Marrakesch weite Ge- 
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biete des marokkanischen Südens beherrscht und überdies vom Sultan als Pascha 
(Gouverneur) des Gebietes von Marrakesch eingesetzt ist. Man muß sich das etwa 
so vorstellen wie bei uns im Mittelalter, als auch die Kaiser häufig Stammesfür- 
sten zu Herzögen ihrer Stammesgebiete ernannten, weil es schwer gewesen wäre, 
Stammesfremde dorthin zu setzen. Latent hat schon immer eine Spannung bestan- 
den zwischen dem alten Glaui und dem viel jüngeren Sultan aus dem Hause der 
Alauiten, das auch aus Südmarokko stammt, aber völlig arabisiert ist. Die Fran- 
zosen jedoch hielten den Glaui im Zaum. Der Konflikt brach erst in dem Augenblick 
offen aus, in dem Juin andeutete, daß die französische Politik auch anders könne. 

Seit Neujahr lag die Karte mit dem klugen, harten und hintergründigen Kopf 
des alten Glaui drohend auf dem Tisch zwischen Juin und dem Sultan. Würde sie 
stechen? Ich selbst hätte in jenen Wochen, obgleich ich mir die Frage täglich vor- 
legte, keine Antwort auf sie gewußt. Oft habe ich im Gebiet des Glaui und in den 
Dörfern des Hohen Atlas herauszufinden gesucht, welche Loyalität im Berber stär- 
ker ist, die zum Glaui oder die zum Sultan. Die meisten, die ich fragte, waren 
überrascht über solche Alternative. „Wir sind Männer des Glaui“, sagten die einen 
stolz. Und die anderen: „Wir sind Marokkanef, und der Sultan ist nicht nur unser 
weltliches Oberhaupt, sondern als Nachkomme des Propheten auch unser geist- 
licher Herr“. 

In den letzten Tagen des Februar kam die Probe aufs Exempel. Die Berichte 
über das, was geschah, widersprechen sich. Ich selbst war wenige Tage zuvor ab- 
gereist. Fest steht, daß der Sultan Ende Februar nachgab, nachdem es zu Demon- 
strationen Zehntausender seiner Unteranen, vorwiegend Berber, gekommen war. 

Das war zunächst ein großer Erfolg Juins. Seine Karte hatte gestochen. Er hatte, 
wie man es manchmal bei Präriebränden macht, Feuer mit Feuer bekämpft, den 
Nationalismus des /stiglal mit dem Nationalismus der Berber. Aber sein Erfolg ist 
nicht unbedenklich. Juin hatte an die Vergangenheit appelliert, an Partikularis- 
mus und Feudalismus. Als einmaliges Manöver ist es gut gegangen. Aber soll das 
nun eine Politik auf lange Sicht werden? Dann müßten die Franzosen ihre politische 
Linie in Marokko grundlegend ändern. Wollen sie wirklich Kurs aufs Mittelalter neh- 
men? Wäre es nicht weit wirksamer, die „kalifornische“ Lösung zu versuchen? 


Die kalifornische Lösung 


In Kalifornien, das noch vor hundert Jahren ein Teil Mexikos war und eine rein 
mexikanische Bevölkerung besaß, gibt es heute keinen mexikanischen Nationalis- 
mus, wohl aber vier Millionen Autos für neun Millionen Menschen. Das konnte 
Kalifornien nur vollbringen als Teil einer gewaltig aufstrebenden gesamtamerika- 
nischen Wirtschaft. Das könnte Nordafrika nur nachahmen, wenn ganz Europa 
dahinterstünde. Also sprechen wirtschaftliche und politische Gründe für die 
„kalifornische“ oder sagen wir besser: die europäische Lösung der nordafrikani- 
schen Frage. 

Die Franzosen sind mißtrauisch, wenn sie solche Worte hören. Lieber klein, aber 
mein, sagen manche von ihnen. Aber mit diesem Rezept geht es heute nicht mehr; 
das sollte die Entwicklung in Asien und im Nahen Orient gezeigt haben. Auf 
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kolonialem Boden ist „klein, aber mein“ heute ein Widerspruch in sich selbst. Es 
kommt also darauf an, Wege zu finden, die dem verständlichen Mißtrauen der 
Franzosen Rechnung tragen. Es gilt, die große kolonisatorische Leistung der Fran- 
zosen, ihren Fleiß, ihre Opfer nicht nur anzuerkennen, sondern mit ihrem vollen 
Wert in die Rechnung einzusetzen und ihnen alle die Sicherungen anzubieten, die 
sie gerechterweise in dem von ihnen eroberten und erschlossenen Gebiet bean- 
spruchen können. Es gilt, durch die Vision und Verwirklichung eines französisch- 
europäischen Nordafrika Hunderttausenden von tatkräftigen jungen Europäern 
Perspektiven und ein Betätigungfeld zu geben. Deutschland hat beim Schuman- 
plan gezeigt, daß es ehrlich bereit und fähig ist, seine Interessen in die größeren 
Europas einzuordnen. 

Nicht nur der Konflikt in Nordafrika, sondern auch der Konflikt mit dem Welt- 
arabertum läßt sich eher lösen, wenn ganz Schuman-Europa und nicht nur Frankreich 
zum Arabertum spricht. Von den großen Völkern Europas hat keines in der 
arabischen Welt ein höheres Ansehen als das deutsche. Erst vor wenigen Wochen 
hat der greise Führer des marokkanischen Nationalismus, Abd el Krim, an das 
traditionelle Verständnis der Deutschen für die Araber appelliert. Spricht Europa 
als Ganzes, einschließlich Deutschlands, so kann es darauf hinweisen, daß der 
Schumanplan nicht eine Fortsetzung des alten Kolonialimperialismus mit anderen 
Mitteln ist. Dieses Europa muß auch mit einem starken und positiven Echo auf 
alles antworten, was im Bereiche des Islams ein Bündnis zwischen den großen 
Religionen der Welt gegen die materialistischen Kräfte befürwortet. 


BERICHTE 


Unsere Berichte ersetzen nicht die Nachrichten, die von einer Zeitung gebracht werden. 
Wohl aber ergänzen sie die laufenden Nachrichten durch Mitteilungen, für die in der Presse 
kaum Platz ist. Sie bemühen sich um Berichterstattung ohne eigene Stellungnahme. 


IN DIESEM HEFT: Ostafrika 
Oberfranken Gambia 
Mark Brandenburg USA 


Britisch-Westindien 


Südafrikanische Union 


Großbritannien 


Spanien 


Sprengkammern 


Als die Alliierten 1945 in das Reichsgebiet 
sprengte die zurückgehende 
Truppe zahlreiche Brücken, um den Vor- 
marsch des Gegners zu verlangsamen. Kom- 
mandeure, die rechtzeitige Brückensprengun- 
gen versäumten, mußten mit dem Kriegsge- 
richt rechnen. 


Die Zivilbevölkerung und Teile der Wehr- 
macht in Westdeutschland kamen allmählich 
zu der Ansicht, daß Widerstand sinnlos sei 
und den Krieg unnütz verlängere. Brücken- 
sprengungen wurden unterlassen und ver- 
hindert. Kommandeure, die Sprengungen 
durchführten, mußten mit der Volkswut, mit 
einem harten Urteil der Entnazifizierungs- 
instanzen oder mit einer moralisch-politi- 
schen Verurteilung rechnen, die gelegentlich 
noch 1951von deutschen Ministern wiederholt 
wird. Die Verhinderung von Brückenspren- 
gungen wurde als „Entlastung“ angerechnet, 
weil sie den Verkehr und die Versorgung der 
Zivilbevölkerung sicherte. 


eindrangen, 


1951 leisteten mehrere Verwaltungsinstan- 
zen im Gebiet des oberen Mains passive Re- 
sistenz gegen die Forderung der amerikani- 
schen Kommandostellen zur erneuten Vor- 
bereitung von Sprengkammern in den Brük- 
ken. Die Amerikaner wiesen darauf hin, daß 
die Vorbereitung einer Sprengmöglichkeit 
für den Notfall, auch den Notfall einer Na- 
turkatastrophe, nicht notwendig bedeute, daß 
man das Land hinter den Brücken einem 
Angreifer überlassen oder gar eine Zone der 
„Verbrannten Erde“ schaffen wolle. Wo die 
deutschen Behörden Schwierigkeiten mach- 
ten, trafen amerikanische Pioniere die not- 
wendigen Maßnahmen. 

Am 20. März mußten auf Befehl der bri- 
tischen Besatzungsmacht deutsche Firmen 
die Sprengkammern in den Strompfeilern 


Sowjetunion Korea 
Tschechoslowakei Kuba 
Persien Guatemala 
Indien Paraguay 
China Brasilien 


der alten und neuen Süderelbebrücken vor 
Hamburg wieder freimachen, die auf briti- 
schen Befehl 1946 mit Schutt und Zement 
ausgefüllt worden waren. Die Hamburger 
Stellen, die 1945 die Sprengung der Elbe- 
brücken verhindert hatten, verdienten sich 
damals beträchtliche Sympathien bei der Be- 
völkerung. 


Eisenhüttenkombinat Ost (EKO) 
bei Fürstenberg a. d. Oder 


Als die Sowjets 1945 gemäß den Abma- 
chungen von Jalta und Potsdam das Gebiet 
der heutigen Sowjetischen Besatzungszone 
in ihre Verwaltung nahmen, erhielten sie den 
Teil Deutschlands, der hinsichtlich der Ver- 
sorgung seiner Industrie mit den zwei wich- 
tigsten Rohstoffen, Stahl und Steinkohle, in 
hohem Maße von der Einfuhr aus dem Ruhr- 
gebiet und Oberschlesien abhängig war. Die 
mitteldeutschen Stahlwerke in Riesa, Grö- 
ditz, Hennigsdorf, Brandenburg, in Berlin- 
Spandau, die Maximilianhütte in Unterwel- 
lenborn und das Eisenhüttenwerk in Thale/ 
Harz produzierten im Jahre 1938 zusammen 
mit einer Anzahl kleinerer Werke rund 1,6 
Millionen t Rohstahl, bzw. 1,3 Millionen t 
Walzwerk-Produkte. DieSowjetzone hatte im 
gleichen Jahr einen Rohstahlbedarf von 4,2 
Millionen t, bzw. 3,3 Millionen t Walzstahl. 
Die Zufuhr der fehlenden 2 Millionen t Walz- 
stahl setzte sich, aufgeteilt nach den ver- 
schiedenen Zonen, 1938 folgendermaßen zu- 
sammen: 


aus der Britischen Zone 1,46 Mill. t 
aus Deutsch-Oberschlesien 0,20 Mill. t 
aus der USA-Zone 0,17 Mill. t 


aus der Französischen Zone 0,17 Mill. t. 


Diese Zahlen beweisen, daß das Ruhrgebiet 
der Hauptlieferant für Walzstahl an die 
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Sowjetische Besatzungszone Sorten- 
mäßig war der Anteil von Stab- und Form- 
stahl in der Zufuhr am höchsten, während 


die Zufuhr an Blechen, Rohren, Schienen und 


Halbzeug geringer war. 


In den Jahren 1945 und 1946 haben die 
Sowjets sämtliche Stahl- und Walzwerke der 
Sowjetischen Besatzungszone bis auf die 
Maximilianhütte in Unterwellenborn und 
das Stahlwerk in Thale vollkommen demon- 
tiert. Diese beiden zuletzt genannten Werke 
wurden 1946 zu SAG-Betrieben gemacht und 
damit in sowjetischen Staatsbesitz überführt. 
Da sich aber sehr bald herausstellte, daß die 
veraltete Maximilianhütte ein sehr unren- 
tabler Betrieb war, wurde dieses Werk der 
deutschen Verwaltung zurückgegeben. Der 
Sowjetischen Besatzungszone verblieb daher 
1946 nur noch eine Rohstahlkapazität von 
280 000 t im Jahr. Diese Stahlerzeugung war 
auch für die durch die sowjetischen Demon- 
tagen dezimierte eisen- und stahlverarbei- 
tende Industrie der Sowjetischen Besatzungs- 
zone völlig unzureichend. Die Sowjets haben 
offensichtlich damit gerechnet, daß der ge- 
samte Eisen- und Stahlbedarf ihrer Zone aus 
dem Ruhrgebiet gedeckt werden könne. Da- 
durch hätte es ihnen gelingen können, West- 
deutschland in und Rü- 
stungsprogramm mit einzuschalten. Denn sie 
bestanden von Anfang an auf hohen Repara- 
tionslieferungen aus der laufenden Produk- 
- tion, insbesondere aus der Maschinenindu- 
strie. Durch die bekannten politischen 
Ereignisse zerschlug sich dieser Plan. Die 
Sowjets sahen sich gezwungen, um die ge- 


war. 


ihr Reparations- 


wünschten Reparationslieferungen zu erhal- ° 


ten, entweder selbst oder durch ihre Satelli- 
tenstaaten Stahl in die Sowjetische Zone 
Deutschlands zu liefern. Sie zogen daraus 
ihre Konsequenzen und befahlen nicht nur 
den Wiederaufbau sämtlicher demontierten 
Stahlwerke, sondern darüber hinaus noch 
eine erhebliche Erweiterung der Roheisen-, 
Stahl- und Walzwerkskapazität ihrer Zone. 
Um möglichst schnell zu dem gewünschten 
Ziel zu kommen, hat sich die Sowjetunion 
1949 sogar dazu entschlossen, fünf Walzstra- 
ßen mit den entsprechenden hüttentechni- 
schen Einrichtungen, die bereits aus der 
Sowjetischen Besatzungszone nach der So- 
wjetunion abtransportiert wieder 
zurückzugeben. Nach Durchführung des Ein- 
jahresplanes 1948 und des Zweijahresplanes 
1949/50 betrug 1950 die Produktion von 


waren, 
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Roheisen 350 000t, von Rohstahl 960 000 t 
und von Walzstahl 650 000 t. Es ist klar, daß 
auch diese beachtliche Produktionssteigerung 
die Einfuhrabhängigkeit der Sowjetischen 
Besatzungszone für Fisen und Stahl nicht 
beseitigt hat. 

Um die Sowjetische Besatzungszone in 
ihrer Eisen- und Stahlversorgung vom Ruhr- 
gebiet und vom Westen überhaupt unab- 
hängig zu machen, muß dieses Gebiet nicht 
nur die dafür notwendigen neuen Eisen-, 
Stahl- und Walzwerke erhalten, sondern 
auch mit anderen Ländern wirtschaftlich zu- 
sammengeschlossen werden, die über genü- 
gend Eisenerze und verkokbare Steinkohle 
verfügen. Bei genauer Untersuchung des pol- 
nischen Sechsjahresplanes, des tschechischen 
und sowjetzonalen Fünfjahresplanes kommt 
man zu dem Ergebnis, daß Moskau bis 1955 
das Eisenerzgebiet von Kriwoi Rog in der 
Westukraine, die oberschlesische Steinkoh- 
lenindustrie und die stahlerzeugenden Indu- 
strien in Polen, der Tschechoslowakei und in 
der Sowjetischen Besatzungszone zu einem 
in sich zusammenhängenden, geschlossenen 
Industrierevier verschmelzen will. Der Fünf- 
jahresplan der Sowjetzone sieht den Neubau 
von fünf metallurgischen Betrieben mit einer 
Kapazität von insgesamt 2 Millionen Roh- 
stahl im Jahr, von einem neuen gemischten 
Hüttenwerk mit einer Produktionskapazität 
von 500 000 t Roheisen im Jahr und von 
weiteren neuen Roheisenkapazitäten in Höhe 
von 400 000 t im Jahr vor. Die Produktions- 
kapazität von Walzstahl soll bis 1955 um 1,6 
Millionen t im Jahr gesteigert werden. 


Im Jahr 1955 werden daher in der Sowje- 
tischen Besatzungszone 1,25 Millionen t Roh- 
eisen, 3 Millionen t Rohstahl und 2,2 Millio- 
nen t Walzstahl hergestellt werden, wenn es 
gelingt, den Fünfjahresplan voll zu verwirk- 
lichen. Polens Rohstahlproduktion, die 1949 
2,3 Millionen t betrug, soll bis 1955 auf 4,6 
Millionen t pro Jahr, die tschechische Roh- 
stahlproduktion in der gleichen Zeit von 2,7 
Millionen t auf 3,9 Millionen t gesteigert 
werden. Es muß also damit gerechnet wer- 
den, daß die Sowjetzone, Polen und die 
Tschechoslowakei im Jahr 1955 insgesamt 
11,5 Millionen t Rohstahl herstellen werden. 


Der erste wichtige Schritt zur Verwirk- 
lichung dieses Moskauer Eisen- und Stahl- 
planes wurde in der Sowjetzone Deutsch- 
lands mit dem Beginn des Baues des Eisen- 
hüttenkombinates Ost (EKO) in Fürstenberg 
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an der Oder getan. Auf dem III. Parteitag 
der SED im Juli 1950 erklärte W. Ulbricht, 
Generalsekretär der SED und stellvertreten- 
der Ministerpräsident, bei Verlesung der 
Richtlinien für den Fünfjahresplan die Er- 
richtung des EKO in Fürstenberg zum 
„Schwerpunkt Nr. 1“. Das Gelände, auf dem 
das. Werk errichtet wird, liegt in dem Win- 
kel, der von dem von NW nach SO verlaufen- 
den Oder-Spree-Kanal und der Oder gebil- 
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Verwaltung 


det wird, nördlich von dem Städtchen Für- 
stenberg und dem Dorf Schönfließ. Diese 
geographische Lage erlaubt es, die für das 
Werk vorgesehenen 1 Million t sowjeti- 
scher Erze aus Kriwoi Rog und 800000 t 
polnischen Koks pro Jahr auf dem Wasser- 
weg heranzuführen. Dabei ist allerdings für 
den Antransport der sowjetischen Eisenerze 
auf dem Wasserweg Voraussetzung, daß der 
Oder-Donau-Kanal rechtzeitig fertiggestellt 
wird. 


In dem bisher von dürftigen Kiefern be- 
standenen Gelände eröffnete der Industrie- 
minister Selbmann am 17. August 1950 feier- 
lich die Arbeiten für das sogenannte „Vor- 
laufprogramm 1950“, in dem bis Anfang 1951 
zunächst die notwendigen Straßen- und Ei- 
senbahnanschlüsse, eine Kai-Anlage und eine 
Brücke und die Unterkunft für die Arbeiter 
errichtet werden sollten. Außerdem wurde 
das Fundament für den Hochofen I fertig- 
gestellt, dessen Grundsteinlegung am Neu- 
jahrstag 1951 erfolgte. Bis 1955 soll das 
Werk fertiggestellt werden. Es soll nicht nur 
„einen neuen Betrieb, sondern ein neues 
Industriezentrum als erste große Gesamt- 
anlage der metallurgischen Industrie“ dar- 
stellen. Nach Fertigstellung wird das Werk 
folgende Anlagen besitzen: 

ein Eisenhüttenwerk mit 3 Hochöfen, die 
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eine Roheisenkapazität von je 500 t pro 
Tag haben, 
ein Stahlwerk mit 10 Siemens-Martinöfen 
von je 50 t Kapazität und 1 Talbot-Ofen, 
eine Stahlgießerei mit einer Jahreskapazi- 
tät von 10 000 t, 


ein Walzwerk mit einer Duo-Reversier- 
Blockstraße, einer Grobstraße für Schwer- 
profile und Grobmaterial und einer 
Breitbandstraße für Mittel- und Fein- 
bleche, 

eine Zementfabrik, 

eigenes Elektrizitäts- und Gaswerk. 

Im Jahre 1955 soll das Werk 500 000 t 
Roheisen, 550000 t Rohstahl und rund 
400000 t Walzstahl verschiedener Sorten her- 
stellen. Da der Arbeitsgang von der Herstel- 
lung des Roheisens über Rohstahl bis zum 
fertigen Walzprodukt in einer Hitze erfolgen 
kann, rechnet man mit großer Kohlen- und 
Koksersparnis. 

Die Werkanlagen zusammen mit der ge- 
planten Wohnstadt für 30000 Menschen 
werden eine Gesamtfläche von 12 qkm ein- 
nehmen. 

Neben dem Eisenhüttenkombinat Ost in 
Fürstenberg a. d. Oder ist noch die Errich- 
tung eines Eisenhüttenkombinats West in 
Calbe geplant, das über eine Roheisenkapa- 
zität von 400 000 t verfügen soll. Doch dürf- 
ten die Arbeiten für dieses EKW über die 
ersten Planungen noch nicht vorangekommen 
sein. 

Die Sowjetische Besatzungszone dürfte 
kaum imstande sein, die geplante Erweite- 
rung ihrer Eisen- und Stahlkapazitäten ohne 
erhebliche Einfuhr aus dem Westen in der 
vorgesehenen Zeit zu verwirklichen. Aber 
auch dann, wenn die Kapazitätsvergrößerun- 
gen durchgeführt werden sollten, würden die 
2,2 Millionen t Walzstahl den Bedarf der 
Sowjetischen Besatzungszone nicht decken 
können. Bei der im Fünfjahresplan vorge- 
sehenen Verdoppelung der Industrieproduk- 
tion gegenüber dem Vorkriegsstand würde 
die Sowjetische Besatzungszone Deutsch- 
lands immer noch einen Fehlbetrag von 1 bis 
2 Millionen t Walzstahl haben. CK 


Eulen nach Athen 
oder britische Kohleneinfuhr 
Das Sprichwort, daß man Eulen nicht nach 


Athen tragen solle, wird in England sinn- 
voll abgewandelt: Man soll Kohlen nicht 
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nach Newcastle schaffen. Der gegenwärtige 
britische Arbeitsminister Aneurin Bevan er- 
klärte 1945: „Unsere Insel besteht fast 
ganz aus Kohle und ist von Fischen um- 
geben. Nur ein ÖOrganisationsgenie kann 
gleichzeitig eine Kohlen- und Fischknapp- 
heit in England erzielen.“ 

Am 5. Februar 1951 gab der Brennstoff- 
minister Noel Baker im Unterhaus bekannt, 
daß die staatliche Kohlenbergbauleitung von 
den USA, Indien und Nigerien zusammen 
1073300 Tonnen Kohle gekauft und für 
den Antransport Schiffe gechartert habe. 
Etwa 90000 Tonnen sollten pro Woche an- 
kommen. 

Ende 1950 blieben die britischen Kohlen- 
vorräte um etwa 2 Millionen t hinter dem 
Stand des Jahresendes 1949 zurück. Die Berg- 
arbeiter wehrten sich gegen die Beschäftigung 
von Italienern in den Gruben. Die Anwerbung 
neuer Kräfte aus der britischen Arbeiter- 
schaft gelang nicht in wesentlichem Maße. 
Die Förderleistung insgesamt war während 
des ganzen Jahres 1950 auf dem niedrig- 
sten Stand, mit dem man hatte rechnen 
können, der Verbrauch auf dem höchsten. 
Die Schichtleistung des einzelnen Bergmanns 
hat sich nicht in dem erhofften Maße er- 
höht. England leidet unter Kohlenknapp- 
heit, die in erster Linie vom Hausbrand- 
verbraucher zu tragen ist. 

Die akute Winterkrise folgte auf den 

_ Kohlenplan der Staatlichen Bergbauleitung, 

der am 14. November 1950 veröffentlicht 
wurde. Danach soll bis 1965 der Arbeits- 
bedarf der Gruben um 80000 Mann ver- 
ringert, zugleich jedoch die Förderung um 
36 Millionen Tonnen erhöht werden. Radi- 
kale Rationalisierungsmaßnahmen sollen die 
Produktionskosten senken, die Ersparnisse 
sollen Lohnerhöhungen ermöglichen. Über 
250 Gruben sollen neue Fördereinrichtungen 
erhalten, etwa 400 geschlossen werden. In 
den nächsten 15 Jahren sollen £ 635 Mil- 
lionen für die Durchführung dieses Pro- 
grammes investiert werden. Die Moderni- 
sierung soll den britischen Bergbau kon- 
kurrenzfähig neben den festlandseuropäi- 
schen stellen. 

Die Förderleistung liegt unter dem Vor- 
kriegsstand. Zwar ist der unmittelbare Ver- 
brauch von Kohle kaum gestiegen, aber 
Haushalte und Industrie sind in starkem 
Maße zur Anschaffung von elektrischen und 
Gasgeräten und zu einem erheblich höheren 


Strom- und Gasverbrauch übergegangen. Die 
Elektrifizierung sollte die Erhöhung des Le- 
bensstandards mit dem äußeren Sieg und der 
inneren Sozialreform beweisen. Sie hat zur 
Kohlenkrise geführt. 


Spanien 
und die westliche Staatengemeinschaft 


Am 31. Dezember 1950 gab der spanische 
Staatschef der amerikanischen Columbia- 
Rundfunkgesellschaft ein Interview, in dem 
er seine Bereitwilligkeit zur Mitwirkung bei 
der Abwehr kommunistischer Aggressionen 
betonte. Wenn aber Spanien auf sich allein 
stehen müsse, werde es sich gegen eine In- 
vasion so wehren, daß „viele Millionen der 
Angreifer fallen“ müßten. „Wir haben ge- 
nügend Waffen und Munition, um unsere 
Unabhängigkeit teuer zu verkaufen, obwohl 
unsere Mittel bescheiden sind, denn bis jetzt 
hat uns noch niemand Hilfe angeboten... 
Spanien ist in eine Isolierung hineingezwun- 
gen worden.“ 

Schon am 27. Dezember hatte das Weiße 
Haus bekanntgegeben, daß die diplomati- 
schen Beziehungen zu Spanien im vollen Um- 
fang wieder aufgenommen werden sollten. 
Der im November 1950 nach Washington zu- 
rückgekehrte Botschafter in Buenos Aires 
Stanton Griffis wurde zum ersten amerikani- 
schen Botschafter in Madrid nach der langen 
Pause ernannt, die mit der Abreise des Bot- 
schafters Norman Armour (heute in Vene- 
zuela) im Dezember 1945 begann. Griffis 
kommt aus der New Yorker Finanzwelt. Am 
1. März fuhr er in einer Staatskutsche unter 
einerEskorte maurischerReiterdurch Madrid, 
um sein Beglaubigungsschreiben zu über- 
reichen. 

Am 13. Februar 1951 wurde bekanntge- 
geben, daß die amerikanische Export-Im- 
port-Bank die erste Rate der im Vorjahr 
für Spanien bewilligten amerikanischen 
Staatskredite in Höhe von $ 12,2 Millionen 
angewiesen habe. Von der Gesamtsumme 
sollen 5 Millionen für Baumwolle, 3,5 für 
Kunstdünger, 3 für Traktoren und Ersatz- 
teile und 700 000 für die Ausrüstung einer 
Fabrik von Stickstoffdünger verwendet wer- 
den. Am 16. März gab die staatliche Export- 
Import-Bank in Washington Spanien eine 
zusätzliche Anleihe von $ 5 Millionen zum 
Ankauf von Weizen. Seit Januar stellen 
amerikanische Fachleute die spanische Lie- 
ferfähigkeit von Wolfram fest. 
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Die spanische Regierung ernannte ihren 
Geschäftsträger in Washington seit 1949, 
den baskischen Industriellen Jose Felix 
Lequerica, zum Botschafter bei den USA. 

Großbritannien hatte seinen Botschafter 
Sir Victor Mallet erst nach der Aufforderung 
der Vereinten Nationen vom Dezember 1946 
zum Offenlassen der Madrider Diplomaten- 
posten zurückgezogen. Am 3. März traf der 
neuernannte britische Botschafter Sir John 
Balfour in Spanien ein, — am gleichen Tag 
bezeichnete die falangistische Zeitung Arriba 
die Ausstellung eines Modells von Gibraltar 
im Schaufenster der britischen Luftverkehrs- 
gesellschaft in Madrid als eine Beleidigung 
Spaniens, die Fensterscheiben der Agentur 
wurden eingeworfen. Auch Sir John Balfour 
wurde in der Staatskarosse und mit einer 
Eskorte maurischer Reiter über die Gastel- 
lana und die Gran Via gefahren, als er am 
15. März dem Staatschef sein Beglaubigungs- 
schreiben überreichte. Kurz vor diesem feier- 
lichen Akt hatie der Erste Seelord, Admiral 
Lord Fraser, die spanische Hauptstadt besucht. 

In britischen Kreisen wurde behauptet, 
Spanien wolle den Botschafter Castiella von 
Lima nach London versetzen. Man erhob Ein- 
wände, weil der heute dreiundvierzigjährige 
Diplomat, bis 1948 Professor an der Madri- 
der Fakultät für Politische Wissenschaften, 
der sich als Soldat in der Blauen Division das 
Eiserne Kreuz geholt hat, in seinem Buch 
„Reivindicaciones de Espafia“ 1940 Ansprü- 
che auf Gibraltar angemeldet hat. Tatsächlich 
traf am 20. März Miguel Primo de Rivera als 
spanischer Botschafter in London ein. Er ist 
ein Bruder des im Bürgerkrieg erschossenen 
Jose Primo de Rivera, der als der bedeutend- 
ste Märtyrer der Falange angesehen wird, 
und ein Sohn des Diktators der zwanziger 
Jahre. 

Die Franzosen ernannten ihren Madrider 
Geschäftsträger Bernard Hardion zum Bot- 
schafter, während Spanien Aguirre de Carcer 
als ersten Botschafter nach elfjähriger Un- 
terbrechung in die französische Hauptstadt 


schickte 


Gemeinsames Berufungsgericht 


für Britisch-Ostafrika 


Seit der Eroberung Deutsch-Ostafrikas im 
Ersten Weltkrieg wird über den Zusammen- 
schluß der drei großen festländischen Kolo- 
nien Großbritanniens in Ostafrika: Kenya 


Berichte 
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(die alte Kolonie Britisch-Ostafrika), Uganda 


(das mit einer kräftigen eingeborenen 


Selbstverwaltung ausgestattete Protektorat 


am Victoria-See) und Tanganyika (Deutsch- 
Ostafrika ohne die an Belgien gegebenen 
großen Sultanate Ruanda-Urundi im Nord- 
westen), hin und her verhandelt. (Sansibar 


bleibt außerhalb dieser Pläne). 


Am 9. Januar 1951 wurde ein kleiner 
Schritt in Richtung auf den Zusammenschluß 
getan. Der britische Lordkanzler (also das 
Oberhaupt des britischen Juristenstandes) 
Lord Jowitt eröffnete in der Hauptstadt 
Kenyas, Nairobi, ein gemeinsames Beru- 
fungsgericht für die ostafrikanischen Kolo- 
nien, das jetzt mit eigenen Richtern besetzt 
wurde, während sein 1921 geschaffener Vor- 
läufer nur aus Richtern der Einzelkolonien 
bestand, die dann für den besonderen Zweck 
zusammentraten. Berufungen an das neue 
Gericht können nicht nur gegen Urteile aus 


den drei Festlandskolonien gerichtet werden, 


sondern auch aus Sansibar, der Inselgruppe 


der Seychellen, Aden und Britisch-Somaliland. 


Fehlschlag in Gambia 


Nachdem die britische Regierung den kost- 
spieligen Versuch zum Anbau von Erdnüssen 
auf großen Flächen in Ostafrika aufgeben 
mußte, hat sich jetzt der Erschließungsplan 


Fa 
Portugiesisch 
Guinea 


für die westafrikanische Kolonie Gambia als 
Fehlschlag erwiesen. Die Colonial Develop- 
ment Corporation, ein staatliches Unterneh- 
men, sollte in der verhältnismäßig kleinen 
Kolonie (10500 qkm, 250000 Einwohner, 
davon 20000 in der Stadt Bathurst) große 
Geflügelfarmen anlegen, die jährlich 20 Mil- 
lionen Eier und 1 Million Kopf Schlachtge- 
flügel für den britischen Markt liefern sollten. 


1950 gingen 30 000 Tiere von 80 000 an Ge- 
flügelpest ein. Ausreichendes Futter kann 
nicht innerhalb der Kolonie gefunden wer- 
den, sondern verlangt kostspielige Einfuhr- 
dollars. Ein großer Teil der £ 825 000, die 
investiert worden sind, müssen als verloren 
gelten. Von 1948 bis 1951 sind 38000 Eier 
und 51 000 Kopf Schlachtgeflügel nach Eng- 
land ausgeführt worden. Die urbar gemachte 
Fläche von rund 5000 ha erwies sich als un- 
geeignet zur Ernährung der vorgesehenen 
200 000 Hühner. In England rechnet man 
sich aus, daß jedes gelieferte Ei den Staat 
£ 20 gekostet hat. 

Das Projekt sollte der einseitigen Einge- 
borenenwirtschaft (es werden Erdnüsse ge- 
pflanzt) einen neuen Ausweg zeigen. Es hat 
tatsächlich bewiesen, daß große afrikanische 
Projekte unter allen Umständen vorsichtig 
anzufassen sind. 


x 


Europa 
im amerikanischen Verteidigungsgürtel 


Während des Monats März bereiteten sich 
die Republikaner auf einen parlamentari- 
schen Kampf vor, in dem sie den Präsidenten 
bei jeder Truppenverschiffung nach Europa 
von der Zustimmung des Kongresses abhän- 
gig machen wollten. Am 20. März wurden 
General Eisenhowers Äußerungen veröffent- 
licht, die er vor dem Kongreß am 1. Februar 

gemacht hatte. Sie stützen den Präsidenten 
in seinem Streben nach Handlungsfreiheit. 
Die amerikanischen Truppen in Europa sind 
nach Eisenhowers Ansicht nur dann sicher, 
wenn sie stark genug sind. Ein Expeditions- 
heer von 12 Divisionen wäre z.B. in der bre- 
tonischen Halbinsel unter dem Schutz der 
westlichen Luft- und Flottenüberlegenheit 
angesichts jeder sowjetischen Angriffsmacht 
sicher, könnte mindestens in Sicherheit wie- 
der eingeschifft werden. 

Öffentlich hatte der General am 1. Februar 
grundsätzliche Ausführungen über die Be- 
deutung Europas für Amerika gemacht: 

„Was bedeutet Westeuropa? Gewiß, es be- 
stehen gefühlsmäßige Bindungen. Es han- 
delt sich um Völker, von denen wir ur- 
sprünglich unseren Geist und unser BAut 
erhalten haben. Es handelt sich um unsere 
Verwandten. Aber wir müssen bei der 
Aufgabe unserer Landesverteidigung weit 
über gefühlsmäßige Betrachtungen hinaus- 
blicken. Was sind die gemeinsamen Fak- 
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ten, die unsere Hoffnungen an Westeu- 
ropa binden? Denn die gemeinsame Hoffnung 
ist die Grundvoraussetzung für den At- 
lantikpakt. 


Erstens: in Westeuropa befindet sich die 
größte Reserve geschulter Arbeitskraft in 
der Welt. In Westeuropa befindet sich eine 
große Industriekapazität, die nur von der 
Kapazität der Vereinigten Staaten über- 
troffen wird. Dort leben über 200 Millionen 
uns verwandte Menschen. 


Wenn wir nun diesen ganzen Komplex 
mit seinem militärischen Potential nehmen 
und von unserer Seite auf die andere Seite 
hinüberschieben, dann verändert sich meiner 
Ansicht nach das militärische Kräfteverhält- 
nis so drastisch, daß unsere Sicherheit in 
schwerer Gefahr ist. 


Aber die Bedeutung der westeuropä- 
ischen Staatengruppe ist für uns noch grö- 
ßer. Diese Staaten haben mit vielen Teilen 
der Welt enge blutsmäßige, politische und 
wirtschaftliche Bindungen. Man kann sich 
kaum die Eroberung Westeuropas für den 
Kommunismus vorstellen ohne gleichzeitige 
Eroberung bestimmter anderer Weltgegen- 
den, besonders und zuerst der Gebiete, die 
politisch von europäischen Mächten ab- 
hängis sind. Kurz gesagt, wir würden von 
Gebieten abgeschnitten, aus denen wir die 
Güter beziehen, die unbedingt lebenswich- 
tig für unsere Existenz und unsere Lebens- 
form sind. Wie groß auch unsere Kraft 
zum Offenhalten der Verkehrsverbindungen 
sein mag, wir müssen immer freien Zugang, 
wir müssen eindeutig freien Zugang zu 
diesen Gebieten behalten, uns ihre Freund- 
schaft bewahren, wo wir ihre Güter brau- 
chen. Ich z.B. an Manganerz, 
Kupfer, Uran. Können wir uns unsere Exi- 
stenz ohne freien Zugang zu diesen Roh- 


erinnere 


stoffen vorstellen? 


Ich glaube daß derartige Fragen bei 
unserer Sorge um den Komplex Westeuropa 
eine Rolle spielen und bei unserer Ent- 
schlossenheit, unserem Entschluß, der meines 
Wissens schon gefaßt ist, daß wir ihn mit 
unserem eigenen Land verteidigen müssen.“ 


Am 9.Februar führte der ehemalige re- 
publikanische Präsident Hoover seinen 
Rundfunkfeldzug, den er am 20. Dezember 
1950 begonnen hatte, fort. Er stellte ein 
Programm von 10 Punkten für die ameri- 
kanische Außenpolitik auf: 
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1. Einsatz der amerikanischen Industrie- 
kapazität für See- und Luftrüstung und 
Munitionsherstellung. 

2. Im Falle eines Angriffs auf Westeuropa 
rücksichtsloses Eingreifen der amerikanischen 
See- und Luftstreitkräfte bis zum Rückzug 
der Kommunisten. 

3. Amerikanische Munitionslieferungen an 
Staaten, die selbst äußerste Rüstungsan- 
strengungen machen. 

4. Keine amerikanischen Expeditionsheere 
in das „Treibsandgelände Europas oder 
Chinas. Ich möchte, daß wir auch nicht einen 
einzigen Schritt auf dem Marsch in ein 
zweites Korea tun“. 

5. Verzögerung amerikanischer Truppen- 
sendungen nach Europa, bis die europäischen 
Staaten untereinander einig geworden sind 
und größere militärische Anstrengungen von 
sich aus machen. 

6. Vermeidung einer Wirtschaftskrise in 
Amerika, deshalb Beschränkung der öffent- 
lichen Ausgaben auf ein Maß, das auch auf 
die Dauer erträglich ist. 

7. Verteidigung Formosas, der Philippi- 
nen und Japans durch amerikanische See- 
und Luftstreitkräfte, Wirtschaftssanktionen 
gegen China durch die UNO, Ermächtigung 
zur Munitionslieferung an Tschiang Kai- 
schek für Aktionen gegen das chinesische 
Festland. 

8. Gewährung voller Souveränität an Ja- 
pan und Westdeutschland, die ihre alte 
Rolle als „große Schutzwälle gegen die von 
Rußland beherrschten Horden“ spielen sollen. 

9. Im Fall eines Versagens der westeuro- 
päischen Staaten Aufbau einer zweiten ame- 
rikanischen Verteidigungslinie mit See- und 
Luftstützpunkten an den pazifischen, nord- 
atlantischen, südatlantischen, mittelmeeri- 
schen und indischen Küsten auf der anderen 
Seite der Ozeane. 

10. Festhalten des Rechts zur Kriegser- 
klärung durch den Kongreß, notfalls durch 
die Ausnutzung seines Bewilligungsrechts. 


Zusammenfassend erklärte Hoover, die 
westliche Hemisphäre müsse autark in allen 
lebenswichtigen Rohstoffen werden und sich 
dann imRaum der vorgelagerten Ozeane ver- 
teidigen. Am 14. Februar brachten 108 repu- 
blikanische Abgeordnete im Repräsentanten- 
haus eine Entschließung im Sinne Hoovers 
ein, in der nur zusätzlich der Einschluß 
Großbritanniens und des Commonwealth in 
das geplante System gefordert wurde. 


Berichte 
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Die Inseln unter dem Winde 


Das älteste Kolonialgebiet Europas auf 
den amerikanischen Kontinenten, das soge- 
nannte Westindien, ist seit langem Not- 
standsgebiet. Es leidet unter Überbevölke- 
rung und Absatzschwierigkeiten. Lloyd 
George sprach von den britischen Kolonien 
in Westindien als „Our Slum Empire“. Die 
britischen Kolonialbehörden bemühen sich 
seit langem um einen verwaltungsmäßigen 
Zusammenschluß der räumlich weit getrennt 
liegenden Kolonien, besonders weil sie da- 
bei auch an Umsiedlungsmöglichkeiten auf 
das südamerikanische Festland in Britisch- 
Guyana denken. 

Am 1. Februar 1951 wurde in London der 
Bericht eines im November 1948 eingesetzten 
Ausschusses veröffentlicht, der die Frage des 
Zusammenschlusses der britischen Kolonien 
in Westindien, Mittel- und Südamerika un- 
tersuchen sollte. Er empfiehlt die möglichst 
baldige Herstellung einer Zollunion ohne 
Rücksicht auf die Frage eines politischen 
Zusammenschlusses. In die vorgeschlagene 
Zollunion sollen zunächst nur Britisch-Hon- 
duras auf dem mittelamerikanischen Fest- 
land, Britisch-Guyana an der Nordküste 
Südamerikas ostwärts Venezuelas, die große 
Erdölinsel Trinidad vor der Küste Vene- 
zuelas, Barbados in den Großen Antillen, 
die beiden britischen Gruppen der Kleinen 
Antillen (Leeward Islands und Windward 
Islands) und schließlich Jamaika aufgenom- 
men werden. Die kleineren Außeninseln vor 
Jamaika (Cayman-, Turks- und Caicos-In- 
seln südlich Kuba bzw. nördlich Haiti), die 
Bahamas, sowie die britischen Jungfern- 
inseln (ostwärts Portoriko) sollen noch 
ausgeschlossen bleiben. Die gemeinsame 
Zollverwaltung soll nach Trinidad gelegt 
werden. Den verwaltungsmäßig selbständig 
bleibenden Kolonien sollen als Einnahme- 
quelle die Zölle auf 39 Warengattungen 
(darunter alkoholische Getränke, Tabak- 
waren, Parfümerien, Baumwollwaren und 
Streichhölzer) bleiben, außerdem Ver- 
brauchssteuern und Ausfuhrzölle. 

Während Zollunionsbemühungen in hoc- 
industrialisierten Zonen auf das Widerstre- 
ben der Interessenten wegen des wahrschein- 
lichen Zwangs zur Abschreibung unrentabel 
oder konkurrenzunfähig werdender Betriebe 
stoßen, bestehen derartige Schwierigkeiten 
in einer armen und wirtschaftlich rückstän- 
digen Zone wie Westindien nicht. Hier muß 
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Vorsorge getroffen werden, daß durch den 
Fall der inneren Zollschranken der Ein- 
nahmeverlust des Fiskus in der Einzelko- 
lonie nicht gefährlich wird. Die Kommission 
ist der Ansicht, daß diese Gefahr durch ein 
geschicktes Manipulieren des gemeinsamen 
Außenzolls abgewendet werden kann. 


Die Not spitzte sich im Lauf des Monats 
März auf der Insel Grenada in den Kleinen 


_ Antillen so zu, daß ernsthafte Unruhen ent- 
standen. Am 27. Februar schnitten Streikende 
die Wasserleitungen zu den Regierungsgebäu- 
den und den Villenvierteln ab. Auf Veranlas- 
sung des Gouverneurs Sir Robert Arundell 
wurde der deportierte Streikführer Eric 
M. Gairy wieder freigelassen, doch wieder- 
holten sich die Unruhen in der Hauptstadt 
St. George’s. Zugleich ereigneten sich Brand- 
stiftungen in Castries auf der Insel Domi- 
nica. Polizei mußte zusätzlich von der grö- 
ßBeren Insel Trinidad angefordert werden, 
ein Offizier des Heeres übernahm die Lei- 
tung der Polizei in Grenada. Die Verwaltung 
bereitete die Einsetzung von Schlichtungs- 
ausschüssen vor, aber die Massen der Mulat- 
ten und Neger auf den Plantagen waren der 
Streikleitung aus der Hand geglitten. 


Grenada zeigt im kleinen das ständige 
Problem Westindiens: die Verkehrsferne 
und Verwaltungszersplitterung, die Abhän- 
gigkeit von krisengefährdeten Monokulturen 


(hier Zucker und Kakao), die geringe Lei- 


stungsfähigkeit der Verwaltung in der So- 
zialpolitik einschließlich der Schulpolitik, die 


Unruhe derarmen undungebildeten Farbigen. 


Die Mischlinge in Südafrika 


In der Kap-Provinz der Südafrikanischen 
Union leben etwas über eine Million „Far- 
bige“, d.h. Nachkommen aus legalen oder 
illegalen Verbindungen zwischen Europäern, 
Malaien, Hottentotten und Buschmännern 
(die beiden letzteren Gruppen sind die Reste 
der Bevölkerung, die vor den Europäern und 
vor den Bantunegern im Lande war). In der 
Thronrede am 19. Januar 1951 verkündete 
der Generalgouverneur Dr. Jansen die Ab- 
sicht der Regierung, die soziale Rassentren- 
nung (apartheid) auch auf diese Mischlinge 
auszudehnen. Sie sollten das allgemeine 
Wahlrecht verlieren, dafür aber nach beson- 
deren Wählerlisten eigene Abgeordnete 
wählen. Die Nationalistenpartei möchte nicht, 
daß sie das Zünglein an der Waage in Euro- 
päerwahlkreisen bilden. Ihr Wahlrecht soll 
sonst unverändert bleiben. Die Opposition 
ist der Ansicht, daß eine Zweidrittelmehrheit 
beider Häuser des Parlaments in gemein- 
samer Sitzung zur Abänderung des politi- 
schen Status der Mischlinge nötig sei. Sie 
wehrt sich gegen das Durchpeitschen mit ein- 
facher Mehrheit, weil dadurch die gesamte 
Segregationspolitik der Regierung durch- 
führbar würde (auch gegen Inder und Ne- 
ger).Die Führer der Mischlinge selbst drohen, 
daß sie auf die Seite der radikalen Vor- 
kämpfer für die Rechte der Farbigen getrie- 
ben werden. 


x 
Russische Fischerei im Fernost-Gebiet 


Im Fernen Osten stößt die Russische 
Sozialistische Föderative Sowjetrepublik 
(RSFSR) mit den Regionen (Krai) Primorje 
und Khabarowsk an den Pazifischen Ozean. Sie 
erreicht ihn an der Bering-See, dem Ochotski- 
schen Meer und der Japan-See. Davor liegen 
die 1945 der Sowjetunion übergebenen Ku- 
rilen und das seit 1945 ganz sowjetische 
Sachalin. Der Krai Primorje ist mehr oder 
weniger identisch mit der alten Maritimen 
Provinz (Hauptstadt Wladiwostok, 1939 be- 
reits über 206 000 Einwohner). Der Krai 
Khabarowsk ist neu geschaffen worden und 
besteht aus den Gebieten (Oblast) Kamtschat- 
ka, Kolyma, Unterer Amur, Amur, Jüdisches 
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Autonomes Gebiet (Biro-Bidjan), Ussuri und 
Sachalin (einschließlich der Kurilen). Seine 
Hauptstadt ist Khabarowsk (1939: 199 000 
Einwohner). Weitere große Städte in ihm 
sind Komsomolsk (früher Nikolajewsk) am 
Amur, Woroschilow, Blagowestschensk und 
Magadan, alle 1939 schon mit 50 000 bis 
70000 Einwohnern und heute noch bedeu- 


tend größer. 


Auf rund 2,8 Millionen qkm (etwa dem 
Flächenumfang Indiens) lebten hier 1939 et- 
wa 2.3 Millionen Menschen. Heute sind es 
wohl über 3 Millionen, und ein sehr erheb- 
licher Teil von ihnen lebt in Städten und ist 
in der Industrie beschäftigt. Aber die dort 
lokalisierte Fischereiindustrie liefert bereits 
nahezu ein Drittel der gesamten maritimen 
Produktion der ganzen Sowjetunion und da- 
mit einen wesentlichen Beitrag zur Ernäh- 
rung ihrer Bevölkerung. 


Durch den Vertrag von Portsmouth, der 
1905 den Russisch-Japanischen Krieg been- 
dete, war Japan für 12 Jahre ein Anteil an 
der Fischerei in den Gewässern der Mari- 
timen Provinz gesichert worden. Als diese 
Zeit ablief, war die Revolution in Rußland 
im Gange. Als sie 1922 mit dem Abzug der 
letzten japanischen Truppen aus Sibirien und 
mit der Konsolidierung der Sowjetherrschaft 
auch im Fernen Osten zum Abschluß gekom- 
men war, kam es zu einer Verständigung, die 
den Japanern die Möglichkeit gab, den Fisch- 
fang auf 376 von 800 Fischgründen zwischen 
Sachalin, Kamtschatka und dem Festland 
fortzusetzen. Eine Anzahl japanischer Fi- 
schereigesellschaften, darunter eine mit dem 
ansehnlichen Kapital von 40 Millionen Yen, 
und über 25 000 japanische Fischer fanden 
dort lohnende Betätigung und lieferten nach 
japanischen Angaben einen bedeutenden 
Beitrag zu den Fangergebnissen derFischerei- 
flotte Japans. Der Verlust der fremden Fisch- 
gründe, zu denen wohl auch amerikanische, 
antarktische und andere Gewässer zu zählen 
sind, durch die Katastrophe von 1945 bedeu- 
tete danach allein den Ausfall von einem 
Drittel der maritimen Produktion des Lan- 
des (insgesamt über 5 Millionen t vor dem 
Kriege). Nach russischen Angaben ging die 
Hälfte der damals auf 800 000 t bezifferten 
jährlichen Produktion der Gewässer der Ma- 
ritimen Provinz auf ehemals 


Japanisches 
Konto. 
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Seit 1945 fischen die Russen in ihren fern- 
östlichen Gewässern allein. In den Anfängen 
war ihr vornehmstes Objekt der Lachs, der 
noch vor dreißig Jahren 90 Prozent des Fangs 
lieferte und meist in Flußmündungen ge- 
fangen wurde, wenn er zur Laichzeit bis auf 
500 Kilometer und mehr in den Amur und 
die anderen fernöstlichen Flüsse hinaufstieg. 
Inzwischen aber sind neuere Fangmethoden 
entwickelt worden, eine moderne, zum Teil 
mit den besten Instrumenten ausgerüstete 
Hochsee-Fischereiflotte ist entstanden, und 
der ganze Fischereibetrieb mit allen Neben- 
betrieben ist in die allgemeine Planwirtschaft 
einbezogen worden. Die Hälfte der Fischer 
ist genossenschaftlich in Fischerei-Kolchosen, 
1939 über zweitausend mit 100 000 Mitglie- 
dern, organisiert, neben denen Fischerei- 
Sowchosen als Staatsbetriebe stehen. Der 
Staat unterhält Motorfischereistationen (M- 
RS: Motorno-Rybolownje Stantsii) und stellt 
durch sie den Kolchosen Fischereifahrzeuge 
und Fanggerät auf Vertragsbasis zur Ver- 
fügung. Der Staat bestimmt zugleich die Pro- 
duktionsquoten für die einzelnen Betriebe. 


Der Fischreichtum der befischten Gebiete 
ist außerordentlich groß und die Zahl der 
Fischarten beträchtlich. In der Beringsee al- 
lein sind über 280 Arten bekannt. Eine Über- 
raschung brachte eine in den Jahren 1908 
bis 1910 einsetzende Erhöhung der Wasser- 
temperatur der fernöstlichen Gewässer, die 
ihren Höhepunkt zwischen 1928 und 1938 
erreichte. Sonst vorwiegend in den Subtro- 
pen anzutreffende Fischarten drangen nach 
Norden vor und erreichten teilweise sogar 
Kamtschatka, darunter eine Warmwasser- 
Makrele (Pneumatophorus japonicus), Col- 
lobalis saira, Brama japonica und vor allem 
die japanische Anchovis (Engraulis japoni- 
cus) und die Sardine (Sardinops melanostic- 
tus), die 1913 zuerst in der Nähe von Wla- 
diwostok aufiauchte, zwanzig Jahre später 
aber selbst in Kamtschatka gefangen wurde. 
1938 setzte die entgegengesetzte Tendenz ein, 
und 1942 war die Sardine praktisch wieder 
verschwunden. Für die während der Wärme- 
periode aufgebaute Sardinen-Fangflotte und 
dieentsprechenden Konservenfabriken mußte 
eine andere Verwendung gefunden werden. 
Die Fischereiflotte erhielt neues Fanggerät 
und veränderte Aufgaben in der Hochsee- 
fischerei. Makrelen und Flundern sowie Min-- 
tai (Alaska pollock) und Heringe spielen 
heute eine große Rolle, und seit 1949 wird 
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auch Tun gefischt. Dazu werden Spezialmotor- 
boote von 60 bis 150 PS eingesetzt, während 
die üblichen Boote Motore von 30 bis 50 PS 
besitzen. Trawler werden seit 1932 auch in 
steigenden Maß für die Krabbenfischerei ein- 
gestellt. 1932 wurde die Walfangflottille 
„Aleut“ von Wladiwostok aus auf Fang ge- 
schickt, und Wladiwostok ist seitdem auch 
die Heimatstation für den russischen Wal- 
fang in der Antarktis geblieben. 

Wladiwostok besitzt nicht nur den größten 
Fischereihafen, sondern daneben die ausge- 
dehntesten Anlagen zum Bau und zur In- 
standhaltung von Schiffen und ist Sitz der 
größten Konservenfabriken. Eisbrecher hal- 
ten die Brauchbarkeit des Hafens den ganzen 
Winter hindurch aufrecht, wenngleich die 
meisten Fischereifahrzeuge von Mitte Januar 
bis Ende Februar aufliegen. Auf Grundfische 
und Krabben ruht der Fang allerdings selbst 
dann nicht ganz. Weitere Häfen von Bedeu- 
tung für die Fischerei sind besonders Sowjet- 
skaja Gawan und Nikolajewsk am Amur, 
Petropawlowsk auf Kamtschatka und Ust- 
Bolscheretsk, ferner auf Sachalin Alexan- 
drowsk im Norden, Poronaisk (Shikuka) und 
Korsakow (Otomari) im Süden. 

Das Hauptaugenmerk der Behörden rich- 
tet sich auf Modernisierung der Fang- und 
Konservierungsmethoden sowie auf Schaf- 
fung der Möglichkeiten schnellen und siche- 
ren Versands. Man rechnet damit, auf einen 
“ jährlichen Fang von 1400000 Tonnen zu 
kommen und Exportmöglichkeiten ausnutzen 
zu können, für die besonders Spezialitäten 
der Gegend in Frage kommen wie außer 
Lachs und Krabben — darunter die riesige 
Kamischatka-Königskrabbe —, besonders 
Kaviar von den zwei Arten Stör (Huso dau- 
ricus, der den Kaluga-Kaviar liefert, und 
Acipenser Schrenki, von dem der rote Amur- 
Kaviar kommt). Auch die Jagd auf Wale 
(Balaena mysticetus und Balaena japonica), 
Walrosse, Pelzrobben und Seeotter sowie 
Haifischfang und Tangfischerei scheint ent- 
wicklungsfähig. 


Herbert Mueller 


Quellen: W. Gordon East,u.G.H.K.Spate: The Changing 
Map of Asia. London 1950. — Far Eastern Economic 
Review (Hongkong)29. März 1951. 


Der Fünfjahresplan der Tschechoslowakei 


Der tschechoslowakische Planungsminister 
Dr. Dolansky erklärte bei der Sitzung des 


Exekutivausschusses der Kommunistischen 
Partei Ende Februar, der Fünfjahresplan 
könne in drei Jahren erfüllt werden. Ende 
1953 werde die Stahlproduktion der Tsche- 
choslowakei an sechster Stelle auf der Erde 
stehen, sie werde pro Kopf der Bevölkerung 
höher sein als in Großbritannien. Die Zahl 
der Industriearbeiter werde um 550 000 
steigen, darunter seien 250 000 heute nur 
im Haushalt tätige Frauen. Die Löhne müß- 
ten „stabilisiert“ werden. Die Produktions- 
leistung des einzelnen Arbeiters sei um 23 °/o 
über die Leistung von 1950 hinaus zu stei- 
gern (1950 wurde das Soll nicht erfüllt). Die 
Einfuhren sollten weiter gedrosselt werden. 

Diese Ankündigung erfolgte am Ende des 
ersten Planjahres, das mit einer Enttäuschung 
abschloß. Die Schwerindustrie erreichte ihr 
Soll nicht, der Kohlenbergbau nur als Gan- 
zes mit Hilfe der Braunkohlenförderung, 
während die Leistung der Steinkohlenberg- 
werke hinter dem Plan zurückblieb. Der 
Außenhandelsminister Dr. Gregor, der im 
Februar nach Moskau fuhr, mußte eine er- 
höhte Industrieleistung als Gegengabe für 
die Wiederaufnahme sowjetischer Getreide- 
lieferungen versprechen. 


* 


Die Verteidigung Vorderasiens 


Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
hat England die Landgarnisonen in Palä- 
stina und Irak geräumt. Das Gebiet, in dem 
zwischen den beiden Kriegen der Schwer- 
punkt des Verteidigungssystems lag, ist heute 
politisch unsicher geworden. Sowohl Israel 
als auch die arabischen Staaten sind sich nicht 
sicher, auf welche Freunde sie sich verlassen 
können. Es bestehen nicht nur Spannungen 
zwischen den Arabern und Israel, sondern 
auch zwischen den verschiedenen arabischen 
Staaten untereinander, außerdem ist der na- 
tionalistische Widerstand gegen die Zusam- 
menarbeit mit Westeuropa keineswegs er- 
loschen. 


Daher haben Griechenland und die Türkei 
erneut vordringliches Interesse gewonnen. 
Amerikanische und britische Unterstützung 
hat den Griechen bei der Beendigung ihres 
Bürgerkrieges geholfen und die türkische 
Verteidigungskraft erhöht. Es bestand aller- 
dings keine Einmütigkeit zwischen der bri- 
tischen und amerikanischen Politik und wohl 
auch keine eindeutige Klarheit bei einer der 


254 Berichte 


beiden Mächte, ob und wie die beiden vor- 
geschobenen Positionen in das ozeanische Ver- 
teidigungssystem einbezogen werden sollten. 

Der amerikanische General Omar Bradley 
erregte im Herbst 1950 Nervosität in der 
Türkei, als er besonders erwähnte, daß in 
Ländern ihrer Art und geographischen Lage 


„örtliche Kriege“ sich selbst überlassen 
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bleiben könnten. Amerika könne nicht 
überall Verpflichtungen übernehmen. Die 
Athener Zeitung „Akropolis“ schrieb im 
März 1951: „Es ist unbegreiflich, daß die 
beiden Länder, die über Dutzende von Divi- 
sionen verfügen, noch immer nicht zu dem 
kollektiven Sicherheitspakt des Westens zu- 
gelassen sind, während Norwegen und Däne- 
mark mit ihren Dekorationsarmeen mit ein 
paar Dutzend Bataillonen dort Aufnahme 
gefunden haben.“ 

Seit 1946 unterhalten die Amerikaner 
einen Flugstützpunkt bei Athen, ihre Flotte 
benutzt den Piräus und Saloniki. Außerdem 
benutzen sie den großen Flughafen Mehalla 
bei Tripolis. Die britische Luftwaffe stützt 
sich auf Castel Benito bei Tripolis, Bengasi, 
El Adem bei Tobruk, die Suezkanalzone und 
die Flugplätze auf Zypern, in Jordanien und 
im Irak. In Saudi-Arabien haben die Ameri- 
kaner den erstklassigen Flugstützpunkt 
Dahran ausgebaut. Am 12. und 13. März fand 
in der Inselfestung Malta eine Besprechung 
zwischen dem britischen Admiral der Mittel- 
meerstation Sir John Edelsten, dem Oberbe- 
fehlshaber der Nahostarmee Sir Brian Robert- 
son, dem Luftwaffenbefehlshaber Nahost 
Sir John Baker einerseits und dem ameri- 
kanischen Vizeadmiral Ballentine sowie 
Admiral Carney, dem amerikanischen Be- 
fehlshaber im Ostatlantik andererseits statt. 
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Die Franzosen protestierten in aller Form 
bei der britischen und der amerikanischen 
Regierung, weil sie an der Besprechung nicht 
beteiligt wurden, während sie doch in Ma- 
rokko und Tunesien den Amerikanern 
Luftstützpunkte überlassen haben. 

Der Schlüsselpunkt des alliierten Vertei- 
digungssystems liegt bei der Türkei. Die 
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türkische Einheit in Korea ist mehrfach we- 
gen ihrer militärischen Leistungen rühmend 
erwähnt worden. Die soldatische Überliefe- 
rung der anatolischen Bauernsöhne besitzt 
Gewicht, wenn Waffen und Führung in Ord- 
nung sind. Die Ankunft eines neuen grie- 
chischen Botschafters in Ankara im Septem- 
ber 1950 gab den Anstoß zu Verhandlungen 
über gemeinsame Verteidigungsvorbereitun- 
gen der Türkei und Griechenlands. Die bei- 
den Staaten wurden durch die Atlantikpakt- 
mächte eingeladen, ihre Pläne in den Ge- 
samtplan zur Verteidigung des Mittelmeer- 
gebiets einzuordnen. Der türkische Staats- 
präsident Dschelal Bajar bekannte sich am 
1. November 1950 in einer Erklärung vor 
der Großen Nationalversammlung ausdrück- 
lich zur Zusammenarbeit mit den Atlantik- 
mächten und mit Griechenland. Je eine 
amerikanische Armee-, Marine- und Luft- 
waffenmission ist seit 1947 neben den briti- 
schen Beratern in der Türkei tätig. Die Ameri- 
kaner machten sich sofort an einen Ausbau 
der strategischen Straßen (die besonders 
wichtige Straße vom Mittelmeerhafen Alex- 
andrette nach Erzerum in der Nähe der 
sowjetarmenischen Grenze ist fast fertig), 
damit die Türkei einen Teil ihrer seit 1941 
mobilisierten Armee (annähernd eine Mil- 
lion Mann) für die Wirtschaft freigeben 
konnte. Allmählich werden modernisierte 


Persien 255 


und technisierte Einheiten aufgebaut, der 
Generalstab, der früher nach deutschem 
Vorbild organisiert war, wird nach ameri- 
kanischen Erfahrungen umgebaut. Am 21. 
März begann ein viertägiger amerikanischer 
Admiralsbesuch in Istambul. Am 30. März 
gab Ankara bekannt, daß als Ergebnis eines 
Besuchs des amerikanischen Luftwaffen- 
ministers Finletter 100 Düsenjäger von den 
USA geliefert würden. Die Flugplätze An- 
kara, Istambul, Adana, Diarbekir und Er- 


sinian werden ausgebaut. 


Quelle: The Security of the Middle East. International 
Studies Group of the Brookings Institution. Washing- 
ten 1950. 


Brandherd Persien 


Durch die Festigung der britischen Herr- 
schaft in Indien und das Vordringen Ruß- 
lands nach Zentralasien wurde Persien zum 
Glacis zwischen der britischen und russischen 
Macht. Es verlor zu Anfang des 19. Jahr- 
hunderts die Länder am Kaukasus im Norden 
und 1857 seine östlichen Landschaften sowie 
Belutschistan im Süden. Während des Auf- 
marsches der Mächte gegen das Bismarckreich 
verständigten sich England und Rußland 
über Persien: sie legten 1907 ihre Einfluß- 
zonen in dem formal weiter unabhängigen 
Staate fest. Russische, türkische und britische 
Truppen verletzten im Ersten Weltkrieg die 
persische Neutralität. 1918 bis 1920 stand das 
Land faktisch unter britischer Herrschaft. Am 
21. Februar 1921 marschierte der General 
der persischen Kosakenbrigade, Reza Chan, 
an der Spitze aufständischer Truppen in die 
Hauptstadt ein, 1925 wurde er zum erblichen 
Schah gewählt. Er konnte im Zweiten Welt- 
krieg sein Land solange neutral halten, wie 
die Sowjetunion und Großbritannien nicht im 
gleichen Lager standen. Aber im Juli 1941 
forderte der britische Gesandte die Aus- 
weisung der 700 Deutschen. Am 25. August 
1941 marschierten sowjetische Truppen in 
der persischen Provinz Aserbeidschan ein, 
britische Truppen landeten im Süden, über- 
schritten die Grenze vom Irak her, und 
britische Flugzeuge warfen Bomben. Am 
16. September dankte der Schah zugunsten 
seines Sohnes, des jetzigen Herrschers, ab. 
Seitdem muß die jeweilige persische Regie- 
rung weiter zwischen dem großen Nachbar- 
land im Norden und den Seemächten auf 
schmalem Grat gehen. Beide Machtgruppen 


haben inzwischen vorübergehend persischen 
Boden besetzt und mit persischen Truppen 
oder Zivilisten gekämpft. Seit 1901 hat Per- 
sien die Ausbeutungskonzession in den Erd- 
ölgebieten des Südens an britische Kapital- 
gruppen vergeben, die 1909 die Anglo-Iranian 
Oil Co. (damals Anglo-Persian) gründeten, 
wobei es häufige Streitigkeiten über die Höhe 
der Abgaben an den persischen Staat gab. 
Am 7. März wurde der Ministerpräsident 
Razmara durch den Angehörigen einer reli- 
giös und national fanatischen Gruppe er- 
mordet. Er galt als Vertreter einer westlichen 
Orientierung, hatte den kommunistischen 
Separatismus in Aserbeidschan niederge- 
schlagen und rang mit dem Parlament um 
den Abschluß eines neuen Abkommens mit 
der Anglo-Iranian. Er hatte jedoch auch ein 
Warentauschabkommen mit der Sowjetunion 
abgeschlossen und die Übertragung britischer 
und amerikanischer Rundfunksendungen 
ebenso wie die sowjetischer verboten. Am 
15. März beschloß das Parlament (Majlis) 
einstimmig die Verstaatlichung der Erdöl- 
gewinnung. Seit dem 20. März steht das Land 
unter Kriegsrecht. Eine britische Note erhob 
Einspruch gegen einseitige Vertragsänderun- 
gen oder -kündigungen. Straßenunruhen, 
Streiks und politische Morde setzten sich 
fort. Persien schwankt, ob es die Gelegen- 
heit wahrnehmen und sich zum Herrn seiner 
Bodenschätze machen soll oder ob es noch 
immer Rücksicht auf die rivalisierenden 
Großmächte nehmen muß. Die führenden 
Kreise wissen, daß es auf Hilfe aus dem Aus- 
land angewiesen ist, auch wenn die Ölquel- 
len verstaatlicht sind, daß es Maschinen und 
Techniker braucht. Die Massen der fanati- 
sierten Armen denken in den Begriffen des 
Fremdenhasses. Eine kommunistisch infizierte 
Intellektuellengruppe achtet sorfältig auf 
die Vorbilder in Ostasien. Die konservativen 
Besitzklassen nutzen den Fremdenhaß für 
sich. Die Gruppen der Großmächte halten 
den Brandherd im Auge, sind aber bei jedem 
Schritt sehr vorsichtig. 
Quellen: Sebastian Beck: „Iran“, Kleine Auslandskunde 
21, Deutsches Auslandswissenschaftliches Institut, Ber- 
lin 1943. — Walter Hinz: „Persiens Siebenjahresplan“,, 
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Amerikanisches Getreide für Indien 


In den ersten Jahren der indischen Unab- 
hängigkeit verkündete Ministerpräsident 
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Nehru als Ziel die völlige Selbstversorgung 
der Indischen Union mit Lebensmitteln bis 
zum Jahresende 1951. Dieses Ziel liegt heute 
in weiter Ferne. 1944 berichtete eine Unter- 
suchungskommission unter dem Vorsitz von 
Prof. A. V.Hill, daß die indische Landwirt- 
schaft unter den gleichen Bedingungen nur 
den halben Ertrag pro Flächeneinheit wie 
die chinesische produziere. Dünger, Geräte 
und Saatgut fehlen, die Betriebe sind zu 
klein. Indien begann seine Selbständigkeit 
mit einer leistungsschwachen Landwirtschaft, 
die zweihundertjährige Europäerherrschaft 
hatte das Kernproblem des Landes nicht 
gelöst. 


Im Sommer und Frühherbst 1950 wurden 
Westbengalen und Bihar von akuter Hun- 
gersnot bedroht. Kriegsfurcht führte zu 
Hortung, die auch durch scharfe Strafandro- 
hungen nicht verhindert wurde. Die 4,5 Mil- 
lionen ostbengalischer Flüchtlinge erhöhen 
den Bedarf in Westbengalen. Die Preise 
steigen steil, die Rationen reichen nicht. 
Im September stellte sich heraus, daß die 
Monsunregen im Norden des Subkonti- 
nents Überschwemmungsschäden verursach- 
ten, während in der Halbinsel Dekkan 
Dürre herrschte. Im Februar 1951 mußte 
der Ernährungsminister Munshi gerade in 
den Tagen einen Hilferuf an die USA 
richten, als Ministerpräsident Nehrus China- 
politik in offenen Gegensatz zur amerika- 
nischen Linie geriet. Im Januar hatte In- 
dien Jute an China verkauft und eine an- 
gesichts seines Bedarfs geringe Import- 
menge an Reis dafür eingehandelt. Gerade 
Jute aber wird von den USA als kriegs- 
wichtiger Rohstoff angesehen. Der ameri- 
kanische Kongreß sollte im Februar der 
Lieferung von 2 Millionen t Weizen an In- 
dien auf langfristigen Kredit zustimmen 
oder sogar den Vorschlag seines Außen- 
ministeriums und des Botschafters in Delhi 
annehmen und das Getreide schenken. Am 
12. Februar sandte Präsident Truman eine 
Botschaft an den Kongreß, in der er um 
Bewilligung des Getreides für Indien bat. 
Für 2 Millionen t soll ein System der Ge- 
genwertdeponierung nach Art der Marshall- 
plangelder eingeführt werden. (Indien kann 
4 Millionen t mit Devisen von Australien, 
Argentinien und Burma kaufen und 1.5 Mil- 
lionen im Rahmen des Internationalen Wei- 
zenabkommens von USA und Kanada be- 


ziehen). Die Gegenwertmittel sollen zur 
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Förderung der indischen Landwirtschaft be- 
nutzt werden. Die Verteilung soll unter 
amerikanischer Aufsicht erfolgen. Amerika 
will keine indischen Maßnahmen stützen, 
die in erster Linie nur dem Streben nach 
Autarkie gegen Pakistan dienen könnten 
(wie z.B. dem Anbau von Textilfasern auf 


Getreideland). 


Der frühere Präsident Hoover und Senator 
Taft unterstützten die Hilfsaktion für In- 
dien, um damit zu beweisen, daß sie Liefe- 
rungen auch ohne politischen Druck zu leisten 
bereit waren. Trotzdem gelang die Verab- 
schiedung im Kongreß nicht einmal im März. 
Zum Transport des Getreides wären 250 
Schiffe nötig. Wenn das amerikanische Ge- 
treide wirklich kommt, erhöht sich der durch- 
schnittliche Kaloriensatz in Indien nur von 
1500 auf 1800 pro Kopf und Tag. 


China im Weltpostverein 


Am 5. Februar nahm der Vorstand des 
Weltpostvereins bei einer Sitzung in Kairo 
mit 6 gegen 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen 
einen Antrag an, nach dem die Chinesische 
Volksrepublik der Organisation angehören 
solle. Ein amerikanischer Antrag auf Aus- 
schluß Chinas war vorher abgelehnt worden. 


Peking im Flugverkehr 


Peking ist der Sitz der China Civil Avia- 
tion Corporation, die heute ein gemischt 
chinesisch-sowjetisches Unternehmen ist. Die 
Mehrzahl der Piloten besteht aus Russen, 
wie auch Russen einen erheblichen Teil des 
technischen Personals und der Flugleitung 
stellen. Regelmäßig beflogen werden fol- 
gende Linien: 

1. Peking — Taiydan — Sian — Lan- 
tschan — Tschintschuan — Tihua — Alma 
Ata (Anschluß an das sowjetische Flugnetz 
und an die Turk-Sib-Bahn). 


2.Peking— Kalgan—Ulan Bator—Ir- 
kutsk (Anschluß an das sowjetische Flug- 
netz und an die Transsibirische Eisenbahn). 

3. Peking — Mukden — Harbin — 
Tsitsihar — Tschita (Anschluß an das 
sowjetische Flugnetz und an die Transsibi- 
rische Eisenbahn). 

Für den regen Verkehr amilicher chinesi- 
scher Stellen untereinander sollen in großem 
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Umfange chinesische Militärflugzeuge ein- 
gesetzt sein. 

Der seit 1948/49 in Hongkong befindliche 
Flugzeugpark der alten chinesischen Luft- 
verkehrsgesellschaften, auf den sowohl die 
Pekinger Regierung wie die Regierung 
Tschiang Kai-sheks in Formosa Anspruch er- 
heben, liegt noch immer in der britischen 
Kronkolonie unter Bewachung von Vertre- 
iern der Pekinger Regierung fest, ohne daß 
bisher eine endgültige Entscheidung über 
seine Freigabe erfolgt ist. 

H.M. 


Die UNO-Streitkräfte in Korea 


Abgesehen von den Amerikanern und 
Südkoreanern gehören zu den UNO-Streit- 
kräften in Korea 25 000 Mann aus anderen 
Staaten: 

1. Am 29. August 1950 wurde die 27. bri- 
tische Brigade ausgeschifft, am 3. November 
die 29. Brigade. Im Verband der ersten ame- 
rikanischen Marine-Infanteriedivision stehen 
kleine Einheiten britischer Seesoldaten 
(Royal Marines). 

2. Am 29. September 1950 landete ein 
australisches Infanteriebataillon, das zur bri- 
tischen 27. Brigade gehört. 

3. Aus Neuseeland traf am 31. Dezember 
1950 eine Artillerie-Abteilung ein. 

‚4. Das am 18. Dezember gelandete kana- 
dische Infanteriebataillon wurde im März 
noch immer in Südkorea ausgebildet. 

5. Seit dem 17. Oktober ist eine türkische 
Brigade im Lande, deren Tapferkeit beson- 
ders gelobt wird. 

6. Frankreich ist seit dem 29. November 
mit einem Infanterie-Bataillon vertreten: 
Freiwillige „aus der Fremdenlegion, dem 
früheren Maquis oder Abenteurer“ (Life). 

7. Am 9. Dezember traf ein griechisches 
Infanterie-Bataillon ein. 

8. Das am 7. November ausgeladene siame- 
sische Infanterie-Bataillon stand bis zum 
März 1951 nicht im Kampf. 

9. Ein am 19. September eingetroffenes 
Infanterie-Bataillon aus den Philippinen 
wurde für die Partisanenkämpfe verwendet. 

10. Am 31. Januar 1951 traf ein belgisches 
Infanterie-Bataillon ein, das bis zum März 
keinen Einsatz sah. 

ll. Im Verband der Belgier befinden sich 
50 Luxemburger. 


12. Am 24. November 1950 landete ein 
Infanterie-Bataillon Niederländer. Ihr Kom- 
mandeur ist gefallen. 

13. Kolumbien schickte im Frühjahr 1951 
ein Bataillon. 

Quelle: Life, 29. März 1951. 


Kubas Zucker 


Der World Economic Report, der für die 
Zusammenkunft des Wirtschafts- und Sozial- 
rates der UNO 1951 in Santiago de Chile 
geschrieben worden ist, beschäftigt sich ein- 
gehend mit der Lage Lateinamerikas und 
schildert eindrucksvoll den Absturz der Aus- 
fuhrzahlen seit der ersten Hälfte des Jahres 
1949, der auf die allmähliche Sättigung des 
Produktenhungers in Westeuropa zurückzu- 
führen ist. Alle Staaten wurden von dieser 
Entwicklung betroffen, besonders jedoch das 
von seiner Zuckerausfuhr abhängige Kuba. 

Im März 1951 nahm Großbritannien Ver- 
handlungen mit dem Ziel eines langfristigen 
Liefervertrages für Zucker mit Kuba auf. Es 
erhob sich sofort ein Proteststurm der Zuk- 
kerproduzenten im Britischen Common- 
wealth, die 1950 eine Absatzgarantie für ihre 
Lieferungen nach Großbritannien erhielten. 
Es geht bei dem Kampf um die Rohrzucker- 
märkte um den Lebensstandard der Massen 
im tropischen Amerika und Asien. 


Ernährungsphysiologische Forschung 
in Guatemala 


Kostarika, Honduras, El Salvador und 
Guatemala unterhalten in der Stadt Guate- 
mala ein ernährungsphysiologisches Institut 
für Mittelamerika und Panama mit Hilfe der 
panamerikanischen Zweigstelle der Weltge- 
sundheitsorganisation. Es wird erwartet, daß 
sich Nikaragua und Panama bald ebenfalls 
an dem Unternehmen beteiligen. Die Er- 
nährungsgewohnheiten und der Ernährungs- 
stand der Bevölkerung Mittelamerikas sollen 
durch Erhebungen, klinische und Labora- 
toriumsuntersuchungen und Auswertung im 
Institut festgestellt werden. Von der Kennt- 
nis der Tatsachen aus will man sich dann um 
eine Verbesserung der Ernährung und damit 
des Lebensstandards und der physischen 
Widerstandsfähigkeit in Mittelamerika und 
in ganz Lateinamerika bemühen. Eiweißman- 
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gel und endemische Neigung zu Kropf werden 
bis jetzt als wichtigste Schäden betrachtet. 
Der amerikanische Direktor des Instituts 
plant einen Zusatz von Antibiotica zur Diät. 


Paraguay und die Vereinten Nationen 


Paraguay zahlte am 24. März 1951 den 
Gegenwert von fünf amerikanischen Cents 
an die Kasse der Vereinten Nationen, um 
sich damit das Stimmrecht in der Vollver- 
sammlung zu erhalten. Bei einem Verzug 
der Beitragszahlungen von über zwei Jahren 
erlischt das Stimmrecht eines Mitgliedsstaa- 
tes. Die Buchprüfer stellten fest, daß Para- 
guay 1948 fünf Cents zuviel gezahlt habe. 
Sie wurden daher übertragen, so daß sie als 
Anzahlung für den Jahresbeitrag von 1949 
gelten. Die Restsumme muß im Laufe des 
Jahres 1951 bezahlt werden, weil sonst wie- 
der die 2jährige Gnadenfrist abgelaufen ist. 


Wirtschaftskrise in Brasilien 


Der brasilianische Finanzminister Horacio 
Lafer veröffentlichte einen Bericht, in dem 
er für das Jahresende 1951 einen Fehlbetrag 
großen Ausmaßes ankündigt. Die Inflation 
müsse durch Einschränkung der Verwaltungs- 
kosten und Erhöhung der Produktion von 
Rohstoffen, besonders bergbaulichen Erzeug- 
nissen, bekämpft werden. Der Notenumlauf 
sei während des Jahres 1950 in Brasilien 
stärker vermehrt worden als je zuvor. Für 
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die Staatsanleihen müsse eine pünktliche 
Zinszahlung erfolgen, damit das Publikum 
wieder Vertrauen fasse. Ein Ausgleich im 
Staatshaushalt sei zunächst nicht zu erhoffen. 

Die schwierige Lage wird durch eine an- 
haltende Dürre in den Nordstaaten Brasi- 
liens verschärft. Manche Bezirke sind seit 
10 Monaten ohne Regenfall. Die Staaten 
Ceara und Parahyba sind am schwersten 
getroffen. Eine ständige Abwanderung nach 
dem Süden ist im Gange, allein in den letz- 
ten 10 Jahren haben 200 000 Menschen die 
jetzigen Dürregebiete verlassen. Der Norden 
fordert von der Bundesregierung in Rio die 
staatliche Finanzierung von Bewässerungs- 
projekten. 


* 
Bankrott der Flüchtlingshilfe 


Generalmajor Howard Kennedy, der Lei- 
ter der UNO-Flüchtlingshilfe in Palästina, 
teilte den zuständigen Stellen in Lake Success 
mit, daß beim Ausbleiben zusätzlicher 
Mittel das Hilfswerk aufhören müsse. Der 
britische Vertreter wies darauf hin, daß 
mehrere lateinamerikanische Staaten, die zu 
einem besonders einflußreichen Stimmblock 
in der Vollversammlung gehörten, ihre fi- 
nanziellen Verpflichtungen keineswegs er- 
füllten. Auch das etwas besser finanzierte 
Hilfswerk für Flüchtlinge in Korea ist in 
Gefahr. Im Augenblick kann nur der Hun- 
ger gerade abgewendet werden, konstruk- 
tive Planungen werden eingestellt. 


DEM SCHRIFTTUM 


Britische Zukunftsvisionen 


Zukunftsschau als Literaturgattung 


Sir Max Beerbohm, der für seine Bon- 
mots und für seinen Humor bekannt war, 
hat eine Karikatur gezeichnet, auf der zwei 
Menschen in verschiedenen Zeitaltern einen 
Blick in die Zukunft werfen. Das eine ist ein 
viktorianischer Engländer: ein dicker, offen- 
sichtlich begüterter Herr mit Backenbart, 
der augenscheinlich mit der Welt und ihrer 
Zukunft zufrieden ist. Als Zukunftsbild 
schwebt ihm ein Gegenstück seiner 'eigenen 
Person vor, das ihm in allen wesentlichen 


Einzelheiten gleicht, nur noch dicker ist, noch 
mehr einen Eindruck von Wohlhabenheit 
macht und ganz gewiß noch zufriedener mit 
der Welt ist. Der andere Mensch ist ein typi- 
sches Produkt des zwanzigsten Jahrhunderts: 
ein blasses und dürres Wesen, dem man sein 
Magenleiden ansieht, mit schlechter Haltung, 
Sorgen im Gesicht und einen schwarzen 
Trauerflor am Arm. Er sieht in seiner Zu- 
kunft nur ein großes, dunkles und unheim- 
liches Fragezeichen. 
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Nicht erst das zwanzigste Jahrhundert 
neigt dazu, pessimistisch in die Zukunft zu 
blicken. Die Frühchristen waren in jedem 
Augenblick auf das Ende der Welt gefaßt, 
spätestens am Ausgang des ersten nachchrist- 
lichen Jahrhunderts. Sie erlebten eine Ent- 
täuschung, und die Scharen der Sünder er- 
litten wenigstens auf Erden keine Strafe, 
wobei offenbleiben mag, was ihnen nach dem 
Tode zustieß. Bei den späteren Christen der 
Frühzeit hatte sich das gefährliche Datum 
nur etwas verschoben: das Weltende sollte 
im Jahre 1000 kommen. Für dieses Jahr 
erwartete man das Jüngste Gericht, und end- 
lich sollten dann die Sünder in die ewige 
Finsternis verstoßen werden. Wieder sahen 
sich die Gläubigen enttäuscht, aber ihre 
Nachfahren wiederholten während des gan- 
zen Mittelalters immer wieder die unheil- 
volle Weissagung, bis endlich nach der 
Renaissance der Ruf: „das Reich Gottes steht 
unmittelbar bevor!“ seine schreckliche Ak- 
tualität zu verlieren und mehr eine bildliche 
Bedeutung zu gewinnen begann. Das Schlag- 
wort des neunzehnten Jahrhunderts hieß 
„Fortschritt“, und jetzt war auch „Fort- 
schritt“ der Inhalt für die Zukunftsschau. 
Tennyson sah freilich die Schrecken des 
Luftkrieges voraus; aber er faßte sie nur als 
Zwischenakt beim Fortschreiten zur allge- 
meinen Weltverbrüderung auf. Einige Zeilen 
aus seinem Gedicht „Locksley Hall“ lohnen 


ein Zitat: 


„For I dipt into the future, far as human 
eye can see, 

Saw the Vision of the world, and all the 
wonders that would be: 

Saw the heavens fill with commerce, argosies 
of magic sails, 

Pilots of the purple twilight, dropping down 
with costly bales; 

Heard the heavens fill with shouting, and 
there rained a ghasily dew 

From the nations’ airy navies grappling in 
the central blue: 

Far along the world-wide whisper of the 
south wind rushing warm 

With the standards of the peoples plunging 
through the thunderstorm: 

Till the war-drum throbbed no longer, and 
the battle-flags were furl’d 


In the Parliament of man, the federation 
of the world.“ 


Nach dem Dritten Weltkrieg 


Aldous Huxley hat 1949 den Roman Ape 
and Essence veröffentlicht, dessen Hand- 
lung um das Jahr 2000 spielt. Er schreibt als 
Mystiker und Moralist. 

Sein Roman hat die Form eines Dreh- 
buchs. Er erklärt in der Einleitung, der Text 
habe sich in einem Hollywooder Filmate- 
lier auf einem Haufen weggeworfener Manu- 
skripte gefunden. Das Drehbuch berichtet, 
daß eine neuseeländische Forschergruppe 
nach Südkalifornien kommt, um festzustel- 
len, was dort den Atomkrieg überlebt hat, 
in dem sich die kriegführenden Parteien 
gegenseitig fast völlig vernichtet haben. Neu- 
seeland ist der allgemeinen Vernichtung ent- 
gangen, weil man es nicht für wichtig genug 
als Angriffsziel hielt. Einer der Forscher, ein 
Botaniker, ein sehr schüchterner und kor- 
rekter junger Mann, wird von den Über- 
lebenden, die noch in Hollywood wohnen, 
gefangen genommen. Die anderen begegnen 
einem so scharfen Widerstand, daß sie sich 
schleunigst wieder einschiffen und nach Neu- 
seeland zurückkehren. 

Alle Fabriken, Maschinen und Verkehrs- 
mittel sind durch den Dritten Weltkrieg ver- 
nichtet. Lebensmittel sind knapp. Kleidung 
und Schmuck besorgt man sich durch orga- 
nisierte Ausplünderung der Gräber von rei- 
chen Amerikanern aus den vierziger Jahren, 
die ihre Leichen für die Nachwelt luxuriös 
haben einbalsamieren lassen. Kleidungs- 
stücke, Ringe und alles andere, was Wert 
hat, wird prompt dem Chef übergeben, der 
trotz seiner Erklärung, daß alles dem Pro- 
letariat gehöre, die besten Beutestücke für 
sich und seine Günstlinge reserviert. Der 
Chef ist, kurz gesagt, Diktator: er übt die 
höchste Macht im Staate aus. Ohne Unterlaß 
ruft er, daß sein Wirken nur einer Verbes- 
serung der Lebensverhältnisse des Proleta- 
riats gilt. Aber mit politischer Sophistik setzt 
er das Proletariat mit dem Staat gleich, und 
in bezug auf den Staat hält er es mit dem 
Satz: „L’etat c’est moi“. 

Aber der Chef kann nicht ganz willkürlich 
handeln. Es gibt eine zweite Machtinstanz 
in diesem primitiven Staatswesen: die Prie- 
sterschaft. Seit der „Affaire“, — so nennt 
der Hollywooder Stamm die Atomkata- 
strophe —, hat man nicht Gott, sondern den 
Teufel angebetet. Während seiner Gefangen- 
schaft wird der Botaniker Dr. Poole dem 
Erzvikar Belials vorgestellt, der klugerweise 
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merkt, daß Dr. Pooles wissenschaftliche 
Kenntnisse die Macht der Priesterschaft be- 
trächtlich erhöhen können und ihn deshalb 
zum Antritt eines Belial-Priesteramtes zu 
überreden versucht. Dabei erklärt er ihm 
kurz die Grundsätze der Herrschaft Belials 
auf Erden: 

Gott und Belial haben schon immer im 
Krieg miteinander gelegen. Bis zum acht- 
zehnten Jahrhundert hatte Gott die Ober- 
hand, aber dann übernahm Belial die Herr- 
schaft in den Herzen. Die Menschen verwei- 
gerten Gott den Gehorsam und folgten ihren 
eigenen Wünschen. In der Sucht nach Reich- 
tum unterwarfen sie sich der Technik, über- 
völkerten die Erde und trieben Raubbau mit 
den natürlichen Schätzen des Bodens. Im 
Glauben, einem guten Zweck zu dienen, bau- 
ten sie die Religion des Nationalismus auf. 
Das Ergebnis war noch wesentlich schlimmer 
als die angewandten Mittel: es war eben die 
„Affaire“, — die Atombombe. Danach war 
den Menschen klar, — das heißt, den Über- 
lebenden —, daß Belial die Herrschaft über- 
nommen hatte. Sein Ziel war die völlige 
Vernichtung des Menschengeschlechts. Nach 
einer streng utilitaristischen Logik blieb den 
Menschen also nichts anderes übrig, als Belial 
anzubeten und ihm Opfer zu bringen in der 
Hoffnung, dadurch den Tag seines Zornes so 
lange wie möglich hinausschieben zu können. 


In den Auswirkungen der „Affaire“ offen- 
bart sich Belial auf Erden. Huxley zitiert 
Dr. Schroedinger in bezug auf die Auswir- 
kungen der Atomstrahlen in den lebenden 
Zellen. Die Zelle vermehrt sich in abnormem 
und krankhaftem Tempo ähnlich wie bei 
der Krebskrankheit. Daher können seit der 
„Affaire“ Kinder von Glück sagen, wenn sie 
mit weniger als je 12 Fingern oder Zehen auf 
die Welt kommen. Dabei ist das noch eine 
der am wenigsten scheußlichen Abnormitäten. 


Diese Erscheinung und der Belial-Gottes- 
dienst selbst haben die Stellung der Frau 
verändert. Als die Mütter von abnormen 
Kindern gelten die Frauen als Trägerinnen 
des Unheiligen Geistes und müssen entspre- 
chend bestraft werden. Eine Begattung darf 
in diesem Staatswesen nur während einer 
Woche in jedem Jahr stattfinden: der Rei- 
nigungswoche. In dieser Woche werden alle 
Kinder, die über ein festgesetztes Maß hin- 
aus abnorm sind, aus den Armen ihrer Müt- 
ter gerissen und dem Belial geopfert. Schrei- 
‚end werden die Mütter mit Peitschen und 
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Geißeln vom Opferaltar weggetrieben. Die 
Zuschauer werden durch den Anblick des 
Blutes und die Schreie der Opfer zur Raserei 
gebracht und ergeben sich eine Woche lang 
den viehischsten Orgien. Am Ende dieser 
Tage wird aber die geringste Verletzung der 
totalen Keuschheitsregel mit Lebendigbe- 
graben bestraft, — die Keuschheit drückt 
nicht den asketischen Willen zur Zügelung 
des Fleisches aus, sondern sie wird mit der 
natürlichen Verworfenheit der Frauen be- 
gründet. 


In dieser Gesellschaft von Teufelsanbetern 
findet sich Dr. Poole gezwungen, mit seinen 
wissenschaftlichen Kenntnissen die Metho- 
den der Nahrungsmittelproduktion zu ver- 
bessern. Es gibt keinen Gedanken an eine 
neue und bessere Welt. Im Gegenteil, das 
Ziel des Chefs und seiner Anhänger besteht 
darin, die Kultur der vierziger Jahre des 
neunzehnten Jahrhunderts wieder herzustel- 
len. Wie der Chef hört, daß es in Neuseeland 
noch immer Eisenbahnen gibt, ruft er aus: 
„Da können sie uns ja helfen, die ganze Ge- 
schichte wieder in Gang zu bringen. Wie in 
den guten alten Zeiten vor...“ (er macht 
das Zeichen der Hörner), „wir kriegen wie- 
der Eisenbahnen, richtige Eisenbahnen“. 
(Das Zeichen der Hörner hat das Kreuzes- 
zeichen abgelöst: man legt die Daumen an 
die Schläfen und beugt und streckt die Zeige- 
finger.) Um sich zu retten, tritt Dr. Poole 
in die Dienste des Chefs. Seine natürliche 
Schüchternheit wird überwunden, und erver- 
liebt sich in eine Trägerin des Unheiligen 
Geistes. Der Versuch des Erzvikars, ihn für 
die Priesterschaft anzuwerben, — vor dem 
Eintritt muß man sich kastrieren lassen —, 
mißlingt, weil Dr. Poole aus Hollywood zu 
einer kleinen Gemeinschaft mehr oder weni- 
ger normalen Menschen in Nordkalifornien 
entflieht. Seine Geliebte begleitet ihn, und 
die Geschichte endet 
Hoffnung. 


in einem Ton der 


Huxleys Roman besteht fast nur aus nega- 
tiver Kritik. Er zeigt, wohin der Nationalis- 
mus, die Selbstverherrlichung, die unersätt- 
liche Sucht nach Reichtum und Macht und 
die zügellose Hingabe an ein tierisches 
Triebleben die Menschheit führen wird. Der 
Titel wirft Licht auf die Ansichten des Ver- 
fassers über Geist und Moral der Menschen. 
Ape and Essence kommt in Shakespeares 
„Maß für Maß“ vor: 
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„... But man, proud man, 

Drest in a little brief authority — 

Most ignorant of what he is most assur’d, 
His glassy essence — like an angry ape, 
Plays such fantastie tricks before high heaven 
As make the angels weep.“ 


Der Affe vertritt den Teil des Menschen, 
der noch der animalischen Welt angehört, — 
das durchsichtige „Wesen“ die unsterbliche 
Seele. Der Affe treibt den Menschen zum 
Streben nach Macht und einer blinden Be- 
friedigung der Triebe. Nur wenn der Mensch 
seines Wesens gewahr wird, benimmt er sich 
so, wie sich ein Mensch nach dem Willen des 
Schöpfers benehmen soll. Solange der Affe 
führt, hilft dem Menschen sein Geist nichts. 
Er mag die Atomkraft entdecken, — aber 
wenn nicht sein durchsichtiges „Wesen“ sein 
Handeln bestimmt, dann benutzt er die 
Atomkraft nur zur Selbstvernichtung. 

Die positive Seite, also die Regel, wie die 
Menschen sich eigentlich verhalten sollten, 
wird unausgesprochen durch das Gegenbild 
ihres tatsächlichen Verhaltens sichtbar. Hux- 
ley läßt den Erzvikar den Weg erklären, auf 
dem seiner Ansicht nach Belial hätte besiegt 
werden können. Man stelle sich nur einmal 
vor, daß die Menschheit das Beste aus der 
westlichen und der östlichen Kultur genom- 
men hätte! „Die östliche Neigung zur Mystik 
hätte dafür gesorgt, daß die Wissenschaft 
des Westens richtig angewendet worden 
wäre. Die östliche Lebenskunst hätte die 
westliche Energie verfeinert. Der westliche 
Individualismus hätte den östlichen Totalita- 
rismus gemildert.“ Der Erzvikar schüttelt 
den Kopf in frommem Abscheu: „Das wäre 
ja das Himmelreich gewesen. Glücklicher- 
weise war aber die Gnade Belials stärker 
als die des Anderen.“ 

Die persönliche Lösung der Frage nach dem 
richtigen Verhalten findet Dr. Poole in der 
reinen Liebe zu einer Frau. Die Reinheit 
und Selbstlosigkeit, die er in diesem Frleb- 
nis findet, führt ihn zu einem edleren Höhe- 
punkt, nämlich der mystischen Vereinigung 
mit dem Göttlichen. Er zitiert Shelley: 
„That Light whose smile kindles the Uni- 

verse, 

That Beauty in which all things work and 
move, 

That Benediction, which the eclipsing Curse 

Of birth can quench not, that sustaining Love, 

Which through the web of Being blindly wove 


By man and beast and earth and air and sea, 
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Burns bright or dim, as each are mirrors of 
The fire for which all thirst, now beams 
on me, 
Consuming the last clouds ofcoldmortality.“ 
Hinter dem Roman liegt eine Stimmung 
tiefster Bitterkeit, und eine Besprechung 
will diese Bitterkeit dem Verfasser selbst 
zuschreiben. Aber man muß sich daran er- 
innern, daß das Drehbuch angeblich von 
einer anderen Person (sie heißt Tallis) ge- 
schrieben ist, und Huxley erzählt so viel über 
diesen Menschen, daß er eigentlich nur voll 
Bitterkeit hat schreiben können. 


Die Zähmung der Massen 

George Orwells Roman: 1984, ist das 
Werk eines Mannes, der die politischen Ideo- 
logien vom Standpunkt der Menschenwürde 
und des untersucht. 
Er beschäftigt sich mit den Wirkungen eines 
Totalitarismus, der bis zu seinem logischen 
Endpunkt durchgeführt ist, und mit der 
Betäubung, die er für den einzelnen Men- 
schen mit sich bringt. Der Roman erzählt 
von Winston Smith, einem Angestellten des 
Wahrheitsministeriums in einem angeblich 
sozialistischen Staat des Jahres 1984. Win- 
ston leistet Widerstand gegen den Staat. Er 
ist der vielleicht letzte bewußte Revolutio- 
när auf der Erde. Am Ende unterwirft er 
sich nach Folterung und „Behandlung“ 
durch Beamte des Liebesministeriums der 
offiziellen Weltanschauung. 

1984 blickt die Welt auf Kriegsjahre zu- 
rück, die ungefähr um die Jahrhundertmitte 
eingesetzt haben. Es gibt auf der Erde drei 
„Überstaaten“: Ozeania, Eurasia und Ostasia. 
Großbritannien führt den Namen „Rollfeld 
Nr. 1“. Obwohl die drei Riesenstaaten stän- 
dig im Kriege stehen, wobei die Kombina- 
tionen der Bündnisse und Gegnerschaften 
wechseln, sind sich ihre Verfassungen be- 
merkenswert ähnlich. An der Spitze der Re- 
gierung in Ozeania steht der Große Bruder, 
ein angeblich wohlwollender Diktator, den 
kein Mensch jemals persönlich erblickt, aber 
dessen Gesicht jedem von zahllosen Plakaten 
vertrautist,auf denen die Warnung steht: „Der 
Große Bruder beobachtet dich“. Der wirk- 
liche Herrscher im Staat ist die Innere Par- 
tei, ein kleiner geschlossener Kreis von In- 
tellektuellen, die nur dann neue Mitglieder 
aufnehmen, wenn sie sich in der Äußeren 
Partei als zu intelligent für die Verdamp- 
fungskammer erwiesen haben und damit als 
zu wertvoll. Die Mitglieder der Äußeren 
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Partei und das riesige, aber machtlose Prole- 
tariat glauben, daß die Innere Partei für das 
Wohl des Staates arbeitet. Wie bei Huxley 
wird die Partei mit dem Staat gleichgesetzt. 
Als Winston Smith gefragt wird, was seiner 
Ansicht nach die Ziele der Partei seien, ant- 
wortet er seinem Interrogator: „Sie regieren 
uns zu unserem eigenen Besten... sie sind 
der Ansicht, daß die gewöhnlichen Menschen 
nicht fähig sind, sich selbst zu regieren, und 
deshalb ....“. Diese naive Antwort wird durch 
neue Folterungsmaßnahmen abgeschnitten, 
und danach gibt der Interrogator die richtige 
Antwort: „Ich will Ihnen sagen, was die 
richtige Antwort auf meine Frage ist. Die 
Partei sucht nur aus eigennützigen Motiven 
die Macht. Das Wohl anderer Menschen ist 
uns gleichgültig. Wir haben nur Interesse an 
der Macht. Nicht an Reichtum oder Luxus 
oder langem Leben oder Glück: nur an Macht. 
Sie werden gleich verstehen, was die Macht 
an sich bedeutet. Wir unterscheiden uns von 
allen Oligarchien der Vergangenheit, weil 
wir wissen, was wir tun. Alle anderen, auch 
die uns ähnlichen Oberschichten, waren feige 
und heuchlerisch. Die deutschen Nazis und 
die russischen Kommunisten kamen mit ihren 
Methoden dicht an uns heran, aber sie hatten 
nie den Mut, sich ihre eigenen Motive einzu- 
gestehen. Sie schützten vor und glaubten 
vielleicht auch, daß sie widerstrebend und 
nur für eine begrenzte Zeitspanne die Macht 
an sich gerissen hätten und daß ein Paradies, 
wo die Menschen frei und gleich sein könnten, 
unmittelbar bevorstehe. Wir sind anders. 
Wir wissen, daß niemand je die Macht mit 
der Absicht an sich reißt, sie wieder aufzu- 
geben. Macht ist kein Mittel, Macht ist Selbst- 
zweck. Man errichtet nicht eine Diktatur, um 
eine Revolution zu sichern, — man macht 
eine Revolution, um eine Diktatur zu errich- 
ten. Der Zweck der Verfolgung ist die Ver- 
folgung selbst. Der Zweck der Macht ist die 
Macht selbst. Beginnen Sie jetzt, mich zu 
verstehen?“ — 

In ihrer unersättlichen Gier nach absoluter 
Macht bedient sich die Innere Partei des 
Apparats von vier Ministerien: des Frie- 
densministeriums, dessen Aufgabe die Krieg- 
führung ist, — des Wahrheitsministeriums, 
dessen Aufgabe die Lügen sind, - des Liebes- 
ministeriums, dessen Aufgabe die Folterungen 
sind, — und des Versorgungsministeriums, 
dessen Aufgabe darin besteht, die Menschen 
knapp zu halten. Das Liebesministerium ist 
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wohl das fürchterlichste der vier Ämter. Es 
besteht ausder allgemein gefürchteten Gedan- 
kenpolizei. In der Wohnung jedes Parteimit- 
gliedes befindet sich ein Fernsehschirm, ein 
Wunderwerk der Technik, der nicht nur 
Fernsehprogramme überträgt, sondern auch 
die Gedankenpolizei instandsetzt, das Leben 
der Wohnungsinhaber zu beobachten. (Der 
Rezensent sah kürzlich mit Schrecken die An- 
zeige einer amerikanischen Firma für einen 
kleinen Apparat, mit dessen Hilfe man bei 
jedem gewöhnlichen Telefon den Gesprächs- 
partner auch sehen kann.) Ungefähr das 
scheußlichste Verbrechen eines Parteimit- 
gliedes besteht aus den „Gedankenverbre- 
chen“, dazu gehört jeder Gedanke, der nicht 
auf der Linie der Parteidoktrin liegt. Es ist 
garnicht nötig, den Gedanken auszusprechen. 
Die Gedankenpolizei ist so ausgebildet, daß 
sie am Ausdruck, den das Gesicht eines Men- 
schen im Fernsehschirm hat, die Art seiner 
Gedanken erkennen kann. Wenn ein Gedanke 
aber sogar schriftlich oder mündlich geäußert 
wird, kommt er fast immer zur Kenntnis der 
Gedankenpolizei. Es ist verboten und ge- 
fährlich, Tagebuch zu führen. Kinder wer- 
den in den Jugendorganisationen, die be- 
zeichnenderweise den Namen „Späher“ 
tragen, dazu angehalten, die Gedankenver- 
brechen ihrerEltern den Behörden zu melden. 
Bemerkungen im Freundeskreise.... —, man 
hat keine Freunde in Ozeania. 


Aber wie bringt es ein Mensch fertig, seine 
Gedanken unter Kontrolle zu halten, sei er 
auch ein noch so begeistertes Parteimitglied? 
An dieser Stelle führt Orwell den Begriff 
„Doppeldenken“ ein, eine dialektische Denk- 
methode, die viel Gemeinsames mit den logi- 
schen Systemen geschichtlich wirklicher Par- 
teiprogramme hat. Wenn man sich zum 
Beispiel selbst von der Richtigkeit des Satzes 
überzeugen will, daß vier gleich fünf ist, 
wenn man etwas vergessen will, das erst ge- 
stern geschehen ist und an das man sich sehr 
wohl erinnert, wenn man heute mit einer 
Nation Krieg führt und am nächsten Tag 
schon glauben muß, daß gerade diese Nation 
von jeher ein treuer Verbündeter war, -— 
dann erlebt man einige der alltäglichen 
Leistungen der Doppeldenkmethode. Die 
Partei predigt, daß nur die Dinge wirklich 
sind, die man sich einbildet. Tatsachen exi- 
stieren also nur in menschlichen Hirnen. 
Durch Selbstsuggestion kann jede Überzeu- 
gung künstlich geschaffen werden. Das ge- 
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schieht oft bei Irren, und im Jahre 1984 ist 
nur noch eine Minderheit geistig normal. 
Wenn man dann noch die Bedrohung mit 
Folter oder Verdampfung hinzurechnet, er- 
scheint es keineswegs unmöglich, daß man 
den Satz: vier gleich fünf, für wahr hält. Die 
Herrschaft des Geistes über die Materie 
könnte nicht vollkommener sein. Und dies 
meint Winsions Interrogator mit dem Be- 


griff „Macht an sich“. 


Ein weiterer genialer Trick, mit dessen 
Hilfe man in Ozeania Gedankenverbrechen 
verhütet, ist die Einführung einer neuen 
Sprache. Ihr Grundprinzip besteht darin, daß 
man einen Gedanken praktisch überhaupt 
nicht denken kann, wenn es kein Wort gibt, 
in dem er sich ausdrücken läßt. Der Aus- 
schuß, der für die laufende Überarbeitung 
des Lexikons der neuen Sprache verantwort- 
lich ist, jätet deshalb systematisch alle Wör- 
ter aus, die unerwünschte Gedanken aus- 
drücken, also unerwünscht vom Standpunkt 
der unerschütterlichen Treue an die Grund- 
sätze des „Engsoz“ (das ist der neusprach- 
liche Ausdruck für den Begriff „englischer 
Sozialismus“, die amtliche Weltanschauung 
Ozeaniens im Jahre 1984). 


Um das Doppeldenken zu fördern, hat das 
Wahrheitsministerium den Auftrag, alle Do- 
kumente laufend so zu ändern, daß sie im- 
mer mit den neuesten Erklärungen von 
Mitgliedern der Inneren Partei übereinstim- 
men. Winston Smith, der im Wahrheitsmini- 
sterium mit einer derartigen Arbeit beschäf- 
tigt ist, muß zum Beispiel eine Rede des 
Großen Bruders überarbeiten. Der Große 
Bruder hat einmal gesagt, daß die Schoko- 
ladezuteilung erhöht werden solle. In Wirk- 
lichkeit muß sie aber gesenkt werden. Also 
werden die Zahlen in der früheren Rede so 
geändert, daß die Senkung wie eine Er- 
höhung aussieht. Da die Zeitungen nicht ver- 
öffentlicht, sondern nur als Archivexemplare 
im Ministerium aufbewahrt werden, kann 
kein Mensch das Gegenteil beweisen. Wenn 
aber jemand die frühere Rede mit angehört 
hat und sich vielleicht an die ursprünglichen 
Zahlen erinnert, muß er sich durch Doppel- 
denken zu der Überzeugung bringen, daß die 
spätere Äußerung mit der Wahrheit über- 
einstimmt. Ein Gedankenverbrechen Winston 
Smiths besteht zum Beispiel darin, daß er 
sich an eine Zeit erinnern kann, in der Ozea- 
nia nicht im Kriegszustand mit Eurasia war. 
Ebenso kann ersich an Beweise dafür erinnern, 


daß drei als Hochverräter verurteilte Per- 
sonen keinen Hochverrat begangen haben. 
Er muß gefoltert werden, bis sein Doppel- 
denken so funktioniert, daß er diese Tat- 
sachen vergessen kann. Die Partei fordert 
nicht nur über Gegenwart und Zukunft 
Macht, sondern auch über die Vergangenheit. 
Die Geschichte muß daher so umgeschrieben 
werden, daß sie beweist: die Partei hatte 
schon immer recht. 

Eine Aufgabe des Liebesministeriums be- 
steht in der Schürung von Haß gegen Feinde 
und Verräter bei den Parteimitgliedern. Das 
geschieht durch täglich stattfindende zwei 
Minuten lange Haßsitzungen. Dabei müssen 
alle Parteimitglieder ein widerliches Pro- 
pagandaprogramm im Fernsehschirm anse- 
hen. Falls bei einem Mitglied dann nicht der 
für den Haß richtige Gesichtsausdruck er- 
scheint, fragt die Gedankenpolizei sofort 
nach dem Grund. 


Das Versorgungsministerium ist verant- 
wortlich dafür, daß nur Kriegsmaterial in aus- 
reichendem Maß vorhanden ist. Lebensmittel 
sind knapp, und Genußmittel gibt es nicht. 
Die Bevölkerung wird von Gemeinschafts- 
küchen verpflegt. Die Zigaretten sind mit 
grobem Tabak schlecht gestopft. Als einziges 
Anreizmittel gibt es nur den „Siegesschnaps“, 
der entsetzlich brennt. Rasierklingen sind 
nur auf dem „Freien“ Markt zu haben, das 
heißt also auf dem Schwarzen Markt. 


Es gibt drei Klassen in Ozeania: die In- 
nere Partei als Oberklasse, die Äußere Par- 
tei als Mittelklasse und die Proles als Pro- 
letariat. Die Proles brauchen von der Partei 
fast nicht zur Kenntnis genommen zu wer- 
den. Sie werden mit gröbsten Propaganda- 
lügen gefüttert. Man kann annehmen, daß 
ihre Intelligenz und ihre Bildung nicht aus- 
reichen, sie zu einer Gefahr für den Staat 
werden zu lassen. Doch Orwell betont, daß 
die Hoffnung der Menschheit bei den Proles 
liegt. Mit dieser großen Hoffnung wandert 
auch Winston Smith in das Stadtviertel der 
Proles, das Parteimitglieder an sich nicht 
betreten dürfen. (Es liegt in den Trümmern, 
die nach über dreißig Kriegsjahren die Reste 
des ehemaligen London darstellen.) „Wenn 
es überhaupt eine Hoffnung gibt, liegt sie 
bei den Proles. Daran muß man sich klam- 
mern. Wenn man das in Worte faßt, klingt 
es vernünftig. Wenn man die Menschen, die 
einem auf der Straße begegnen, ansieht, kann 
es sich allerdings nur um einen Akt des blin- 
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den Glaubens handeln.“ Und Winston findet 
diesen Glaubensakt schwierig angesichts des 
Glücksspiels, des Saufens und der Weiber- 
wirtschaft bei den Proles. 


Normale Beziehungen zwischen den Ge- 
schlechtern sind zu 
verbotenen Sache geworden. Die Mädchen 
werden in einer Atmosphäre steriler Rein- 
heit erzogen. Der Ehekontrakt wird nur ab- 
geschlossen, damit der Staat Nachwuchs ge- 
winnt. Winston Smith läuft seiner Frau weg, 
weil sie unnatürlich frigid und zugleich fest 
entschlossen ist, Kinder für den Staat in die 
Welt zu setzen. Dann begeht er ein zweites 
Verbrechen, indem er sich verliebt, und zwar 
auch in eine Gegenrevolutionärin. Die reak- 
tionären Neigungen dieser Frau bestehen 
darin, daß sie sich um der Persönlichkeit 
eines Mannes willen in ihn verliebt. Auch sie 
muß unter der Folter ihrer Ketzerei ab- 
schwören. 


einer ekelhaften und 


Der Krieg, in dem Ozeania seit 1950 steht, 
hat als wechselnde Gegner Eurasia und Ost- 
asia. Obwohl die Kriegsziele der Partei audı 
Hoffnung auf materielle Gewinne erwecken, 
werden sie doch mehr von der Innenpolitik 
als von der Außenpolitik her bestimmt. Die 
Partei ist der Ansicht, daß ein Krieg viel von 
der überschüssigen und deshalb gefährlichen 
Energie der Bevölkerung aufzehrt. (Gegen 
die Liebe hat man einen anderen Einwand: 
sie verbraucht Energie und Kraft, die man 
im Kriegsdienst für den Staat einsetzen 
könnte. Außerdem führt sie zu persönlichen 
Bindungen, die den einzelnen in Konflikt 
mit seiner Bindung an den Staat bringen 
können). Der Krieg ruft den Opferwillen 
der Bevölkerung an: Wenn Menschen glau- 
ben, daß sie für eine gemeinsame Sache 
kämpfen, dann identifizieren sie sich mit dem 
Staat. Die Verknappung des Lebensnotwen- 
digsten hat keine natürlichen Ursachen, son- 
dern wird durch das Versorgungsministerium 
hervorgerufen, damit die Bevölkerung das 
Gefühl hat, daß sie für das Wohl des Staates 
Opfer bringt. 

Der Krieg selbst findet in den großen Wü- 
stenzonen Afrikas und Asiens statt. Eine un- 
ausgesprochene Abrede zwischen den krieg- 
führenden Staaten legt fest, daß er nicht mit 
dem Sieg eines von ihnen enden und daß er 
auch nicht einen von ihnen tödlich treffen 
soll. Alle Staaten haben die gleiche Regie- 
rungsform: weshalb also sollten sie sich 
gegenseitig völlig zerstören wollen? Die ein- 
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zigen Zeichen des Krieges, die der normale 
Mensch sieht, sind die Trümmer in den gro- 
ßen Städten und eine gelegentliche V 8 (man 
sieht, daß die Welt Fortschritte gemacht hat, 
obwohl anscheinend auf Grund eines Ab- 
kommens die Atombombe nicht zum Einsatz 
kommt), die in den Hauptstädten niedergeht. 
Julia, Winstons Geliebte, hat den hochver- 
räterischen Gedanken, daß diese V 8 von der 
Regierung Ozeanias selbst auf London ge- 
feuert werden, um die Menschen daran zu 
erinnern, daß Krieg ist, und um den Haß 
gegen einen nebelhaften Feind zu schüren. 
Winston ist der Ansicht, daß sie vielleicht 
Recht hat. 

Orwells Stil lädt zum Vergleich mit einem 
der größten englischen Satiriker, Swift ein. 
Swifts Bedeutung liegt hauptsächlich in zwei 
Dingen (ich erinnere an Gullivers Reisen): 
seiner Beherrschung der kleinen Details und 
der Klarheit seiner Sprache. In Brobdignag 
ekelt sich Gulliver vor der Größe der Poren in 
der Haut derRiesen. Ähnlich ist Orwellein mei- 
sterhafter Darsteller der Details. Der scheuß- 
liche Geschmack desSiegesschnapses, die Um- 
wandlung der bekannten Londoner Martins- 
kirche in eine Ausstellungshalle für moderne 
Waffen, die Plakate mit Parteischlagworten, 
die auf die Löwen vor der Nelsonsäule am 
Trafalgar Square geklebt werden, — all diese 
Einzelheiten lassen die Erzählung wirklich- 
keitstreu erscheinen. Sie machen die Satire 
dreidimensional: Erzählung und Idee stelien 
Länge und Breite dar, die Details dagegen 
die Tiefe. 

x 

Wer von Entsetzen vor diesen beiden Zu- 
kunftsbildern gefaßt wird, mag sich mit Sir 
Francis Bacons Bemerkungen trösten. Der 
sroße Gelehrte aus dem Zeitalter der Kö- 
nigin Elisabeth hat gesagt, daß es nur zwei 
Möglichkeiten zur Voraussage der Zukunft 
gäbe. Die erste liege im Träumen, und 
Träume seien bekanntlich unzuverlässig. Die 
zweite bestehe darin, daß man alle in der 
Gegenwart wirksamen Faktoren zusammen- 
rechne und daraus logisch schließe, was in 
der Zukunft geschehen müßte. Bacon schließt 
seine Überlegung aber mit dem Satz, daß 
ein Mensch niemals alle in der Gegenwart 
wirksamen Faktoren zur Kenntnis nehmen 
könne, daß außerdem viel geschehen könne, 
was ein Mensch überhaupt nicht bemerke, und 


was doch den Gang der Geschichte völlig 
verändere. 
W. R. Oldfield 
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Raum und Recht 


Rechtsetzung ist ursprüngliche Raumord- 
nung, das Recht bleibt an einen beherrsch- 
ten Raum gebunden. „Insbesondere ist 
Friede kein raumloser, normativistischer 
Allgemeinbegriff, sondern stets als Reichs- 
frieden, Landfrieden, Kirchenfrieden, Stadt- 
frieden, Burgfrieden, Marktfrieden, Ding- 
frieden konkret geortet. — Das griechische 
Wort für die erste, alle folgenden Maßstäbe 
begründende Messung, für die erste Land- 
nahme als erste Raum-Teilung und -Eintei- 
lung, für die Ur-Teilung und Ur-Verteilung 
ist: Nomos.“ 

Diese Sätze bilden das Grundthema des 
Werkes „Der Nomos der Erde“, in dem 
CarlSchmitt die Quintessenz einer Ge- 
schichte des europäischen Völkerrechts von 
der Respublica Christiana des Mittelalters 
bis zum Verfall in der Epoche der Welikriege 
darbietet. Mit der Erkenntnis, daß Recht und 
Friede ursprünglich auf Hegungen des Krie- 
ges im räumlichen Sinne beruhen und daß 
dies das Kernproblem jeder Rechtsordnung 
bleibt, durchstößt er die Ebenen des bloß 
naturrechtlichen oder positivistischen Völ- 
kerrechts und dringt zu den großen Land- 
nahmen und Landteilungen der europäischen 
Völker als den Geburtsstunden neuer Frie- 
dens- und Rechtsordnungen unter den Völ- 
kern vor. Auch die naturrechtlich begründete 
Friedensordnung des christlichen Mittel- 
alters war nicht abstrakt wie das gegenwärtig 
wieder auflebende Naturrechtsdenken, son- 
dern an eine raumverhaftete und sich aus- 
grenzende Glaubens- und Sozialeinheit ge- 
bunden, jenseits welcher der Krieg der 
normale und als Mission des Glaubens auch 
stets der gerechte Zustand war. Mit den 
großen Seefahrten und Entdeckungen des 
15. und 16. Jahrhunderts und den ihnen 
folgenden Landnahmen der europäischen 
Völker in Übersee entstehen die ersten glo- 
balen Linien des Rechts: die spanisch-portu- 
giesischen Verteilungslinien der Rayas, die 
französisch-englischen amity lines bis zu der 
Abgrenzung der „Westlichen Hemisphäre“, 
alles globale Ortungen, dazu bestimmt, die 
völkerrechtlichen Beziehungen jeweils in be- 
stimmte Räume ein- oder auszugrenzen. 

Es entsteht aber auch daran das moderne 
Völkerrecht der sich souverän gegenüber- 
stehenden europäischen Staaten in seiner 
Verschiedenheit als Landrecht und Seerecht. 


Der Gegensatz von Land und Meer wird zur 


Grundlage der europa-zentrierten Weltord- 
nung: dem Landrecht, das sich an Ortung 
und Grenzen bindet und diese regelt, steht 
die Freiheit der Meere gegenüber, die keine 
staatliche Raumhoheit kennt und andere 
Begriffe von Feind, Krieg, Beute usw. bildet 
als das landgebundene Kriegs- und Völker- 
recht. Der Verfasser sieht in dem Gegensatz 
und Gleichgewicht dieser beiden universalen 
Rechtsordnungen die große völkerrechtliche 
Grundlage der europäischen Ordnung der 
Welt. „Das Bindeglied zwischen den bei- 
den verschiedenen Ordnungen des Lan- 
des und des Meeres wurde die Insel 
England. Daraus erklärt sich Englands 
einzigartige Stellung in und gegenüber die- 
sem europäischen Völkerrecht. ... Die eng- 
lische Insel blieb ein Teil dieses, den Mittel- 
punkt der planetarischen Ordnung bildenden 
Europa, setzte sich aber zugleich vom euro- 
päischen Kontinent ab und bezog die welt- 
geschichtliche Zwischenposition, durch die 
England für über drei Jahrhunderte of Eu- 
rope, but not in Europe wurde. Das große 
Gleichgewicht von Land und Meer bewirkte 
ein Gleichgewicht der kontinentalen Staaten 
untereinander, verhinderte aber gleichzeitig 
ein maritimes Gleichgewicht der Seemächte 
untereinander.“ Im kontinentalen Gleich- 
gewicht der europäischen Mächte gelang die 
Hegung des Krieges, indem man ihn den uni- 
versalen Ansprüchen theologisch begründeter 
Gerechtigkeit entzog und als staatlich autori- 
sierten und organisierten Akt rein juristisch- 
formalen Kategorien unterstellte; dadurch 
beschränkte man die ihm innewohnende 
Grausamkeit und Entartung in Vernichtung 
und Gesinnungsrechthaberei — zweifellos 
eine der großen geistigen Leistungen Euro- 
pas im 18. und 19. Jahrhundert. Allerdings 
war die Grundlage eben jene Erfahrung der 
Gegenseitigkeit, die aus der relativen Stabi- 
lität des Gleichgewichts der europäischen 
Landmächte entsprang, das jeden Staat in 
seiner Kriegführung die Weiterexistenz des 
Feindes als souveränen Staates und somit im 
Sieg die Möglichkeit, einst selbst zu den Be- 
siegten zu gehören, voraussetzen lieb. 

Die letzte europäische Landnahme, in der 
sich dieses Konzert der europäischen Mächte 
in einem räumlich zentrierten Völkerrecht be- 
währte, war die koloniale Besitznahme von 
Afrika. Bald aber zeigten sich die Tenden- 
zen, dieses europa-gebundene Völkerrecht in 
Weltrecht 


ein unterschiedslos universales 
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aufzulösen und damit seiner konkreten Or- 
tung zu berauben. Zunächst vom Westen her: 
„Mit der wachsenden Macht der Vereinigten 
Staaten wurde freilich auch deren eigentüm- 
liches Schwanken sichibar, das sich zwischen 
derklaren Isolierung hinter einer gegen 
Europa gezogenen Trennungslinie und einer 
erdumfassenden, universalistisch humanitä- 
ren Intervention nicht entscheiden 
konnte.“ Der Erste Weltkrieg und die Frie- 
dens- und Vertragsschlüsse danach setzten 
dieses universale und abstrakte Weltrecht 
immer deutlicher durch. An die Stelle des 
Imperialismus der souveränen europäischen 
Staaten ist der Imperialismus abstrakter 
Weltanschauungen und Weltbeglückungs- 
ideen zur völkerrechtlichen Realität gewor- 
den, und diese kennt nicht die Formalrecht- 
lichkeit der Bündnisse, Verträge, Grenzen 
und Rechtsgewohnheiten, sondern nur das 
abstrakte Ganze des Krieges oder des inhalt- 
lich gerechten Friedens. Indem die „Eine 
Welt“ der Rechtsanspruch der auf dem Bür- 
gerkrieg fußenden Weltrevolution des 
Ostens ebenso geworden ist wie der humani- 
tär-abstrakten Befriedungsideen des Westens, 
gelingt mit der räumlichen auch die formale 
Begrenzung des Krieges immer weniger, son- 
dern Krieg und Frieden sind an jedem Punkt 
der Erde immer ungeteilt vorhanden oder 
abwesend. (Auf diese Weise geht der 38. 
Breitengrad mitten durch Deutschland.) Der 
Wandel der Kriegswaffen und damit die Un- 
begrenzbarkeit der Kriegsschauplätze, be- 
sonders des Luftkrieges, sind die materiellen 
Grundlagen, die, wie die moderne Technik 
auf allen Gebieten der Zivilisation, die raum- 
gebundene Abstraktheit und verborgene Un- 
menschlichkeit auch des modernen Völker- 
rechts stützen. 


Der Verfasser beendet seine Untersuchun- 
gen mit der Erörterung der völkerrechtlichen 
Situation zwischen den beiden Weltkriegen 
(Genfer Protokolle von 1924). Die Fo%zerun- 
gen für die Gegenwart sind nicht schwer zu 
ziehen, auch nicht die darin enthaltenen 
Mahnungen nach neuen „Freundschafts- 
linien“: das Recht an den abgrenzbaren Raum 
zu binden und diesen Raum mit konkretem 
Recht zu erfüllen, das allein ist der Weg zum 
Frieden. 


Helmut Schelsky 


Carl Schmitt: „Der Nomos der Erde im 
Völkerrecht des Jus Publicum Europaeum“, 
Greven Verlag, Köln 1950, 308 S. 
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Nationalismus in Europa 


Die „Geschichte des Nationalismus in 
Europa“ von Eugen Lemberg ist ein soziolo- 
gisches und ein historisches Buch. Der wissen- 
schaftliche Apparat — dessen Grundlagen 
bei der Austreibung des Verfassers aus der 
Tschechoslowakei verloren gegangen sind — 
ist in einer sparsamen Weise der großzügigen 
Linienführung der Darstellung beigegeben; 
bei diesem Überblick über den Gesamtzu- 
sammenhang kommt es auch nicht auf die 
Belegung von Einzelheiten an. Es geht um 
das Verständnis des Nationalismus in der 
europäischen Geschichte, gesehen von der 
Krise der Gegenwart her. Wohltuend ist, daß 
der heute so vielgeschmähte Nationalismus 
der europäischen Völker, „dieses unheimliche 
Rätsel unserer Zeit“, trotz allen Geschehens 
vor und nach 1945 ohne Erbitterung analy- 
siert und gedeutet wird; denn es geht dem 
Verfasser nicht um moralische Entrüstung, 
sondern um Einsicht in die Tatsachen. 

Ich sagte, wir haben hier Untersuchungen 
eines Soziologen vor uns, der aber, um sein 
Thema meistern zu können, tief in das Hi- 
storische hineingehen muß. Als Soziologe 
bringt uns der Verfasser die Gleichartigkeit 
oder doch die Ähnlichkeit, kurz das Allge- 
meine der nationalen oder nationalartigen 
Erscheinungen nahe, als Historiker kann er 
an dem Besonderen, an den Unterscheidun- 
gen, jadem Trennenden nicht vorübergehen. 
Der Nationalismus ist dem Verfasser ein 
„grundlegendes Struktur-Prinzip Europas“ 
und nicht nur die „Krankheit“ eines zum 
Untergang bestimmten Erdteils. Die Defini- 
tion, die wir erhalten, hebt das menschliche 
Bedürfnis nach Selbstrechtfertigung und 
Selbsterhebung durch Zugehörigkeit zu einer 
geachteten, ja geliebten Gemeinschaft her- 
vor, der wir unter Umständen alles zu opfern 
bereit sind. Als Psychologe meint der Ver- 
fasser bei der Ausbildung der Nationalismen 
in Europa auch den Stachel eines Minder- 
wertigkeitsgefühls heranziehen zu müssen, 
das überkompensiert werde. 


Von dieser ganz allgemeinen Begriffsbe- 
stimmung unter Hervorhebung des Selbst- 
erhaltungstriebes der Seele her kommt Lem- 
berg dazu, auch das früheste Auftreten von 
Nationalbewußtsein, von einem Wissen um 
die eigene Art und die der andern, Nationa- 
lismus zu nennen. So läßt er die Nationali- 
tätengeschichte der Europäer im 4. Jahr- 
hundert beginnen: der spätantike Universa- 
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lismus wird in die Defensive gedrängt. Aber 
bei der Allgemeinheit seiner Begriffsbestim- 
mung rückt er dann das universelle mittel- 
alterliche Gemeinschaftsgefühl der abend- 
ländischen Christenheit auch in das Licht des 
Nationalgeistes, ja des Nationalismus, wenn 
er sagt: „seiner psychologischen Funktion 
nach ist es nichts anderes als eben eine Art 
Nationalismus“ (39). Dann freilich muß er 
sich mit dem zeitgenössischen Begriff der 
Nation im europäischen Mittelalter beschäf- 
tigen, und da tritt uns „das Nationale“ in 
Verbindung mit kleinen und kleinsten Grup- 
pen entgegen: an der Universität Bologna 
standen den 17 „Nationen“ der Cismontani 
14 transmontane „Nationen“ gegenüber (59)! 
Dann wird der Blick auf die Grundherrschaf- 
ten gelenkt, auf die städtischen Gemeinden, 
auf die landesherrlichen Gewalten, auf den 
Durchbruch der Volkssprachen, auf die na- 
tionalen Geschichts-Ideologien der Humani- 
sten, auf die nationalkirchlichen Tendenzen 
in der Reformation, auf die absolutistischen 
Monarchien bis hin zu der Formung etwa der 
kastilischen, der preußischen, der österrei- 
chischen Staatsnation und so fort. 


Hier ist ein Bedenken des Historikers an- 
zumelden. Darf man wirklich das kirchliche 
Europa des Mittelalters in seinem Gemein- 
schaftsbewußtsein eine Art Nation nennen? 
Darf man das Staatsbewußtsein der Völker 
im Zeitalter des Absolutismus als National- 
bewußtsein bezeichnen? Weder Kirche noch 
Staat kann der Nation gleichgesetzt werden. 
Freilich: gewisse Eigentümlichkeiten des Ge- 
meinschaftsgeistes sind bei ihnen allen nach- 
zuweisen, aber bringt uns das der Deutung 
des Phänomens des Nationalismus näher 
(52957)2 

Nationalismus als politisch bewegendes 
Prinzip gehört, wie wir meinen, einer be- 
stimmten geschichtlichen Epoche zu. Welches 
ist diese Epoche? Der Verfasser datiert den 
modernen Nationalismus seit der Renais- 
sance. Auch dieser besonderen Zeitbestim- 
mung möchte ich nicht zustimmen. Gewiß, 
seit Burckhardt und dem europäischen Re- 
naissancismus im 19. Jahrhundert erkennen 
wir sehr vieles in der Grundhaltung des mo- 
dernen Menschen vorgeformt in gewissen 
Erscheinungen der Renaissance, aber was 
eine hauchdünne Schicht von Humanisten 
und deren Freunde bewegt hat, besaß keiner- 
lei Geltung für die Massen und die Mächte 
Europas, denn noch bestimmten, wenn auch 


richt mehr die einheitliche Kirche, so doch 
die Konfessionen das abendländische Leben. 
Das Erwachen des Nationalismus als ein Le- 
bensprinzip der Völker Europas tritt erst im 
18. Jahrhundert ein. Früher gab es nationa- 
les Bewußtsein, d.h. Wissen um die eigene 
Art usw., gab es unter kirchlichen und staat- 
lichen Gesichtspunkten Zusammenwachsen 
von kleineren zu größeren Gemeinschaften, 
gab esGemeinschaftsinteressen, Patriotismus, 
auch Leidenschaften der Gruppen, aber noch 
nicht eigentlich und wesentlich Nationalis- 
mus. Erst mit dem Zeitalter der Revolution 
und im Zeitalter der Revolution ist der Na- 
tionalismus geschichtsmächtig geworden. 


Es wird m.E. heute allzuoft vergessen, daß 
der Nationalismus der Zwillingsbruder der 
Demokratie ist; zusammen sind beide auf die 
Welt gekommen, und zusammen haben sie 
die letzten 200 Jahre zu Heil und Unheil 
gestaltet. Einheit und Freiheit sind die bei- 
den Grundprinzipien aller bürgerlichen Re- 
volutionen des 18., 19. und 20. Jahrhunderts. 
Selbstbestimmung der einzelnen Individuen 
und Selbstbestimmung der Völker: das ist 
das Anliegen der ersten Phase der Revolu- 
tion. So werden die bereits auf eine breite 
nationale Grundlage gebauten Königsstaaten 
Westeuropas mit ihrer Demokratisierung zu- 
gleich nationalisiert, und in Mittel- und Ost- 
Europa werden sowohl die nur kleine Teile 
einer Nation umfassenden Staaten als auch 
die großen, mehrere nationale Bestandteile 
umgreifenden Staaten zerstört, in Italien, in 
Deutschland, im Süd- und im Nordosten. Der 
Nationalismus als politische Kraft bildet 
ein wesentliches Element der allgemein euro- 
päischen Revolution, welche die im tiefsten 
Grunde kirchlich bestimmte tausendjährige 
Ordnung des Abendlandes zerstört und das 
Immanenz-Prinzip dem transzendentalen ent- 
gegengestellt hat. ; 


Das ist auch der Punkt, wo Herder und 
der romantische Volksbegriff so unermeß- 
liche Bedeutung gewonnen haben. Lemberg 
behandelt, um die nationalen Entwicklungen 
in Mittel- und Ost-Europa verständlich zu 
machen, dieses Moment mit besonderer Ein- 
dringlichkeit. Im deutschen unpolitischen 
Volkstumsbegriff tritt das organische Prinzip 
dem mechanischen der „täglichen Volksab- 
stimmung“ gegenüber. Die Richtung Herders 
lenkt die Gedanken auf die Wurzeln des Na- 
tionalen im Ursprünglichen, die Richtung in 
Westeuropa auf die Ziele des Nationalen 


268 Aus dem Schrifttum 


heute und in der Zukunft; die eine hält sich 
an das Gewachsene und das Wachsende, die 
andere will frei schaffen und gestalten. Zwei- 
fellos, die Herdersche Auffassungsweise ist 
wesentlich unpolitischer als die westliche; 
diese steuert vom Begriff der Volkssouverä- 
nität her unmittelbar auf den Nationalstaat 
mit plebiszitärer Grundlage. Diese national- 
staatliche Demokratie drängt zur Identität 
von Staat und Nation, sie verlangt die natio- 
nale Assimilierung aller Staatsangehörigen, 
am radikalsten im demokratischen Musterland 
Amerika;dort muß alles in den Schmelztiegel 
hinein. Der romantische Volkstumsgedanke 
ist sehr viel friedfertiger: er will Erhaltung 
der göttlichen Schöpfung; Vaterländer — so 
sagt Herder — „liegen ruhig nebeneinander 
und stehen sich als Familien bei; Vaterländer 
gegen Vaterländer im Blutkampf ist der ärg- 
ste Barbarismus der menschlichen Sprache“ 
(Humanität Nr. 57). Dies sind die Lehren 
Herders, welche nach Osteuropa hinein ge- 
geben worden sind. Stattdessen aber haben 
die Völker des Ostens nach einer kurzen Zeit 
der romantischen Erweckung, — so sehe ich 
die Dinge —, die nationaldemokratischen 
Ideen des Westens aufgegriffen, denn dieser 
hat ja rein machtpolitisch das Bündnis der 
Ostvölker gegen die stark gewordene Mitte 
ständig gesucht und fast überall auch kultur- 
politisch gefunden. Die revolutionäre Auf- 
klärung siegte über die konservative Roman- 
tik, denn nun sollte auch im Osten die je- 
weilige Mehrheit in den neu gemachten 
Öststaaten nach demokratischem Prinzip auch 
die nationalen Angelegenheiten entscheiden. 

Freilich darf man nicht verkennen, daß 
auch in der romantischen Volksidee ein 
revolutionäres Element enthalten ist. Ohne 
Rousseau (den manche Franzosen gern als 
unfranzösisch-teutonisch kritisieren) kann 
Herder nicht verstanden werden. Die Hin- 
wendung zum „Volk“, ob rational-demokra- 
tisch oder gefühlvoll-schwärmerisch, politisch 
oder kulturell, hat eine neue Hochbewertung 
der breiten unteren Schichten auf beiden 
Wegen hervorgerufen. Wie in der Bewegung 
von Turnvater Jahn sich beides vermischt 
hat, das Herderische und das Demokratische, 
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das Konservative und das Revolutionäre, so 
ist es in der Weiterentwicklung des Nationa- 
lismus in Mittel- und Osteuropa vielfach ge- 
schehen. Aber auch der integrale Nationalis- 
mus im modernen Frankreich zeigt eine 
merkwürdige Verknüpfung mit dem organi- 


schen Prinzip des Herderschen Denkens. 


Lemberg bringt in seiner lebendigen gro- 
ßen Linienführung die vielschichtigen Pro- 
bleme bis an die Schwelle der Gegenwart. 
Auf die letzte Hochsteigerung des westlichen 
Nationalismus in den Widerstandsbewegun- 
gen geht er nicht mehr ein, wohl aber weist 
er auf die Tendenz auf deutscher Seite hin, 
bei der Überführung Deutschlands in das 
europäische Ganze den alten Herderschen 
Volksgedanken aufzulösen, um Europa auf 
die Gemeinschaft einer in allen Völkern ent- 
haltenen nordeuropäischen Rasse zu gründen. 
Der Versuch, den Lehren Gobineaus und 
Chamberlains zu folgen, ist an den weltpoli- 
tischen Verhältnissen gescheitert. 


Der demokratische Nationalismus (durch 
Überspannung des Mehrheitsprinzips zur 
Vernichtung der volklichen Minderheiten ge- 
trieben) und der romantische Nationalismus 
(durch Aufnahme des Darwinismus zum 
rücksichtslosen Kampf ums Dasein verleitet) 
scheinen, was Europa betrifft, — in den an- 
dern Erdteilen läuft die Welle noch weiter —, 
am Ende ihrer geschichtetragenden Kraft zu 
sein. In der neuzeitlichen Großräumigkeit 
kann das Nur-Nationale nicht mehr Bestand 
haben. Das, was Nietzsche den „Hornvieh- 
Nationalismus“ genannt hat, das ist oder 
sollte doch überall in Europa zum Uhnter- 
gange bestimmt sein. Jedenfalls wird die 
Überwindung dieser revolutionären Formen 
des Nationalismus eine der Voraussetzungen 
bilden für eine von den Besten ersehnte 
„Renovatio“ europäischen Lebens, in dem 
die Nationen nicht mehr wie Sprengstoff 
wirken, sondern den gemeinsamen Acker 
düngen. 


G. A. Rein 


Eugen Lemberg: Geschichte des Nationa- 
lismus in Europa, Curt E. Schwab, Stuttgart 
1950, 319 Seiten, 14,80 DM. 
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Zum Wiedererscheinen der „Geopolitik“ 


Sehr geehrte Herren! 


Das Wiedererscheinen der „Geopolitik“ 
im alten Gewand wird im Inland und im 
Ausland Beachtung finden. Seit ihrer Be- 
gründung im Jahre 1924, besonders aber in 
den zwölf Jahren vor 1945, haben viele 
Menschen immer wieder nach der „Geo- 
politik“ gegriffen, weil sie hier eine Stimme 
fanden, die durch den Nebel aller Propa- 
ganda hindurchzudringen versuchte und 
sich um die Erkenntnis eines objektiven 
politischen Weltbildes bemühte. So ist sie 
auch von weiten Kreisen des Auslandes 
verstanden und aufgenommen worden. Frei- 
lich blieben auch jene Stimmen nicht aus, 
die in ihr die geistige Triebkraft des deut- 
schen Imperialismus und der Hitlerschen 
Aggressionspolitik sahen, ein Vorwurf, der 
sich 1945 zur völligen Verdammung der 
deutschen Geopolitik verdichtete. — Der 
amerikanische Geopolitiker Professor E. A. 
Walsh, der als Beauftragter des Nürnber- 
ger Gerichtshofes 1945 diese Fragen ein- 
gehend untersuchte, hat jedoch feststellen 
müssen, daß dieser Vorwurf nicht aufrecht- 
erhalten werden konnte, so sehr er selbst 
auch mit Vorbehalten gegen die deutsche 
Geopolitik gesättigt war. 

Zwei Jahre später jedoch, als nach den 
ersten Schockwirkungen des Zusammen- 
bruchs die deutsche Wissenschaft sich wie- 
der zu regen begann, glaubten selbst 
namhafte deutsche Wissenschaftler, alle per- 
sönliche und sachliche Kritik an den Be- 
gründern der deutschen Geopolitik und 
ihrem Lebenswerk zusammenraffen und als 
Bannstrahl gegen diesen „entarteten Sproß 
der Geographie“ schleudern zu müssen, um 
sie einer von Vorurteilen belasteten öffent- 
lichen Meinung des Auslandes zu opfern. 

Ungeachtet aller sachlichen und wissen- 
schaftlich begründeten Kritik, die gegen- 
über der Geopolitik bestand und auch heute 
steht, einer Kritik, die kaum irgendwo an- 
ders schärfer geübt wurde als im innersten 


Kreis der Männer der Geopolitik selbst, 
wirkte eine solche Haltung im Jahre 1947 
— rein aus menschlichen Aspekten her ge- 
sehen — wie eine billige und allzu ge- 
fällige Unterwerfung unter das alte Sieger- 
gesetz des „divide et impera“. Jetzt darf 
die „Geopolitik“ wieder erscheinen. — 
Wenn es nur um des Ehrgeizes und der 
Gefallsucht einiger Weniger geschähe, oder 
gar, um ein mattes Epigonentum am Le- 
ben zu erhalten, wäre es bedenklich, umso 
mehr, als wir alle wissen, wie sehr Äuße- 
rungen unseres politischen Denkens und 
Handelns im Ausland registriert werden. 

Gestatien Sie mir daher, daß ich in die- 
sen Tagen, in denen sich der Tod Albrecht 
Haushofers zum sechsten Male jährt, aus 
persönlicher Erinnerung einiges sage, was der 
Geopolitik dienen könnte. 


Über allen letzten Gesprächen, die ich im 
Jahre 1943/44 mit Albrecht Haushofer 
führte, allein oder im engsten Kreis der 
Freunde, stand die bange Frage, was wer- 
den solle, wenn einmal der schwere Schritt 
durch das dunkle Tor des Zusammenbruchs 
getan sei, den Haushofer unausweichbar 
voraussah. Seine Betrachtungen gipfelten 
immer wieder in der Frage, wo in Deutsch- 
land noch Männer zu finden seien, die ge- 
genüber dem Ausland soviel persönlichen 
Kredit besäßen, daß sie wenigstens die 
Grundsubstanz retten und den Zusammen- 
hang des Volkes bewahren könnten. Wenn 
er dann zu dem Schluß kam, daß nur noch 
in der Zone der Siebzigjährigen der eine 
oder andere zu finden sei, der diesen Kre- 
dit besäße, konnte es wohl geschehen, daß 
seine Schüler gegen solche „Vergreisung“ 
aufbegehrten. — Heute ist uns das Aufbe- 
gehren der Jugend gegen dieses Phänomen 
der Vergreisung allzu geläufig. — Haus- 
hofer hat das 'schon damals bedrückt. Im- 
mer wieder stand er vor der Frage, wie 
es unter den damals obwaltenden Umstän- 
den möglich sein sollte, auch nur einer 
kleinen Auslese von Jungen jenes Maß an 
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Wissen zu vermitteln, das unerläßlich ist, 
um verantwortungsbewußte Außenpolitik 
zu betreiben. Ich erinnere mich, daß 
Albrecht Haushofer im Jahr vor Ausbruch 
des Krieges mit einem kleinen, ausgewähl- 
ten Kreis seiner Studenten eine Exkursion 
nach England machen wollte. Sinn konnte 
ein solches Unternehmen nur haben, wenn 
man den Teilnehmern Gelegenheit gab, mit 
verschiedenen politischen 
unmittelbare 


Männern der 
Richtungen 
Gespräch zu kommen, und einen Begriff 
ihrer Lebens- und Denkweise vermittelte. 
Der Plan scheiterte an der Feststellung, daß 
keiner der für diese Exkursion Ausgewähl- 
ten einen Gesellschaftsanzug besaß, — un- 
erläßliches Kleidungsstück für Reisen auf 
englische Landsitze. — 

Die Sorge um die Heranbildung des 
Nachwuchses zu verantwortungsbewußtem 
außenpolitischem Handeln erwuchs für 
Albrecht Haushofer aus seiner alltäglichen 
Arbeit. Immer wieder hat er die Männer, 
in deren Händen damals die Verantwor- 
tung für die deutsche Außenpolitik lag, 
gewarnt und gemahnt, — „nicht hart ge- 
nug“, wie er selbst in seinen „Moabiter 
Sonetten“ bekennt, — daß der Erfolg je- 
der politischen Maßnahme im allgemeinen 
weniger davon abhänge, wie sie auf das 
betreffende Land als Gesamtheit wirke, 
sondern vielmehr davon, ob sie der dort 
herrschenden Gruppe x oder y, oder gar 
beider Gegenspieler, der Gruppe z mehr 
zu Nutzen oder Schaden gereiche. — Und 
noch ein anderes: Der Begriff der Außen- 
politik umfaßt immer nur die Summe aller 
politischen Beziehungen eines Landes zu 
seinen auswärtigen Partnern. Weltpolitik 
dagegen ist die Summe der politischen Be- 
ziehungen aller Staaten der Erde zu ihren 
jeweiligen außenpolitischen Partnern mit 
allen Rückwirkungen auf dritte und vierte 
Mächte. — Nur, wer die Grundgesetze dieses 
welipolitischen Geschehens kennt und seine 
feinsten Auswirkungen über die Erde hin 
zu registrieren und zu deuten versteht, mag 
ein erfolgreicher Außenpolitiker auch für 
sein Land sein. Je mehr Albrecht Haus- 
hofer erkannte, daß diese primitivsten Ge- 
setze alles außenpolitischen Handelns von 
den in ihrem totalitären Denken befangenen 
Männern des Dritten Reiches in den Wind 
geschlagen wurden, umso mehr zog er sich 
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in den innersten Bereich seiner Arbeit zu- 
rück, bis ihn auch dort das Schicksal ereilte. 

Die Folgen des Versagens einer deut- 
schen Außenpolitik, die die Kenntnis der 
weltpolitischen Verflechtungen mißachtete, 
haben wir auf unendlich schmerzhafte Weise 
erfahren müssen. Schwere Vorwürfe sind 
uns aus diesem Versagen erwachsen. Die sie 
aber am lautesten erhoben, saßen freilich 
selbst im Glashaus. Mit welch kindhaften 
Vorstellungen allein von den Gesetzen der 
Steppe sind die Amerikaner am Ende die- 
ses Krieges an ihre Rußlandpolitik heran- 
gegangen! Wie schwer haben wir, hat 
Europa, die ganze abendländische Welt und 
nicht minder der Ferne Osten die Folgen 
dieser Unkenntnis bezahlen müssen! 

Man könnte manchmal meinen, daß all 
das Schicksal, das uns in den letzten Jahren 
traf, noch nicht hart genug gewesen ist, um 
uns daraus lernen zu lassen. Geht es heute 
wirklich darum, zu fragen, ob die Geopo- 
litik ein artiges oder unartiges Kind oder 
gar, wie Professor Troll meint, ein „ent- 
arteter Sprößling der Geographie“ sei? 
Geht es nicht vielmehr darum, zu erkennen, 
daß verantwortungsbewußte Außenpolitik 
nur getrieben werden kann mit weltweitem 
Wissen und der Kenntnis weltpolitischer 
Zusammenhänge, zum Segen des eigenen 
Volkes so gut wie im Interesse des Frie- 
dens in Europa und der Welt? Geographie 
ist dazu so gut wie Geschichte, Soziologie 
so gut wie Rechtswissenschaft, Psychologie 
so gut wie Wirtschaftswissenschaft ein die- 
nender Helfer unter vielen. 

Albrecht Haushofer hat als einen der we- 
sentlichen Antriebe zur Niederschrift seines 
Buches „Allgemeine Politische Geographie 
und Geopolitik“ die Notwendigkeit be- 
zeichnet, „zu verhüten, daß in einer Zeit 
heftiger geschichtlicher Bewegung die Klar- 
heit der wissenschaftlichen Begriffsbildung 
unter den rasch wechselnden Bedürfnissen 
des Tages verschüttet werde“. Wir wollen 
ehrlich sein und gestehen, daß wir heute 
bereits wieder mitten in der Gefahr drin- 
stehen, solche Notwendigkeit ebenso zu 
vergessen wie in den vorhergehenden an- 
derthalb Jahrzehnten. 

Wir Deutschen haben in vergangenen 
Zeiten viel organisatorische Kraft und fach- 
liches Können aufgeboten, um Kriegsaka- 
demien und einen Generalstab aufzubauen. 
Hätten wir nur einen Bruchteil dieser 
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Kräfte dazu verwandt, auch politische Aka- 
demien und einen Generalstab der Außen- 
politik aufzubauen! Dafür zu wirken, sollte 
nach allen negativen Erfahrungen der ver- 
gangenen Jahre Vertrauen wirken, zumal 
im Ausland, und nicht Mißtrauen! 

Wenn die Lebensarbeit der beiden Haus- 
hofers, mit deren Namen das Entstehen 
deutscher Geopolitik unlösbar verbunden 
ist, nicht schon in sich den Auftrag an eine 
künftige „Geopolitik“ enthielte, Bausteine 
zu sammeln zu solchem Werk, dann aller- 
dings glaube ich, daß das Schicksal und die 
Erfahrungen der vergangenen Jahre sol- 
chen Auftrag unausweichlich fordern. Ich 
bin gewiß, daß eine neue Generation sol- 
chen Ruf versteht, mag das Streben nach 
umfassender Bildung, das er ihr auferlegt, 
auch hart sein. Solche Jugend wird allen 
danken, die den mutigen Schritt zu neuem 
Suchen und Forschen wagten. 


Walter Stubbe 


Zur Frage 
des deutschen Verteidigungsbeitrags 


Dear Sirs, 


I read ıhe first number of your periodical 
Zeitschrift für Geopolitik with great in- 
terest. If I appear to have taken a long 
time to offer you my reflections on it, it is 
because your periodical has taken a long 
time to come into my hands. 

Few would deny General Guderian’s abili- 
ties as a soldier, and as a Panzer general he 
is especially qualified to discuss space and 
time-factors in modern war. I must leave it 
to the strategists to criticize his judgments 
that the forces of the Western Powers are 
too widely dispersed, and that strong enough 
forces are not concentrated in the vital 
areas; that the suspicions and fears of the 
French — which are surely justifiable! — are 
delaying the rearmament of Germany; and 
that ıhe principle of the Sea Powers, „wait 
and see“, is unreal in the conditions of mo- 
dern warfare. 

General Guderian’s is for the most part 
an objective survey. His adherence to the 
principles of Clausewitz (...„Clausewitz 
sagt“ ... „nach Clausewitz“ ... etc.) amounts 
almost to a faith: one could almost believe 
that Clausewitz might have written the ar- 
ticle. But when Clausewitz is quoted to the 


effect that „war is an act of policy“, to be 
used consciously by politicians, then one’s 
instincts as a civilized being rebel. Politics, 
by derivation, is „the art of living together 
in cilies“: war is its negation, and modern 
war, alas, is the science of destroying cities. 
Modern societies are admittedly more com- 
plex than Greek city states, but at least 
the principle of living together holds good. 
I am not a paeifist: armed force exists and 
it is a necessary, but ugly, evil. Yet to stress 
that war is one instrument among other in- 
siruments — e. g., mutual agreements, poli- 
tical and economic conferences, arbitration 
— is to confer upon war an air of respecta- 
bility that it should by no means possess. It 
makes one think of a doctor who includes a 
sledgehammer amongst his instruments;when 
a complaint does not seem to be responding 
to more delicate instruments, he deals a 
smashing blow with his hammer. The illness 
is no longer troublesome: nor is the patient, 
for he no longer exists. Or if the patient 
were quick enough, he would avoid the blow 
and in sheer self-defence would attack the 
doctor. The logical outcome of Clausewitz’s 
position is that politicians, if things are not 
going as they want them to, should resort to 
war. They must always be prepared to strike 
as strongly as possible; therefore their 
countries must be permanently militaris- 
ed. They must strike swiftly, if possible 
before their opponents are expecting it; 
this would logically lead to so-called 
preventive wars. They must be in a 
good position to launch their blows; there- 
fore wars for strategie advantages would be 
justified. No, General: a hammer that is 
poised usually falls. Let the other man 
move his hammer first, be prepared to avoid 
or counter his blow, and then swing back. 


As an islander, I was interested in Gene- 
ral Guderian’s brief analysis of the reasons 
for the existence of strong standing armies 
on the Continent. Admittedly, defence of 
one’s frontiers cannot be called ‚militarism‘. 
Has Germany therefore unjustly been accus- 
ed of militarism? Perhaps Herr Rudel can 
answer General Guderian, when the former 
is insisting on the sterling qualities of the 
German soldier (which, once again, few have 
denied). Did not, according to Herr Rudel, 
the ‚Wehrmacht‘ occupy a great part of 
Europe and indeed of the world? And — 
once again I refer to Herr Rudel’s letter — 


272 Freie Aussprache 


were not military forces, which had been 
reckoned as undefeatable behind fortified 
lines in their own countries, overcome? Was 
this defence of German frontiers? No. The 
hammer was poised and it fell; it fell again 
and again with ever more destructive effect. 
If noı defence of frontiers, then what was 
it? Either the inevitable consequence of 
militarism, or the logical conclusion of re- 
garding war as an instrument of policy. 


As a soldier, General Guderian deals for 
the most part, with his subject in a matter- 
of-fact way. Only once does he rise to heights 
of high-flown metaphor. The Western Po- 
wers, he says, now realise with „terror“ that 
in abolishing German militarism, they have 
also abolished „the strong, dependable pro- 
tective wall“ behind which they had pre- 
viously sheltered from the menacing danger 
in the East. But now they stand face to face 
with Communism: „Eye to eye with the 
terrifying enemy things take on another 
aspect“. Things certainly have taken on 
another aspect, but in fairness to the Western 
Powers, it should be pointed out that they 
have been „eye to eye“ with terrifying foes 
before now; our „terror“ was not in evi- 
dence, any more than it is today. No, Gene- 
ral: your forte is strategy; leave rhetoric 
to the professional orators and writers. 


Beside General Guderian’s comparatively 
moderate terms; Herr Rudel’s letter almost 
shrieks at one, and to that extent deserves 
less consideration. Did the Western Powers 
defame German soldiers? Herr Rudel does 
his best to turn the tables by putting down 
any bravery in the Western Allies’ vietory 
to „massed material on the ground and in 
the air“. He accuses the Western Allies of 
not listening during the war to German pro- 
paganda for a concerted European „Anti- 
Bolshevist“ crusade. Was the „Blitz“ on 
London in 1940 part of the crusade? Besides, 
theRussians became our allies:we did notally 
ourselves with them in order to turn against 
them at the first advantageous moment. 


Rearmament, whether of Germany or of 
any other Western Power, and however ur- 
gent, remains a necessary evil. Herr Rudel 
uses the „evil necessity“ of rearmament as 
a fixed point from which to bargain for con- 
ditions. The conditions might well be left to 
the trained minds of politicians who are 
qualified to treat with each other on such 
subjeets. 
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I do think that Herr Rudel is more thana 
litile hard on the 116.and 2.PanzerDivisions: 
some German soldiers always try to explain 
away defeat by saying that ıhe fighting forces 
were never really defeated, but that they 
were treacherously „stabbed in the back“ by 
someone or other. 

Herr Rudel waxes satirical at the Western 
Powers volteface and their present 
proposals to rearm Germany; he stipulates 
the only conditions upon which he would 
be prepared to rearm. He even hints a threat 
that ihe Western Powers had better be care- 
ful or they might encourage „ostfreundlich“ 
tendencies among his countrymen. 

But then he breaks the back of his case by 
affirming that whatever happens Germany 
would not submit without resistance to Bol- 
shevism: „Wir konnten es nicht von vorn- 
herein auf uns nehmen, daß unser Volk 
kampflos dem Bolschewismus den Weg in 
Europa freigibt“. In other words, Herr Ru- 
del, „mit uns“ or „ohne uns“, you would 
resist. _ 

The point is not so much that the Western 
Powers are trying to enlist German aid to 
defend themselves, the Western Powers, as 
that ihey are prepared to find strength in 
the manner which General Guderian advoc- 
ates by fighting alongside German soldiers 
and to help themselves by helping Germany 
to defend herself. 

Herr Rudel would have a new force of 
German idealists with the ideal of „the Ger- 
man soldier“ in the forefront of their minds. 
Might I suggest that a better ideal, not only 
for German soldiers, but for all, would be 
„a stable peace for all the peoples of the 


world“. 
Yours faithfully, 


(name and address supplied) Britannicus. 


Übersetzung 


Sehr geehrte Herren! 


Ich habe die erste Nummer Ihrer Zeitschrift GEO- 
POLITIK mit starkem Interesse gelesen. Es mag 
etwas lange gedauert haben, bevor ich Ihnen meine 
Überlegungen dazu sende; aber das liegt daran, daß 
Ihre Zeitschrift erst sehr spät in meine Hand ge- 
kommen ist. 

Kaum jemand würde General Guderians soldati- 
sches Können bestreiten, und als Panzergeneral ist 
er besonders berufen, die Faktoren Raum und Zeit 
im modernen Krieg einer Prüfung zu unterziehen. 
Ich muß es den Strategen überlassen, sein Urteil, 
daß die Streitkräfte der Westmächte zu weit zer- 
streut sind und daß man nicht genügend starke 
Streitkräfte in den lebenswichtigen Zonen konzen- 
triert hat, kritisch zu prüfen. Das gleiche gilt für 
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seine Feststeliung, daß Mißtrauen und Angst der 
Franzosen, — aber diese Gefühle sind doch sicher- 
lih zu rechtfertigen! — die Aufrüstung Deutsch- 
lands verzögern und daß der Grundsatz des Ab- 
wartens, den die ozeanischen Mächte anwenden, un- 
ter den Bedingungen einer modernen Kriegführung 
der Wirklichkeit nicht angepaßt ist. 

General Guderians Beitrag stellt zum größeren 
Teil eine objektive Betrachtung dar. Seine Treue 
gegenüber den Grundsätzen von Clausewitz („Clause- 
witz sagt...“, „nach Clausewitz...“ usw.) sieht 
fast wie ein religiöser Glaube aus: man könnte bei- 
nahe annehmen, Clausewitz selbst habe den Artikel 
geschrieben. Aber wenn Clausewitz zu dem Satz 
kommt, daß „der Krieg ein Mittel der Politik ist“, 
daß also die Politiker dieses Mittel bewußt an- 
wenden dürften, dann erhebt sich in einem Men- 
schen von Kultur instinktiver Widerspruch. Die Po- 
litik bedeutet dem Wortbegriff nach „die Kunst des 
Zusammenlebens in einer gemeinsamen Vaterstadt“: 
— der Krieg ist ihr Gegenteil. Und der moderne 
Krieg ist leider die Wissenschaft, wie man Städte 
zerstört. Zugegebenermaßen sind moderne Gemein- 
wesen größere Komplexe als griechische Stadtstaaten, 
aber schließlich gilt immer noch der Grundsatz, 
daß man in ihnen mit anderen zusammen leben muß. 
Ich bin kein Pazifist: — Waffengewalt existiert, und 
sie ist nun einmal ein notwendiges, wenn auch häß- 
liches, Übel. Aber zu behaupten, daß der Krieg ein 


Mittel unter anderen ist, — wie es z.B. zweiseitige 
Abmachungen, politische und wirtschaftliche Kon- 
ferenzen, Schiedssprüche auch sind, — verleiht ihm 


einen Mantel der Anständigkeit, den er unter keinen 
Umständen besitzen darf. Es erinnert an einen Arzt, 
ler neben anderen Instrumenten auch einen Vor- 
;chlaghammer gebraucht; wenn ein Leiden auf fei- 
rere Instrumente nicht zu reagieren scheint, dann 
eilt er eben einen Vernichtungsschlag mit dem 
Jammer aus. Die Krankheit wird danach keinen 
Ärger mehr verursachen: aber der Patient auch nicht, 
lenn er lebt nicht mehr. Ist andererseits der Pa- 
ient flink genug, dann weicht er dem Schlag aus 
ınd attackiert in reiner Selbstverteidigung seiner- 
eits den Arzt. Das logische Endergebnis der An- 
icht von Clausewitz bedeutet, daß die Politiker, 
venn sich die Lage nicht wunschgemäß entwickelt, 
um Krieg greifen dürfen. Sie müssen immer bereit 
ein, so hart wie möglich zuzuschlagen; deshalb 
nüssen ihre Staaten in permanenter Kriegsbereit- 
chaft leben. Sie müssen rasch zuschlagen, möglichst 
evor ihre Gegner den Schlag erwarten: von da aus 
ommt man logisch zur Forderung nach dem soge- 
annten Präventivkrieg. Sie müssen in einer guten 
‚usgangsstellung für ihre Schläge sein: deshalb las- 
en sich Kriege um strategische Vorteile rechtfer- 
igen. Nein Herr General: ein Hammer, der einmal 
eschwungen wird, pflegt auch niederzufallen. Lassen 
ie die andere Seite zuerst ihren Hammer in Be- 
egung setzen, bereiten Sie sich darauf vor, dem 
chlag der anderen Seite auszuweichen oder ihn zu 
rwidern, — schlagen Sie nur zurück. 

Als Inselbewohner interessierte mich General 
uderians kurze Analyse der Gründe für die Exi- 
enz starker stehender Heere auf dem europäischen 
estland. Ich muß zugeben, daß man die Verteidi- 
ıng der eigenen Grenzen nicht „Militarismus“ nen- 
:n darf. Jst deshalb der Vorwurf des Militarismus 
ıgerechtfertigt gegen Deutschland erhoben worden? 
Vielleicht findet sich eine Antwort für General 
uderian bei Herrn Rudel, der die Tüchtigkeit des 
utschen Soldaten betont (kaum jemand hat diese 
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Tüchtigkeit in Zweifel gezogen). Schreibt nicht Herr 
Rudel, daß die Wehrmacht einen großen Teil Euro- 
pas, sogar einen Teil der ganzen Welt, besetzt 
hat? Und mußten sich nicht. — wieder nach dem 
Brief Herrn Rudels —, Heere, die man hinter Fe- 
stungswällen in ihrem Heimatland für unbesiegbar 
hielt, geschlagen geben? War das nur eine Vertei- 
digung der deutschen Grenzen? Nein, der Hammer 
wurde hochgehoben und fiel dann auch nieder; er 
fiel immer wieder, seine Wirkung wurde jedesmal 
vernichtender. Weun es also nicht um Grenzver- 
teidigung ging, worum ging es dann? Entweder um 
ein unvermeidliches Ereignis des Militarismus oder 
um die logische Schlußfolgerung aus der Theorie, 
daß der Krieg ein Mittel der Politik sei. 

Als Soldat behandelt General Guderian 
Gegenstand fast überall nüchtern. Nur einmal schwingt 
er sich auf die Höhen eines bombastischen Ver- 
gleichs. Er sagt, daß die Westmächte heute mit 
„Schrecken“ einsehen, wie sie durch die Vernichtung 
des deutschen Militarismus auch „den starken, zu- 
verlässigen Schutzwall“ vernichtet haben, hinter dem 
sie vorher geborgen vor der drohenden Gefahr im 
Osten leben konnten. Heute stehen sie dem 
Bolschewismus unmittelbar gegenüber: „Auge in Auge 
mit dem furchtbaren Feind gewinnen die Dinge ein 
anderes Gesicht“. Allerdings haben die Dinge ein 
anderes Gesicht gewonnen; aber man muß den West- 
mächten gerechterweise zugestehen, daß sie auch 
schon früher „Auge in Auge“ vor schreckenerregen- 
den Feinden gestanden haben; nur hat man von 
„Schrecken“ nichts gemerkt, — ebensowe- 
nig wie heute. Nein, Herr General: Ihre Stärke 
st die Strategie; überlassen Sie die Rhetorik den 
Berufsrednern und -schreibern. 

Neben General Guderians 
voller Ausdrucksweise schreit 
den Leser fast an, insofern 
Beachtung. Haben wirklich die Westmächte den 
deutschen Soldaten die Ehre abgesprochen? Herr 
Rudel bemüht sich heftig, seinerseits dasselbe um- 
gekehrt zu tun, indem er militärische Leistungen 
beim Sieg der Westalliierten „den Materialmassen 
am Boden und in der Luft“, zuschreibt. Er wirft 
den Westalliierten vor, daß sie während des Krie- 
ges nicht der deutschen Propaganda gefolgt sind, 
die zu einem gemeinsamen europäischen „antibolsche- 
wistischen* Kreuzzug aufrief. Waren die Luftangriffe 
auf London im Jahre 1940 vielleicht ein Teil dieses 
Kreuzzuges? Außerdem wurden die Russen unsere 
Verbündeten: wir schlossen das Bündnis nicht mit 
ihnen ab, um ihnen im ersten günstigen Augenblick 
in den Rücken zu fallen. 

Jede Aufrüstung, ob es sich um Deutschland oder 
eine andere Macht im Westen handelt, bleibt ein 
notwendiges Übel, so dringlich sie auch immer sein 
mag. Herr Rudel benützt das notwendige Übel der 
Wiederbewaffnung als Ausgangspunkt für ein Feil- 
schen um einen günstigen Preis. Man kann die Fest- 
setzung des Preises ruhig den geschulten Köpfen 
der Politiker überlassen, die zum Verhandeln über 
Gegenstände dieser Art berufen sind. 

Ich bin der Ansicht, daß Herr Rudel der 116. 
und der 2. Panzerdivision kaum Recht widerfahren 
läßt: es gibt deutsche Soldaten, die stets versuchen, 
eine Niederlage mit der Behauptung wegzuerklären, 
daß die Kampftruppe nie wirklich geschlagen wor- 
den sei, sondern von irgend einer Macht verräte- 
rischerweise einen „Dolchstoß* empfangen habe. 

Herr Rudel macht sich über die Kehrtwendung der 
Westmächte und ihre gegenwärtigen Vorschläge zu 


seinen 


aber 


unserem 


verhältnismäßig maß- 
Herrn Rudels Brief 


verdient er weniger 
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einer Wiederbewaffnung Deutschlands lustig. Er stellt 
unerläßliche Bedingungen, ohne die er sich zu einer 
Wiederbewaffnung nicht bereitfinden will. Er winkt 
sogar mit der Drohung, die Westmächte sollten sich 
in acht nehmen, sonst könnten sie „ostfreundliche“ 
Strömungen bei seinen Landsleuten fördern. 

Dann aber pfuscht er seiner eigenen Sache ins 
Konzept, feststellt, Deutschland werde 
sich nicht widerstandslos dem Bolschewismus unter- 
geschehen möge: „wir 
konnten es nicht von vornherein auf uns nehmen, 
daß unser Volk kampflos 
Weg in Europa freigibt“. Mit anderen Worten: „mit 
uns“ oder „ohne uns“, — Sie werden sich wehren, 
Herr Rudel. 

Es handelt sich ja garnicht in erster Linie darum, 
daß die Westmächte die deutsche Hilfe einspannen 
wollen für ihre eigene Landesverteidigung, sondern, 
daß sie bereit sind, sich mit der Methode, die Ge- 
Guderian fordert, stark 
sie Seite an Seite mit dentschen Soldaten kämpfen. 
Sie erstreben Unterstützung, indem sie Deutschland 
dazu verhelfen, daß es sich elbst verteidigen kann. 

Herr Rudel wünscht sich eine neue Schar von 
Idealisten in Deutschland, die das Ideal „deutscher 
Soldat“ hochhalten. Darf ich ein besseres Ideal nicht 
nur für deutsche Soldaten, sondern für alle vor- 
schlagen: „einen sichereren Frieden für alle Völker 
auf der Erde“? 


indem er 


werfen, was auch immer 


dem Bolschewismus den 


neral zu machen: indem 


* Britannicus 


Zur Versorgungslage in der Sowjetunion 


Sehr geehrte Herren! 


Bei der Lektüre Ihrer Zeitschrift stelle 
ich mit Genugtuung fest, daß einige Thesen 
des Aufsatzes von Prof. Raupach, den Sie 
im Januarheft gebracht haben, nicht un- 
widersprochen geblieben sind. Im zweiten 
Heft gibt Arthur W. Just zu, daß die Acker- 
baureserven in der Sowjetunion in der Tat 
beschränkt sind. Doch weist er auf große 
Intensivierungsmöglichkeiten auf der, ab- 
solut gesehen, großen Agrarfläche hin. 

Zur industriellen Leistungsfähigkeit ist 
zu sagen, daß die zugegebenermaßen rela- 
tiv schlechte Versorgung der Bevölkerung 
mit Konsumgütern damit zusammenhängt, 
daß ein armes Land einen gewaltigen In- 
dustrieaufbau ohne gewaltige Auslandskre- 
dite nur dann durchsetzen kann, wenn es 
die Erzeugung von industriellen Konsum- 
gütern bewußt hinter das Erfordernis einer 
sehr großen Erzeugung von Investitionsgü- 
tern zurückstellt. Dazu kommen noch der 


* Der Verfasser hat der Schriftleitung seinen Na- 
men und die Anschrift mitgeteilt, jedoch aus per- 
sönlichen Gründen gebeten, mit einem Decknamen 
unterzeichnen zu dürfen. Mit dieser Zuschrift schließen 
wir die in Heft] begonnene Aussprache zum Pro- 
blem der Wiederbewaffnung ab. 
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Bedarf an Rüstungsgütern und auch die 
zum Teil bedenklichen Folgen der Rei- 
bungsverluste in der Produktion, die in 
einem zwangswirtschaftlich arbeitenden 
Lande jedenfalls im Augenblick und wahr- 
scheinlich in gewissem Grade stets unver- 
meidlich sind. Professor Raupach wünscht 
sicherlich nicht, daß seine Argumentation 
als Beweis für die Aussichtslosigkeit jedes 
Verständigungsversuchs mit der Sowjetunion 
aufgefaßt wird. Es ist daher wohl notwen- 
dig, überscharfe Formulierungen in bezug 
auf die agrarischen und anderen Produk- 
tionsreserven zu vermeiden und an ihrer . 
Stelle detaillierte Zahlen zu geben, soweit 
das möglich ist. Ihre Leser werden Ihnen für 
die Bemühungen um neue sachliche Infor- 
mation gewiß dankbar sein. 


Albert Wissler 


Sehr geehrte Herren! 


In einigen Zuschriften zu meinem Bei- 
trag über die sowjetische “Außenpolitik 
wurde die Einschätzung der sowjetischen 
Ernährungsmöglichkeiten teils als zu pessi- 
mistisch, teils — soweit es die gegebene 
Zahl von 150 Millionen t betraf — als zu 
hoch begriffen bezeichnet. Die jüngste For- 
schung — ich nenne vor allem N. Jasny, 
„The Socialized Agriculture of the USSR“, 
Stanford, Cal. 1949, 873 S,, und, ihn vor- 
sichtig auswertend, R. Plate „Der Weltge- 
treidemarkt nach dem Zweiten Weltkrieg,“ 
Berlin 1950, S. 25 und 99 ff., — kommt zu 
nicht ganz widerspruchsfreien, wenn auch 
für die Beurteilung der Zukunftsentwick- 
lung ausreichenden Ergebnissen. Danach 
sollte die Getreidefläche (einschließlich Hül- 
senfrüchte) Ende 1950 rund 106 Millionen 
Hektar betragen, also nicht viel größer als 
1909/13 (damals unterschätzt!) und um 
etwa 8Millionen ha kleiner als 1934/38 
im heutigen Gebiet der Sowjetunion sein. Die 
Beschränkung des Getreidebaus sollte der 
Vergrößerung der Viehaufzucht zugute- 
kommen. Die durchschnittliche Ertragsver- 
wertung von 12 dz je ha für 1950 bezieht 
sich, wie dort jetzt üblich, auf den Halm, 
und der Speicherertrag dürfte bei 20 v.H. 
Schwund bei etwa 9,6 dz, die Speicherernte 
bei 100 Millionen t liegen. Das sind nur 
etwa 25 v. H. mehr, als im Durchschnitt 
1909/13 (damals unterschätzt) erzeugt 
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wurde, während die Bevölkerung um mehr 
als 59 v. H. zugenommen hat. Wenn ich trotz 
der sowjetischen Schätzung von 127 Millionen 
Tonnen vorsichtshalber 150 Millionen ein- 
seizte, so sollten für eine Entwicklung auf 
lange Sicht — und eine solche interessierte 
im Zusammenhang unseres Themas — alle 
erdenklichen Reserven einbezogen sein, die 
in den Überschüssen Ostmitteleuropas, dem 
forcierten Hinausschieben der nördlichen 
Getreidegrenze, in den Schrebergärten der 
Kolchosarbeiter und der Städte und in je- 
nen Bewässerungsprojekten liegen mögen, 
von denen Just in seinem Diskussionsbei- 
trag in Nr. 2 dieser Zeitschrift sprach. Aber 
auch dann wäre die Knappheit auf 200 
Millionen Einwohner und den steigenden 
Futterverbrauch umgerechnet immer noch 
groß, vor allem wenn man die Notwendig- 
keit der Bildung großer Reserven berück- 
sichtigt, die aus klimatischen und wehrpo- 
litischen Gründen angelegt werden. 


Hans Raupach 


Wir schließen hiermit die Aussprache zu 
dem Beitrag Prof. Raupachs im Februarheft. 


Schriftleitung 


Zum ersten Fünfjahresplan Rumäniens 
Sehr geehrte Herren! 


Der Beginn der neuen Wirtschaftsplanung 
in Rumänien, über den Sie im Februar- 
heft Ihrer Zeitschrift berichteten, war ur- 
sprünglich für den 1. Januar 1950 ange- 
setzt. Die mangelnde Durchführung des 
Haushaltsplanes für 1949 ließ es den sowje- 
tischen Wirtschaftsberatern in Bukarest je- 
doch notwendig erscheinen, diesen Termin 
auf ein Jahr später zu verschieben und aus 
dem Wirtschaftsplan für 1950 eine Art Ge- 
neralprobe zu machen. Aber am Ende die- 
ser Exerzierperiode waren die Sowjets mit 
ihrer Wirtschaftsverwaltung in Rumänien 
genau so unzufrieden wie ein Jahr vorher. 
So wurde z. B. der Plan für die Erdölproduk- 
tion nur zu 97,14 Prozent (Förderung) 
bzw. 93,9 Prozent (Raffination) erfüllt. 
Sie werfen auch diesmal ihren Bevollmäch- 
tigten in Rumänien Mangel an Energie und 
ungenaue Kenntnis der „russischen Metho- 
den“, aber auch Sabotage seitens des „Klas- 
senfeindes“ Nicht nur „rumänische“ 
Minister wurden ihres Postens enthoben, 
sondern auch sowjetische „Sachverständige“ 
ıbberufen (viel Aufsehen erregte die Ab- 


vor. 


berufung des russischen Leiters der „Sov- 
romconstructia“, Strajnikow). Die russische 
Kritik einesteils auf ohne weiteres 
verständlichen Unzulänglichkeiten des ru- 
mänischen Wirtschaftsgefüges der Nach- 
kriegszeit beruhen, andererseits stellt sie 
offensichtlich einen bewußten psychologi- 
schen Druck der Besatzungsmacht dar, die 
sich nicht mit den Leistungen ihrer Vasallen 
zufrieden zeigen will. 


mag 


Wie dem auch sei, eine weitere Verschie- 
bung des ersten Fünfjahresplanes in Ru- 
mänien war vom Standpunkt Rußlands aus 
nicht mehr angebracht, und das erste, was 
sich über dessen Struktur und Ziele sagen 
läßt, ist, daß es sich dabei nicht um einen 
rumänischen, sondern um einen russisch- 
sowjetischen Plan handelt. In der Tat 
verrät der erste Fünfjahresplan Rumäniens 
unmißverständlich den Willen der Sowjet- 
union, diesen Satelliten in ihre p oli- 
tische, Wirtschafts- und Vertei- 
digungssphäre vollständig und end- 
gültig einzubauen. Daher das Übergewicht 
der vorgesehenen Investitionsquoten für die 
Schwerindustrie (42,1%) in einem 
im wesentlichen immer noch agrarischen 
Land, dem die natürlichen Rohstoffquellen 
dafür größtenteils fehlen; daher die geringe 
Veranschlagung der Investitionen für die 
Landwirtschaft (9,5%) und die Produk- 
tion von industriellen Verbrauchsgütern 
(9,3 %). In diesem Sektor wird Rumänien 
nach den Angaben des Planes erst am 
Ende der fünf Jahre die Höhe der Vor- 
kriegsproduktion erreicht haben. Im übrigen 
stellt diese Entwicklung in der rumänischen 
Wirtschaft nichts Neues dar. Im vergangenen 
Jahr war z. B. die Kugellagerproduktion um 
3470 Prozent und die der Werkzeugmaschi- 
nen um 958 Prozent über die des Jahres 1949 
gestiegen, während die entsprechenden Sätze 
für die Konsumgüter und die Lebensmittel 
zwischen 109 Prozent und 140 Prozent lagen. 

Seine reichen Erdölquellen macht Ru- 
mänien für diese strategische Funk- 
tion innerhalb des sowjetischen Verteidi- 
gungssystem besonders geeignet. Daher 
die große Bedeutung, die schon im ersten 
Artikel des Planes der Erdölproduktion, 
besonders der Extraktion, beigemessen wird, 
die im fünften Jahr etwa 10 Millionen to 
durch rücksichtslose Ausbeutung der vorhan- 
denen Reserven erreichen soll. 

Nicolae Alexandru 
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Zum Tode Ferdinand Porsches 


Sehr geehrte Herren! 


Die Zuschrift, die Professor Rein im März- 
heft Ihrer Zeitschrift über Heinrich von 
Srbik veröffentlichen konnte, veranlaßt mich 
zu der Bitte, auf Ihren Seiten Ferdinand 
Porsches gedenken zu dürfen, der in der 
Donaumonarchie geboren wurde, auf der 
Wiener „Technik“ als Schwarzhörer seine 
technische Begabung und handwerkliche 
Ausbildung durch fachliches Wissen ergänzte, 
den ersten reinen Benzinwagen für Austro- 
Daimler konstruierte, von Kaiser Franz Jo- 
sef durch ein Handschreiben beglückwünscht 
wurde, das Ehrendoktorat der Technischen 
Hochschule Wien erhielt, ein Werk in Wie- 
ner Neustadt leitete, in Steyr arbeitete, nach 
1945 von seinem kleinen Hof in Zell am See 
aus Ackerschlepper baute, nach der Rück- 
kehr aus der Gefangenschaft aber kein Hei- 
matrecht in Österreich erhielt, sondern 1949 
endgültig über die Grenzen ging, die in sei- 
ner Kindheit das Kaiserreich umschlossen 
hatten. Im persönlichen Geschick des großen 
Technikers spiegelt sich wie in dem des gro- 
Ben Gelehrten das Schicksal unseres Erdteils, 
in dem Länder und Völker durch Grenzen 
zerrissen und Menschen über Grenzen gejagt 
oder in Grenzen gefangengehalten werden. 

Die Menschlichkeit und die Unmenschlich- 
keit der europäischen Völker hat Porsches 
Leben bis ans Ende geprägt. Er wurde 1875 
in Maffersdorf in Nordböhmen geboren. 
Während der andere große Konstrukteur der 
Sudetendeutschen, Ledwinka, der die Tatra- 
wagen zu dem machte, was sie heute sind, im 
Alter von über siebzig Jahren in einem Ge- 
fängnis der gegenwärtigen Tschechoslowaki- 
schen Republik gehalten wird, starb Porsche 
im Land Württemberg-Baden, einem „Auf- 
nahmeland“ seiner vertriebenen Landsleute. 
Ferdinand Porsche folgte aus Österreich 
einer französischen Einladung zu einem 
Bankett, das in Baden-Baden zu seinen 
Ehren stattfinden sollte. Während des Ban- 
ketts wurde er von der Sicherheitspolizei 
der Franzosen auf Veranlassung eines fran- 
zösischen Automobilindustriellen verhaftet, 
den er selbst während des Krieges vor der 
deutschen Staatspolizei gesichert hatte: er 
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sollte während des Krieges französische Ma- 
schinen und Arbeiter nach Deutschland. ge- 
bracht und die Verantwortung für Sühnemab- 
nahmen gegen Sabotageakte in französischen 
Automobilfabriken getragen haben. Der 72- 
jährige war insgesamt 22 Monate in Haft: 
in Baden-Baden, in Paris, wo er vom Gefäng- 
nis aus bei der Konstruktion neuer Renault- 
Wagen mitwirkte, in Dijon. Gegen eine Kau- 
tion von 1 Million Franken wurde er in die 
österreichische Polizeiaufsicht entlassen. Die 
Summe wurde durch einen französischen 
Rennfahrer und einen italienischen Auto- 
mobilindustriellen aufgebracht. Ferdinand 
Porsches Sohn hat als Dank einen neuen 
Rennwagen für den Italiener konstruiert. 


Der böhmische Klempnersohn Ferdinand 
Porsche hat bei der Überwindung der Natur 
durch die Technik geholfen: Er hat von einer 
Blockhütte aus die Stadt des Volkswagen- 
werks gebaut. Er hat bei der Freilassung aus 
dem Gefängnis die zahllosen Volkswagen im l 
Dienste der Besatzungsmächte auf den Stra- 
Ben gesehen. Seine Volkswagen fuhren im 
Zweiten Weltkrieg durch Nordafrika und 
durch den russischen Winter, wie seine Zug- j 
maschinen im Ersten Weltkrieg die berühm- 
ten österreichischen Mörser vor Lüttich oder 
Prezemysl geschleppt hatten. 1909 versäumte 
Porsche die Preisverteilung für die Prinz- 
Heinrich-Fahrt, weil er sich schon mit einer 
Konstruktion für den Wettbewerb von 1910 
beschäftigte. Bundesminister Seebohm sagte 
in seiner Gedenkrede auf dem Friedhof am 
30. Januar 1951: „Damals kam Porsche zu 
dem Ergebnis, daß nicht mehr die Steigerung 1 
des Aufwandes an Kraft, sondern nur noch 
die Herabsetzung des Luftwiderstandes den 
Gewinn bringen könne, der zum weiteren 


” .. ” ' 
Fortschritt führt. Damals tat er den Schritt 


vom Erfinder zum Diener an der Perfektion 
der Technik. Es ging nicht mehr darum, die 
Natur durch stärkere Motoren zu überwin- 
den, sondern sich dem Naturgesetz durch die | | 
Gestaltung der Stromlinienform zu beugen 
und sich derart dem Wollen der Natur ein- 
zufügen und damit dem Bauprinzip der Na- 
tur zu folgen, mit dem geringsten Aufwand 
den größtmöglichen Erfolg zu erzielen.“ }| 
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WELTGESCHICHTE 


Bearbeitet von Oberstudiendirektor K. Leonhardt 


- 


Mit 75 vielfarbigen Karten und Plänen in Großformat (25X34,5 cm) 


In mehrfarbigem starkem Umschlag mit Leinenrücken 


DM 5,40 


Der Atlas ist nach einem einheitlichen Plan ausgeführt und weist gegenüber 


den bisherigen Geschichtsatlanten bedeutende Verbesserungen auf. 


GroßräumigeKarten von der Vorgeschichte bis zur Gegenwart, die den jeweiligen 
historischen Raum in seiner ganzen Ausdehnung umfassen, regen zur universalen Geschichts- 


betrachtung an. 


Völker und Staaten sind innerhalb der großen geschichtlichen Zeitabschnitte immer in der en Br 
gleichen Farbe wiedergegeben, wodurch eine schnelle Orientierung sehr er- 


leichtert wird. ; x - 


Einheitliche Maßstäbe, die sich zueinander wie 1:2:4:8 usw. verhalten, ge- > 


statten interessante Größenvergleiche innerhalb des gesamten Kartenwerkes. : E 


Einheitliche Anordnung der Hauptkarten in Querformat unter Vermeidung jeglicher 
behindernder Faltung gewährleistet schnelle Übersicht über die Schicksale der. FAR = 4 
Völker und Staaten. " 


Die Karten sind kartographisch sauberund zuverlässig gezeichnet, inachtfa r- 
bigem Offsetdruck hergestellt und ergeben ein harmonisches, auch ästhetisch in jeder 
Weise befriedigendes Bild. 

Der zunächst für Schüler und Studenten bestimmte Atlas ist fürjedenvon größ- 
tem Interesse, der an geschichtlichen und politischen Fragen R 


Anteilnimmt und schnelle Unterrichtung über Einzelfragen oder den Gesamtablauf ; 
der Geschichte wünscht. 
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